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Vorwort

Wenn ich gefragt werde, was mich im zuriickliegenden Jahr am meisten personlich
bewegt hat, dann war es ohne Frage eine ganze Reihe von emotionalen Begegnun-
gen. Begegnungen mit Angehorigen von gefallenen Soldaten beispielsweise. Begeg-
nungen mit verwundeten Soldaten. Begegnungen mit traumatisierten Soldaten. Be-
gegnungen mit Soldaten, die ihr Leben lang behindert sein werden, und
Begegnungen mit Hinterbliebenen von Verungliickten und von Soldaten, die sich
selbst das L eben genommen hatten. Bei all diesen Begegnungen wurde mir nicht sel-
ten in einer erschiitternden Weise vor Augen gefiihrt, was es heute bedeutet, wenn
wir in unserem Land Uber die Bundeswehr als Armee im Einsatz sprechen. Deshab
stehen die Sicherheit und der Schutz unserer Soldatinnen und Soldaten ganz oben auf
meiner Arbeitsagenda. Damit ist sowohl die personliche Schutzausriistung gemeint,
als auch die Sicherheit mit Blick auf geschitzte und gepanzerte Fahrzeuge, Feld-
lagersicherheit und die vielen anderen Aspekte, die in diesem Zusammenhang eine
Rolle spielen.

Vor wenigen Wochen hatte ich Gelegenheit, die Wehrtechnische Dienststelle 91 in
Meppen zu besuchen. Die WTD 91 ist das Technologiezentrum fir die Bereiche
Waffen und Munition der Bundeswehr. Eines der wichtigsten Tétigkeitsfelder dieser
Dienststelleist die Analyse von im Auslandseinsatz durch Sprengfallen beschadigten
oder zerstérten Fahrzeugen der Bundeswehr. Aus diesen Untersuchungen werden
mal3gebliche Erkenntnisse Uber den jeweiligen Hergang eines Anschlages gewon-
nen. Diese dienen dann as Grundlage zur Verbesserung der Fahrzeugschutzeinrich-
tungen.

In Meppen hatteich auch die Mdglichkeit, jene Fahrzeuge zu sehen, die bei den letz-
ten Anschldgen auf unsere Soldaten in Afghanistan schwer beschédigt wurden. Ich
sah beispielsweise den Transportpanzer ,,FUCHS®, der zwar durch eine Sprengfalle
stark beschadigt worden war, aber den darin sitzenden beiden Soldaten das Leben
rettete, wenngleich sie durch eine in den Fahrgastraum gedriickte Glasscheibe
schwer verletzt wurden. Bel einem anderen Autowrack, einem vollkommen ausge-
brannten Mehrzweckfahrzeug ,, MUNGO", waren die beiden Soldaten der Saarland-
brigade unmittelbar vor dem Sprengstoffanschlag aus dem Fahrzeug gestiegen. Sie
hatten keine Chance.

Dieser Besuch zeigte mir wieder einmal in geradezu brutaler Weise, was der oft allzu
beilaufig verwendete Begriff , Einsatzarmee” tatsichlich bedeutet. Aber nicht nur
derart existentielle Fragen fir unsere Soldatinnen und Soldaten, sondern auch fast
alle Ubrigen Bereiche des soldatischen Dienstes haben heute direkt oder indirekt mit
den Auslandseinsétzen zu tun. Ob es sich beispiel sweise um die personelle und ma-
terielle Ausstattung der Streitkréfte handelt, um die Nachwuchsgewinnung, um die
Qualitét der sanitétsérztlichen Versorgung, um die Notwendigkeiten einer optimalen
Aushildung oder wenn es um die zentralen Fahigkeiten der Bundeswehr geht: Die
Einsatzrelevanz spielt stets eine elementare Rolle. Nicht zuletzt deshalb ist alles auf
die Einsétze ausgerichtet, haben die Einsdtze immer Vorrang.

Auch in meiner Verantwortung habe ich auf die Tatsache Riicksicht zu nehmen, dass
unsere Bundeswehr zwischenzeitlich ihre Rolle as Einsatzarmee gefunden hat.
Nicht zuletzt deshalb hat sich die grundsétzliche Entscheidung bei meiner Amtsiiber-
nahme, einmal jahrlich alle grofien Einsatzgebiete zu besuchen, als richtig und not-
wendig erwiesen. Die Soldatinnen und Soldaten kdnnen mit Recht erwarten, dass
sich der Wehrbeauftragte personlich ein Bild von der jeweils aktuellen Situation in
den Missionen verschafft. Dabel geht es um alle Rahmenbedingungen des Einsatzes.
Notwendig sind diese Truppenbesuche deshalb, weil im Hinblick auf die origindre
Sicherheit unserer Soldaten immer wieder Aspekte zu Tage treten, die ich im Rah-
men meiner speziellen Moglichkeiten aufgreifen und zu deren kurzfristigen Losun-
gen ich beitragen kann.

Dies wurde beispielsweise im Rahmen meines zehntégigen Truppenbesuches im
Sommer 2008 in Afghanistan einma mehr deutlich. Erstmalig habe ich in meine
jéhrliche Reise zu den deutschen ISAF-Kréften auch die ,Militérstadt” Kandahar
Airfield im Siiden des Landes mit einbezogen. In Kandahar sind seit Oktober 2006
bis zu 38 Fernmelde-Speziaisten fur die Wartung und Sicherstellung der NATO-
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Kommunikationsnetze eingesetzt. Eine Fahigkeit, tber die nur wenige Biindnispart-
ner verfigen. Aufgrund meiner wiederholten Hinweise wurde dieser Spezialeinsatz
bei der letzten Mandatsverlangerung durch den Deutschen Bundestag ausdriicklich
im Mandatsbeschluss aufgefiihrt.

In Kandahar Airfield sind etwa 12 000 Soldaten und 3 000 Zivilisten stationiert. Auch
die deutschen Soldaten sind auf dem riesigen Areal in Containern untergebracht. Nur
wenige Wochen vor meinem Besuch war unweit der deutschen Unterkiinfte eine Ra-
kete eingeschlagen. Dabei entstand gliicklicherweise nur Sachschaden. Wie mir die
deutschen Soldaten aber berichteten, habe man wiederholt —insbesondere nach diesem
Raketenangriff — die zusténdigen Stellen gebeten, einen Bunker fur die deutschen
Kréfte zu errichten, wie er auch den Soldaten der anderen Nationen zur Verfiigung
stehen wiirde. Trotz dieser Bitte sei aber nichts geschehen. Dies habe ich sofort nach
meiner Rickkehr zum Anlass genommen, den Verteidigungsausschuss und zeit-
gleich den Bundesminister der Verteidigung zu informieren. (Sachlich zustandig fur
die Sicherheit waren Ubrigens die NATO-Dienststellen.) Aufgrund dieser Interven-
tion wurde die unverziigliche Schaffung eines Unterstandes zum Schutz vor Rake-
tenangriffen fir die Soldaten zugesagt.

Uberschattet wurde mein Besuch bei den | SAF-Verbanden von der sich zunehmend
verschlechternden Sicherheitslage auch im Norden Afghanistans, dort also, wo die
Bundeswehr verantwortlich ist. Was mir bei sémtlichen Gesprachen auf der Fih-
rungsebene, wie auch aus den nachgeordneten Verantwortungsbereichen vorgetragen
wurde, das waren die gravierenden Probleme im Zusammenhang mit der zu der Zeit
gultigen Mandatsobergrenze von 3500 Soldaten.

Bereits Anfang 2008, so wurde mir Ubereinstimmend berichtet, war abzusehen, dass
die Obergrenze zu niedrig bemessen war, um die notwendigen Verstéarkungskréfte
fur die deutschen Truppen auf die entsprechenden Feldlager zu verteilen. Statt die
Aufstockung der Obergrenze friihzeitig bei den politisch Verantwortlichen vorzu-
bringen, wurden deutsche Soldaten voribergehend in die Heimat ausgeflogen. Hier-
fur hatten die Soldaten schon sarkastisch das Wort ,, Obergrenzenurlaub® gepréagt.
Die von diesem ,,Zwangsurlaub“ betroffenen Soldaten mussten ihren Angehdrigen
und Verwandten dann erkléren, weshalb sie zum Teil sehr pl6tzlich nach Deutsch-
land zurlickgeschickt wurden. Dass dies Unverstandnis, Misstrauen und Frustration
nach sich ziehen musste, kann sicher auch von Auf3enstehenden nachvollzogen wer-
den.

Ein anderes Themaim grof3en Kapitel , Flrsorge" ist die Sicherstellung der Qualitét
der sanitdtsérztlichen Versorgung. Spétestens seit der Vertffentlichung der alarmie-
renden Anzahl derjenigen Bundeswehr-Arzte, die ihrem Dienstherrn den Riicken
kehren, ist jedem bewusst, dass der Zentrale Sanitétsdienst ganz offensichtlich er-
hebliche Probleme hat.

Bereits in friheren Tétigkeitsberichten habe ich versucht, die gravierendsten
Schwachstellen des Sanitétsdienstes aufzuzeigen. Heute komme ich nicht umhin, die
Ursachen fir die fast 100 Kindigungen (') von Sanitétsdrzten im vergangenen Jahr
in aler Deutlichkeit zu benennen:

Es gibt insgesamt zu wenige Sanitdtsarzte. Dies fihrt zu unverhdltnismailigen Belas-
tungen durch zu hohe Einsatzhaufigkeit und fehlende Facharztkapazitéten. In den
Heimatstandorten héaufen sich Vakanzen, dadurch bedingt beklagen die Soldaten
haufige Arztwechsel, lange Wartezeiten und eine unzurei chende &rztliche Betreuung.
In den Bundeswehrkrankenhéusern fehlen ebenfalls Arzte sowie auch ziviles und
militérisches Fachpersonal. Die Zusammenlegung von Abteilungen und die zumin-
dest voriibergehende Schlief3ung von Operationssdlen musste auch im vergangenen
Jahr |eider wieder beklagt werden.

Fur mich sind in diesem Zusammenhang eine ganze Reihe von Kritikpunkten von er-
heblicher Bedeutung. Die negativen Auswirkungen der elementaren Probleme in der
Sanitét auf die Truppe insgesamt habe ich bereits erwahnt. Es geht aber auch — und
das ist ein mindestens ebenso bedeutsamer Aspekt — um die Zukunft des Zentralen
Sanitatsdienstes. Im zurtickliegenden Jahr hatte ich Gelegenheit, mit vielen Angeh6-
rigen des Sanitétsdienstes zu sprechen: in den Heimatstandorten bei unangemeldeten
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Truppenbesuchen, in den Einsatzgebieten, in der Sanitétsakademie sowie in Einzel-
und Gruppengespréchen in meinem Amtssitz. Deshalb mdchte ich fur mich in An-
spruch nehmen, mir ein umfassendes Bild verschafft zu haben, das eine belastbare
Aussage (ber die aktuelle Situation zulésst. Und die Quintessenz meiner Wahrneh-
mungen ist eine alarmierende Situationsbeschreibung.

Aus meiner Sicht hat die Flhrung des Sanitétsdienstes trotz deutlicher Signale aus
der Arzteschaft die sich immer mehr zuspitzende Situation lange Zeit nicht ernst ge-
nug genommen. Was mich in besonderer Weise bewegt hat, ist die Tatsache, dass
sich der Unmut der Sanitdtsérzte nicht unbedingt in lauten Protesten artikulierte.
Viele Arzte hatten — meiner Beobachtung nach — schon weit im Vorfeld der derzeiti-
gen Situation ,innerlich gekiindigt“. Die fehlende Perspektive, die ausbleibenden
Signale fur konkrete Verbesserungen und das Gefuhl bei vielen Sanitétsoffizieren,
vom Dienstherrn im Stich gelassen zu werden, brachten fir viele Arzte das , Fass
zum Uberlaufen*, wie mir von den Betroffenen immer wieder berichtet wurde.

Und auch die aus Sicht der Soldaten uniiberlegte plétzliche Gewahrung einer beson-
deren Zulage fir einen Teil der Sanitétsérzte und der gleichzeitig verabschiedete Zu-
stimmungsvorbehalt fir den Wechsel in den Landesdienst sind im Ergebnis kaum
geeignet, um den Problemen nachhaltig zu begegnen. Die Unzufriedenheit in der Sa-
nitét ist aus meiner Sicht weiter gewachsen.

Auch den Piloten der Flugbereitschaft wurde als ,, Sofortmal3nahme” gegen weitere
Abwanderungen eine Zulage in gleicher Hohe gewahrt. Sie gilt aber nur fir einen
Teil des fliegenden Personals. Der grofRere Teil — insbesondere beim Heer — ,, schaut
in die Rohre*, wie betroffene Soldaten es mir gegeniiber formulierten. Dieser wach-
sende Unmut ist dann auch Grund dafur, dass mir bis zum Zeitpunkt der Druckle-
gung dieses Berichtes rund 400 entsprechende Eingaben zugegangen sind.

Es ist selbst beim besten Willen nicht nachvollziehbar, wenn beispielsweise im
Cockpit eines Luftwaffen-Airbusses der Kommandant die genannte Zulage erhalt,
der neben ihm sitzende, ebenso belastete Copilot aber keinen Cent bekommt. Auch
die Ubrige Crew erhdt diese Zulage nicht! Diese Unverhdltnismaigkeit hatten die
Verantwortlichen vorhersehen kénnen. Die grofRRe Zahl von Eingaben sollte da zu
denken geben. Das Vertrauen in den Dienstherrn wurde durch diese Mal3nahme aufs
auRerste strapaziert, wie viele Soldaten mir gegeniiber erklérten. Dieser Vertrauens-
verlust wird wohl nur durch ein deutliches Signal wieder gut zu machen sein. Bei der
EinfUhrung der Zulage wurde in begleitenden Kommentierungen von ,einem ersten
Schritt in Richtung Verbesserung der Attraktivitét" gesprochen. Ein zweiter Schritt
muss schnellstmdglich folgen.

Wenn es um die , Attraktivitdt des Soldatenberufes® geht, darf auch das Stichwort
» Vereinbarkeit von Familie und Dienst” nicht fehlen. Es vergeht keine Gesprachs-
runde bei meinen Truppenbesuchen, bei Expertenrunden in meinem Haus oder im
Rahmen meiner Informationstagungen, ohne dass in irgendeinem Zusammenhang
die Sprache auf dieses Thema kommt.

Beispiel Bundeswehruniversitdt Mdinchen. Die Prasidentin, Frau Professor
Dr. Merith Niehuss, konnte von Uber 100 Studentinnen und Studenten mit einem
oder mehreren Kindern berichten. Dabel machte sie mir gegeniiber deutlich, wie
wichtig in diesem Zusammenhang Vorschulangebote fir die Kinder der angehenden
Offiziere seien. Diese Aussage wurde mit noch groRerem Nachdruck vom Studen-
tenkonvent der Universitét vorgetragen. Derzeit ist man darum bemuht, ein Betreu-
ungsangebot in Form einer Tagesstétte zu schaffen.

Dariiber hinaus gibt esinzwischen einige , Modellversuche" im Rahmen der Teilkon-
zeption ,, Vereinbarkeit von Familie und Dienst in den Streitkréften”. An ausgewahl -
ten Standorten wird gepriift, ob angemessene Mdglichkeiten zur Betreuung von Kin-
dern zur Verfiigung stehen und wie gegebenenfalls Defizite beseitigt werden kdnnen.
Das ist zunachst einmal eine |6bliche Absichtserklérung. Wichtig aber ist, hier auch
madglichst schnell Taten folgen zu lassen.

Alles, was der Vereinbarkeit von Familie und Dienst nutzt, steigert unmittelbar die
Attraktivitét der Streitkréfte. Ob es die Kinderbetreuung, moderne Arbeitszeitmo-
delle, die heimatnahe Verwendung, bezahlbarer Wohnraum fir ,nicht kasernen-
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pflichtige" Pendler oder die optimale Familienbetreuung fur Soldaten im Einsatz
sind: in all diesen Bereichen besteht ein enormer Bedarf, der nach meiner Einschét-
zung ganz wesentlich tber die Frage entscheiden wird, ob qualifizierter Nachwuchs
kiinftig in ausreichendem Mal3e rekrutiert werden kann. Denn diesen braucht die
Bundeswehr, um ihrem Anspruch als moderne Einsatzarmee gerecht werden zu kon-
nen.

Zur Attraktivitét der Bundeswehr und des Soldatenberufes zéhlt selbstverstandlich
auch das, was ich bereits vor zwei Jahren als Schwerpunkt identifiziert hatte — nam-
lich die Beschaffenheit der Kasernen. Zwischenzeitlich ist das eingetreten, was ich
mir mit meiner drastischen Schilderung der Zusténde zu bewirken erhofft hatte. Es
wurde ein Sonderprogramm mit einem erheblichen Finanzvolumen aufgelegt, Inves-
titionen konnten vorgezogen werden, in vielen westdeutschen Kasernen wurden und
werden Nachbesserungen in Angriff genommen. Gleichzeitig wurde geprift, wie das
Zusammenwirken zwischen Truppe, Wehrverwaltung und staatlichem Baumanage-
ment effektiver und effizienter gestaltet werden kann.

Um es vorweg zu sagen: Meine Erfahrungen, diein erster Linie aus meinen Truppen-
besuchen resultieren, aber auch aus Fachgespréchsrunden in meinem Amt und aus
einer ganzen Reihe von sténdigen Kontakten mit fihrenden Vertretern der Bundes-
wehr und wichtigen Institutionen machen deutlich, wie schwierig es ist, die beste-
henden Strukturen in der Planung und Durchfiihrung der Baumal3nahmen innerhalb
der Streitkréfte zu verandern. Alle Entscheidungstrager — vom Bundesverteidigungs-
minister bis zum Kasernenkommandanten — sind guten Willens und um Lésung die-
ses Problems wirklich bemiht. Die eigentlichen Schwierigkeiten aber liegen nach
wie vor im administrativen Bereich.

Ein anderes Thema, das mir in Gespréchen mit Soldatinnen und Soldaten immer
wieder begegnet, ist der Wunsch nach gesellschaftlicher Akzeptanz und Unterstiit-
zung. Das von Bundesprasident Horst Kohler gepragte Wort vom ,, freundlichen Des-
interesse" an den Belangen der Bundeswehr wird in der Truppe bei vielen Gelegen-
heiten zitiert. Der Bundesprasident hat damit deutlich gemacht, dass sich unsere
Gesellschaft nicht gerne mit dem identifiziert, was die Soldatinnen und Soldaten in
alen Teilen der Welt im Namen Deutschlands in Frieden schaffenden oder Frieden
erhaltenden Missionen leisten.

Dies belastet natiirlich unsere Soldatinnen und Soldaten, die sehr genau spuren, wie
es um die moralische Unterstiitzung durch die deutsche Gesellschaft bestellt ist. Der
fehlende Rickhalt wird mir gegeniiber bel nahezu jedem Truppenbesuch vom
Rekruten bis zum Genera hin offen beklagt. Gleichzeitig werden unsere Bundnis-
partner als Beispiel dafir genannt, wie diese gesellschaftliche ,, Riickendeckung” im
positiven Fall aussehen kdnnte.

Dabel muss ich auch an eigene Beobachtungen denken, dieich in den USA machen
konnte. Selbst wenn die amerikanische Gesellschaft nicht unbedingt in jeder Hin-
sicht mit unserer vergleichbar ist, so habe ich grofen Respekt vor der Art und Weise,
wie US-Soldaten von ihren Mitbirgern behandelt werden. In einem Gasthaus an der
amerikanischen Westkuste entdeckte ich, dass die Wénde mit Abbildungen von Sol-
datenstiefeln (Boots) geradezu bepflastert waren. Beim ndheren Betrachten fiel mir
auf, dass Freunde und Verwandte, aber auch vollkommen Unbeteiligte einen kurzen
Gruf3 auf diese,,Boots’ geschrieben hatten — offensichtlich als Zeichen der personli-
chen Verbundenheit. Begleitet war dieses ,,Boots*-Projekt von einer Spendensamm-
lung zugunsten sozial schwacher Soldatenfamilien. Eine, wie ich finde, wunderbare
Maoglichkeit, seinen Respekt und sein Mitgefiihl gegentiber der Truppe auszudri-
cken. Diese Solidaritét ist es, die unsere Soldatinnen und Soldaten oftmals vermis-
sen.

Um die gesellschaftliche Akzeptanz unserer Bundeswehr zu beférdern, wére nach mei-
ner Uberzeugung eine tiefer gehende Auseinandersetzung unserer kulturellen Elitenim
Lande mit den Aufgaben der Bundeswehr und dem Berufsprofil der Soldatinnen und
Soldaten sehr wiinschenswert. Wie viele Deutsche haben schon einmal von ,, Innerer
Fihrung” gehort? Wie vide machen sich heute noch klar, dass bei spielsweise der deut-
sche Einsatz in Afghanistan auf einem UN-Beschluss beruht? Wie viele hatten Gele-
genheit, hinter eine Kasernenmauer zu blicken? Das 60. Jubildumsjahr der Bundes-
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republik ist —wieich finde — ein guter Anlass, um den notwendigen Dialog zwischen
Zivilgesdllschaft, Bundeswehr und Politik nachdriicklich zu beférdern.

Von unschétzbarem Wert fiir das Ansehen und fir die gesellschaftliche Anerkennung
der Soldaten war daher ein Ereignis, das sich am 20. Juli 2008 direkt vor dem Reichs-
tagsgebaude, also vor dem Deutschen Bundestag, abspielte. Das in der Vergangenheit
im ,,Bendlerblock” durchgefiihrte und inzwischen schon traditionelle dffentliche Ge-
[6bniswurde erstmalig auf dem Platz der Republik abgehalten. Das imposante Bild mit
der wichtigen symbolischen Bedeutung fir die Parlamentsarmee Bundeswehr, aber
auch die Festrede des Altbundeskanzlers Helmut Schmidt und die Beteiligung von
Bundestag und Bundesregierung gaben diesem Ereignis eine grofie Bedeutung — weit
Uber den Tag hinaus. Der Satz des Altbundeskanzlers ,Dieser Staat wird euch nicht
missbrauchen!* war wohl die zentrale Aussage seiner Rede, die fur die Rekruten un-
vergessen bleiben wird. Nicht zuletzt deshalb ist denen beizupflichten, die sich dafir
aussprechen, Geldbnisse auch kiinftig vor dem Reichstag stattfinden zu lassen.

Mit dem Ausscheiden des Vorsitzenden des Deutschen Bundeswehrverbandes e.V.,
Oberst Bernhard Gertz, ist eine Ara zu Ende gegangen. Bernhard Gertz hat den Ver-
band Uber 15 Jahre mit enormem Erfolg geftihrt und in dieser fir die Bundeswehr so
wichtigen Phase durch seine couragierte Art dafiir gesorgt, dass sich die Soldatinnen
und Soldaten beim Verband sehr gut aufgehoben fiihlen konnten. Personlich sageich
Bernhard Gertz meinen aufrichtig gemeinten Dank fur die kameradschaftliche und
ehrlich-offene Art des Zusammenwirkens. Ebenso freue ich mich, dass mit Oberst-
leutnant Ulrich Kirsch ein Nachfolger fur dieses wichtige Amt gefunden wurde, der
mit seiner engagierten Art diesen wichtigen Interessenverband fihren wird.

Einen weiteren Generationswechsel hat esin der Evangelischen Militérseelsorge ge-
geben. Der Militérbischof und Bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Oldenburg, Peter Krug, wurde in den Ruhestand verabschiedet. Esist mir ein wichti-
ges Anliegen, ihm auch an dieser Stelle herzlich Dank zu sagen flr seine menschlich
angenehme, stets frohliche, offene und fursorgliche Form der Zusammenarbeit. Mit
dem neuen Militérbischof Dr. Martin Dutzmann kann ich diese gute Kooperation
fortsetzen. Gerade vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung der Militér-
seelsorge ist seine Berufung aus meiner Sicht ein wichtiges Signal.

Dies ist der 50. Jahresbericht des Wehrbeauftragten. Anlass, zurtickzublicken auf
finf Jahrzehnte der Tatigkeit von insgesamt zehn Wehrbeauftragten. Als Amtsinha-
ber habe ich mich selbstversténdlich einer Bewertung Uber die Bedeutung dieser In-
stitution zu enthalten. Insbesondere den Soldatinnen und Soldaten unserer Bundes-
wehr bleibt es Uberlassen, den Stellenwert und die besondere Verantwortung des
Wehrbeauftragten zu beurteilen. Aber ich will an dieser Stelle ganz herzlich all
denen danken, die in der Vergangenheit bis zum heutigen Tag die Arbeit des Wehrbe-
auftragten unterstiitzt und gefordert haben. Das ,, Hilfsorgan“ Wehrbeauftragter be-
dankt sich ganz ausdrticklich beim , Verfassungsorgan* Deutscher Bundestag. Dem
Deutschen Bundestag mit dem Prasidenten und dem Prasidium an der Spitze, und
ganz besonders auch dem Verteidigungsausschuss, ist zu danken fur das kooperative
und vertrauensvolle Zusammenwirken. Ohne diese enge Zusammenarbeit wére die
Arbeit des Wehrbeauftragten tiberhaupt nicht denkbar. Ich danke zahlreichen Mit-
gliedern des deutschen Parlaments fir deren Interesse an meiner Tétigkeit und fur
viele Begegnungen, in denen ich mit Rat und Tat zur Verfiigung stehen konnte.
Nachdriicklich danke ich auch dem Bundesminister der Verteidigung, der politischen
und militérischen Fuhrung der Streitkréfte, auch allen mit der Personalbearbeitung
befassten Verantwortlichen auf allen Ebenen sowie insbesondere auch den Vertrau-
enspersonen in der Truppe. Und nicht zuletzt danke ich allen meinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern. Sie tragen entscheidend dazu bei, dass ich meinen im Grund-
gesetz verbrieften Auftrag im vollen Umfang erfillen und die wachsenden Aufgaben
zum Nutzen des Parlaments und der Soldaten bewdltigen kann. Schlief3lich dankeich
auch den vielen Menschen innerhalb und auf3erhalb der Bundeswehr, sowie den Me-
dienvertretern, den Kirchen, dem Reservistenverband, dem Bundeswehrverband und
allen tibrigen Organisationen, die meine Arbeit zum Wohle der Soldatinnen und Sol-
daten in der Bundeswehr begleiten.

Reinhold Robbe
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1 Das Berichtsjahr im Uberblick

2008 war ein Krisenjahr, trotz des Enthusiasmus und der
Begeisterung, die von der Fufball-Europameisterschaft
und den Olympischen Spielen in Peking ausgingen. Hoff-
nung und Zuversicht, die sich mit der Wahl Barack
Obamas zum Prasidenten der Vereinigten Staaten verbun-
den hatten, wichen angesichts der weltweiten Finanzkrise
sehr schnell Angsten und Sorgen um die internationale
Wirtschaft und die personliche Zukunft. Dartiber hinaus
kennzeichneten zunehmende Spannungen und Konflikte
die Krisenherde der Welt. Im Friihjahr beherrschten die
Berichte Uber die Unruhen in Tibet die Schlagzeilen.
Gleichzeitig verschérfte sich der Konflikt in Afghanistan
und betraf im Verlauf des Jahres zunehmend auch Pakis-
tan. Im August wurde in Georgien um die Unabhéngig-
keit der Teilrepublik Abchasien und Slidossetiens ge-
kédmpft. Ende Oktober forderte die zunehmende Piraterie
am Horn von Afrikaund im Golf von Aden eine Reaktion
der internationalen Staatengemeinschaft und zum Jahres-
wechsel flammte der Nahostkonflikt erneut auf.

Von dieser Entwicklung blieben die Bundesrepublik
Deutschland und ihre Streitkréfte nicht unbertihrt. Die
deutsche Beteiligung an internationalen Einsdtzen zur
Krisenbewdtigung und Konfliktprévention wurde im Be-
richtgahr deutlich ausgeweitet. Seit Juli 2008 stellt die
Bundeswehr die ,,Quick Reaction Force* (QRF) des Re-
gionalkommandos Nord in Afghanistan. Anfang Oktober
entsandte die Européische Union 200 zivile Beobachter
zur Uberwachung des Riickzugs der russischen Truppen
aus Georgien. Die parald laufende Beobachtermission
der OSZE dagegen musste nach Einspruch Russlands ge-
gen eine Verlangerung des Mandats zum Ende des Jahres
beendet werden. Im Oktober 2008 verlangerte der Deut-
sche Bundestag die deutsche Beteiligung am Einsatz in
Afghanistan (ISAF) unter Ausweitung des Kontingents
auf bis zu 4 500 Soldatinnen und Soldaten um 14 Monate.
Am 19. Dezember 2008 schliefdlich stimmte der Bundes-
tag auch der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kréfte an der EU-gefuihrten Operation , Atalanta zur Be-
kédmpfung der Piraterie vor der Kiiste Somalias zu, bei der
bis zu 1 400 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden
koénnen.

Insgesamt waren zum Jahresende rund 6 600 deutsche
Soldatinnen und Soldaten in Afghanistan (ISAF), im
Kosovo (KFOR), am Horn von Afrika (OEF und Ata
lanta), vor der Kuste des Libanon (UNIFIL), in Bosnien-
Herzegowina (EUFOR), im Sudan (UNMIS) und in Ge-
orgien (UNOMIG) im Einsatz.

Planung und Durchfiihrung der Einsdtze gaben im Be-
richtgahr erneut Anlass zu Klagen von Soldatinnen und
Soldaten. Unter dem Stichwort ,, Auslandseinsétze geht
der Bericht darauf ausfihrlich ein. Auch die politische
Diskussion um die Einsétze hielt an. Im Blickpunkt stan-
den dabei nicht zuletzt die zunehmenden Anschlage auf
Soldaten der Bundeswehr auch in dem bisher relativ ruhi-
gen Norden Afghanistans. Dabei wurden drei Soldaten
getodtet und achtzehn zum Teil schwer verwundet.

Vor dem Hintergrund der Entwicklung in Afghanistan
mehrten sich Stimmen, die betonten, dass der Konflikt
mit militdrischen Mitteln alein nicht zu gewinnen sei.
Daruber hinaus wiesen Kritiker darauf hin, dass trotz der
militarischen Absicherung der Aufbau demokratischer
und zivilgesellschaftlicher Strukturen sowie deren Ak-
zeptanz in der afghanischen Gesellschaft nur in Ansétzen
erreicht seien. Ferner sei auch eine tragféhige konomi-
sche Grundlage fir die Bevdlkerung nicht erkennbar.

Verschérft wurde die Diskussion Uber die Sinnhaftigkeit
des deutschen Engagements durch einen tragischen Zwi-
schenfall an einem Checkpoint in der Nahe von Kunduz,
bei dem eine Frau und zwei Kinder getttet wurden. In-
folge dieses Zwischenfalles kam es zur Einleitung eines
staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens gegen einen
Soldaten der Bundeswehr. Die Aufnahme von Ermittlun-
gen, die nach unserer Rechtsordnung geboten war, l6ste
sowohl in der Offentlichkeit als auch in der Truppe hef-
tige Diskussionen aus. Viele Soldatinnen und Soldaten
hatten fir die Ermittlungen kein Versténdnis und beklag-
ten sich dartber, dass der Soldat aus ihrer Sicht in dieser
Situation von seinem Dienstherrn alein gelassen werde.
Die Diskussion fihrte zur Neufassung einer Richtlinie,
die im Falle staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen auch
den Soldaten im Einsatz weitgehenden Rechtsschutz zusi-
chert.

Zur besseren Steuerung der Einsédtze wurde vom Bundes-
ministerium der Verteidigung im Berichtsjahr ein Einsatz-
fuhrungsstab eingerichtet. Mit diesem Stab soll dem Ge-
neralinspekteur der Bundeswehr ein Instrument an die
Hand gegeben werden, mit dem er seine Verantwortung
fur die Auslandseinsdtze noch effektiver wahrnehmen
kann.

Im November 2008 wurde auf dem Gelande des ,, Bend-
lerblocks* in Berlin der Grundstein zu einem Ehrenmal
fur ale Angehtrigen der Bundeswehr, die infolge der
Austibung ihrer Dienstpflichten fir die Bundesrepublik
Deutschland ihr Leben verloren haben, gelegt. Dariiber
hinaus dtiftete der Bundesprasident auf Anregung des
Bundesministers der Verteidigung ein , Ehrenkreuz der
Bundeswehr fir Tapferkeit”. Beidesist Ausdruck des Be-
mihens des Dienstherrn, dem vielfach beklagten ,, freund-
lichen Desinteresse” der Gesellschaft ein sichtbares Zei-
chen der Anerkennung der Soldatinnen und Soldaten
entgegenzusetzen. Ich begriiRe das sehr. Ungeachtet des-
sen habe ich Verstandnis fur digenigen Parlamentarier
und Soldaten, die sich furr das Ehrenmal einen Platz in der
Nahe des Parlaments gewlinscht hétten.

Im Inland wurde der Dienst in den Streitkréften einmal
mehr von den belastenden Rahmenbedingungen der
Transformation, insbesondere der Auftragsfille, dem Per-
sonalmangel, einer unzureichenden Infrastruktur und ei-
ner nachhaltigen Belastung der sanitétsdienstlichen Ver-

sorgung gepragt.

Das beginnt bei der Auswahl und Ausbildung des Perso-
nals. Nach Einschédtzung des Fihrungspersonals auf der
Einheitss und Verbandsebene fehlt es den angehenden
Unteroffizieren und Offizieren héufig an Fuhrungsféhig-
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keiten und praktischer Erfahrung. Als Ursache dafir wird
zum einen auf das Auswahlverfahren und zum anderen
auf die zu wenig praxisorientierte Aushildung verwiesen.
Der Bericht geht darauf unter der Uberschrift ,, Fiihrung
und Ausbildung” ausfihrlich ein.

Im Bereich des Personals hat die Schaffung zusétzlicher
Planstellen zu einer deutlichen Entlastung der Beforde-
rungssituation insbesondere bei den Mannschaften, teil-
weise auch bei den Unteroffizieren gefuhrt. Komplett
aufgel6st sind die Beforderungsstaus dadurch noch nicht,
wie dem Bericht im Kapitel , Beforderung® zu entnehmen
ist. Nach wie vor ungel6st ist die Frustration vieler altge-
dienter Portepee-Unteroffiziere, die sich durch das neue
Laufbahnsystem benachteiligt und im Hinblick auf ihre
Beforderung vergessen fuhlen. Daran hat auch das neue
Beurteilungssystem nichts geéndert. Im Gegenteil, der
Unmut der Soldatinnen und Soldaten tiber die Quotierung
von Noten ist bei jedem Truppenbesuch spiirbar. Dass das
die Zufriedenheit in der Truppe erhoht hat, darf zu Recht
bezweifelt werden.

Ein immer groleres Problem stellt die Vereinbarkeit von
Familie und Dienst dar. Das entsprechende Kapitel des
Berichts geht darauf detailliert ein. Die Probleme sind
nicht neu und werden auch vom Bundesministerium der
Verteidigung gesehen. Wenn sie gel st werden sollen, be-
darf es allerdings einer besseren finanziellen Ausstattung
sowie unkonventioneller und unbirokratischer L ésungen.
Beides zeichnet sich fur mich bisher nicht ab.

Ahnliches gilt fir das Thema Infrastruktur, dasim Bericht
ausfuhrlich behandelt wird. Mit dem Sonderprogramm
»Sanierung Kasernen West" hat das Bundesministerium
der Verteidigung in diesem Bereich einen Schwerpunkt
gesetzt — ausreichend ist es nicht. Selbst die in dem Son-
derprogramm zusammengefiihrten Haushaltsmittel rei-
chen nicht aus, um den festgestellten Sanierungsbedarf zu
decken. Hinzu kommt, dass das Programm auf die Sanie-
rung von Gebauden abzielt. Das Problem des zusétzli-
chen Fé&chenbedarfs, der sich an der Belegung von
Unterkunftsgebduden sowie am Fehlen von ,, Springerka
pazitdten“ und Wohnraum fir Pendler festmachen lasst,
ist damit noch nicht erfasst.

Besondere Sorge bereitete im Berichtgjahr schliefdlich er-
neut der Sanitdtsdienst. Die Tatsache, dass die sanitéts-
dienstliche Versorgung der Soldatinnen und Soldaten im
Inland wie im Einsatz noch gewahrleistet ist, darf nicht
darliber hinwegtéuschen, dass die Organisation und
Struktur des Sanitétsdienstes grundsétzlich in Frage ge-
stellt ist, wenn die derzeitige Entwicklung anhélt. Ann&
hernd 100 Arzte, die die Bundeswehr im vergangenen
Jahr vorzeitig verlassen haben, geben eine deutliche Ant-
wort auf die Frage nach den Belastungen und Arbeitsbe-
dingungen der Bundeswehrérzte im Inland wie im Ein-
satz. Derzeit ist die Laufbahn der Sanitétsoffiziere im
Vergleich zum zivilen Arbeitsmarkt offensichtlich nicht
mehr konkurrenzféhig. Ob die massive Abwanderung
von Arzten alein durch eine Zulage und das Erfordernis
der Zustimmung des Dienstherrn zu einem Wechsel in
den Landesdienst gestoppt werden kann, ist aus meiner
Sicht hochst fraglich.

Fasst man die vorgenannten Problemfelder zusammen, so
ist es die Summe der damit verbundenen Nachteile, die
die Attraktivitét des Dienstes in den Streitkréften nach-
haltig belastet. Das gilt nicht nur fir den Sanitétsdienst,
sondern ganz allgemein fur ale Teilstreitkréfte und Orga-
nisationsbereiche. Ich habe Zweifel, ob das auf der Fih-
rungsebene hinreichend wahrgenommen wird. Dabei ver-
kenne ich nicht, dass es auch Verbesserungen gegeben
hat. An erster Stelleist hier die Besoldung zu nennen. Die
Erhéhung des Wehrsoldes und der Tarifabschluss im 6f-
fentlichen Dienst haben den Soldatinnen und Soldaten gut
getan. Sie sind aber kein hinreichender Ausgleich fir die
Belastungen der Transformation der Streitkréfte insge-
samt.

Im Jahr 2009 werden der Bundeswehr rund 1,729 Mrd.
Euro Haushaltsmittel mehr als 2008 zur Verfigung ste-
hen. Vom Gesamtetat von rund 31,179 Mrd. Euro entfallen
rund 17,61 Mrd. Euro auf Betriebsausgaben, 7,62 Mrd.
Euro auf verteidigungsinvestive Ausgaben, 4,43 Mrd.
Euro auf Versorgungsausgaben und 1,51 Mrd. Euro auf
Sonstiges. Nach Aussage des Bundesministeriums der
Verteidigung deckt die Etaterhdhung den Bedarf der Ge-
haltsrunde 2008/2009, einschliefdlich Wehrsolderhéhung
sowie Planstellenverbesserungen insbesondere fir Unter-
offiziere und Mannschaften ab.

Diese positive Tendenz darf aber nicht dartber hinweg-
téuschen, dass die Herausforderungen der Transformation
im Hinblick auf die Erhaltung der Attraktivitat des Diens-
tesin den Streitkréften grofRer und nicht kleiner geworden
sind. Welcher Handlungsbedarf sich daraus aus meiner
Sicht konkret ergibt, versucht der Bericht zu beantworten.

2 Auslandseinsatze

Auch im Berichtgahr galt mein besonderes Augenmerk
den Audandseinsétzen der Bundeswehr. Planung und
Durchfiihrung dieser Einsédtze standen im September des
vergangenen Jahres im Mittel punkt einer von mir organi-
sierten viertétigen Informationstagung mit Soldatinnen
und Soldaten, die kurz zuvor aus dem Einsatz zurtickge-
kehrt waren. Eingeleitet wurde diese Tagung mit einem
Vortrag des Leiters des EinsatzfUhrungsstabes, General-
major Erhard Bihler. Der anschlieende, alle Tellstreit-
kréfte umfassende kritische Gedankenaustausch war nicht
nur fir mich, sondern auch fir die teilnehmenden Solda-
tinnen und Soldaten eine wertvolle Hilfe zum besserem
Verstdndnis der Einsatzbedingungen und der Probleme
vor Ort. Die nunmehr bereits 58. Informationstagung des
Wehrbeauftragten wurde von Soldaten duR3erst positiv be-
urteilt. Diese Tagungen béten aus Sicht der Soldaten in
ungezwungener Gesprachsatmosphére ein offenes Forum,
Probleme zu reflektieren. Bei den Teilnehmern, vom Rek-
ruten bis zum Offizier, sei dadurch gréleres Versténdnis
fur die Belange anderer Bereiche innerhalb der Bundes-
wehr geweckt worden.

Dartber hinaus konnte ich mir durch Truppenbesuche in
Bosnien-Herzegowina, im Kosovo und in Afghanistan
ein unmittelbares Bild von der Situation und der Stim-
mung in den Einsatzkontingenten verschaffen. Einmal
mehr waren die Soldatinnen und Soldaten der Bundes-
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wehr durch die Auslandseinsétze besonders belastet. Na-
turgeman betraf es Spezialisten wie beispielsweise Arzte,
Feldjager und Soldaten von Feldlagerbetriebskompanien
in besonderem Mal%e. Ihre Anzahl in den Streitkréften ist
Uberschaubar; ihre speziellen Fahigkeiten werden aber in
jedem Kontingent bendtigt. Sie, die ich hier nur stellver-
tretend nennen mochte, leisten wie alle anderen Soldatin-
nen und Soldaten eine bekanntermalen hervorragende
Arbeit in den Einsatzgebieten. Daflr danke ich unseren
Soldatinnen und Soldaten an dieser Stelle ausdrticklich.

Die Auslandseinsétze bestimmen seit Jahren das Bild un-
serer Streitkrafte in den Medien und damit auch in einem
breiten Teil der deutschen Offentlichkeit. Im Zentrum
stand dabei vor alem der Afghanistaneinsatz. Leider vor
allem auch deshalb, weil es wieder gefallene und verwun-
dete Soldaten zu beklagen gab. Bei aler Betroffenheit,
die diese schrecklichen Ereignisse immer von neuem bei
uns auslésen, finden es die Soldatinnen und Soldaten
wichtig und richtig, diesen Realitdten Rechnung zu tragen
und endlich auch 6ffentlich von ,, Gefallenen* und , Ver-
wundeten* zu sprechen. Ein Sprachgebrauch, der unter
den Soldaten seit langem selbstverstandlich ist. Sie hatten
sich dieser Redlitét als erste zu stellen. Nun ist es nach
meiner festen Uberzeugung an der Zeit, dass wir es auch
in der Offentlichkeit tun.

Das Aufgabenspektrum in Afghanistan ist im Jahr 2008
groRRer geworden. Im Juli Ubernahmen deutsche Soldaten
den Auftrag, die schnelle Eingreiftruppe, die QRF, zu
stellen. Diese Aufgabe hatte seit Frithjahr 2006 Norwe-
gen inne. Rund 250 Soldatinnen und Soldaten bilden die-
sen Einsatzverband. Der Verband verfligt Gber ein breites
Fahigkeitsspektrum und kann sowohl zum Schutz von
Konvais als auch fir Aufklarungseinsétze oder Patrouil-
len eingesetzt werden. Die QRF ist mit geschitzten Rad-
fahrzeugen und Schiitzenpanzern ausgestattet und kann
nach Aussage des Bundesministeriums der Verteidigung
so schnell an jedem Ort im Verantwortungsbereich zum
Einsatz kommen.

Aulerdem ist die Mandatsobergrenze um 1000 auf
4500 Soldaten angehoben worden. Personal probleme,
wie sie mir wahrend meines Truppenbesuchs im Juni ge-
schildert wurden, gehdren damit zukunftig hoffentlich der
Vergangenheit an.

Auf dem Balkan hat sich die Lage fur unsere Soldatinnen
und Soldaten ebenfalls verandert. In Bosnien und Herze-
gowinaist seit der Reduzierung der Kréfte ein zahlenmé-
Big recht kleines Kontingent stationiert. Gleichwohl ha-
ben die Soldaten dort ein Recht darauf, dass ihnen
genauso viel Aufmerksamkeit zuteil wird wie ihren Ka
meraden, die in anderen Teilen der Welt ihren fordernden
Dienst leisten. Im Kosovo hat sich mit der Unabhangig-
keitserklérung im Februar 2008 die politische Lage ver-
andert. Die Spannungen zwischen den Bevdlkerungs-
gruppen waren spirbar und sind zum Teil auch deutlich
sichtbar hervorgetreten. Allesin allem kann man aber sa-
gen, dass es zu keinem gréf3eren Zwischenfall gekommen
ist, bei dem KFOR mit militdrischen Mitteln eingreifen
musste.

Deutsches Einsatzkontingent | SAF — Afghanistan,
Usbekistan

(Truppenbesuch vom 6. bis 15. Juni 2008 in Mazar-e-
Sharif, Feyzabad, Kunduz, Talogan, Kabul, Kandahar
und Termez)

Fur erhebliche Unruhe im Kontingent sorgte das zeitwei-
lige Uberschreiten der zu dieser Zeit giiltigen Mandats-
obergrenze von 3 500 Soldaten. Vor alem die daraufhin
getroffenen Maldnahmen riefen den Unmut der Truppe
hervor. In Kunduz betrug der Uberhang auf Grund der
Verstérkung der Kréafte rund 180 Soldaten. Einige Solda-
ten wurden repatriiert, andere kurzfristig in ,, Obergren-
zenurlaub” geschickt, das heifdt sie wurden ebenfals
vorubergehend nach Deutschland ausgeflogen. Ein kom-
pletter Objektschutzzug wurde abgezogen, Betreuungs-
einrichtungen wurden zeitweise geschlossen und die Off-
nungszeiten des Marketenderladens verkirzt, um die
Mandatsobergrenze einzuhalten. In einem Fall wurde ei-
ner Soldatin erst mitgeteilt, sie wiirde repatriiert, um drei
Stunden vor Abflug diese Entscheidung wieder zu revi-
dieren. Dass aus Sicherheitsgriinden eine Verstérkung der
Kréafte in Kunduz seitens des BMVg als notwendig erach-
tet wurde, ist nachvollziehbar und nicht zu kritisieren.
Dass dabei die Mandatsobergrenze Uberschritten werden
wirde, durfte den Verantwortlichen friihzeitig bekannt
gewesen sein. Dass die Umsetzung der Mal3nahme unter
den Soldaten letztlich derart fur Unruhe und Frustration
sorgte, lasst nach meinem Dafirhalten nur den Schluss
ZU, dass es hier an der Kommunikation und an der nétigen
Um- beziehungsweise Voraussicht gefehlt hat. Die Leid-
tragenden waren die Soldaten. Sie bezeichneten die Be-
fehlslagein dieser Situation als , konfus®.

Auch in diesem Jahr wurden erneut Klagen Uber den
Mangel an gepanzerten Kraftfahrzeugen beziehungsweise
Uber die ungeniigende Panzerung der Einsatzfahrzeuge an
mich herangetragen. Deutlich wurde dies zum Beispiel
im Zusammenhang mit der Ubernahme der QRF durch
Deutschland. Hier wurde mir berichtet, die QRF sai gut mit
Material und Fahrzeugen ausgestattet worden, allerdings
zu Lasten des Ubrigen deutschen 1SAF-Kontingents, wie
sich herausstellte. Dort fehiten jetzt insbesondere Fahr-
zeuge vom Typ ,WOLF (SSA)“, einem besonders ge-
schitzten Geldndewagen. Damit ich nicht falsch verstan-
den werde: Fir den Auftrag, den die QRF im Einsatzland
zu erfullen hat, sind geschitzte Fahrzeuge vordringlich
und zwingend erforderlich. Jedoch sind diese Kraftfahr-
zeuge zur Erfiillung der Gbrigen Auftrdge im Rahmen des
ISAF-Mandats ebenso unerlasslich zum Schutz unserer
Soldatinnen und Soldaten. Dieses Beispiel veranschau-
licht nochmals, dass geschiitzte Fahrzeuge noch immer
nicht in ausreichender Anzahl im Einsatzland verfiigbar
waren.

Ein damit in Zusammenhang stehendes Problem ist die
seit Jahren ungeniigende Vorausbildung der eingesetzten
Kraftfahrer. Trotz einer erreichten Verbesserung der Vo-
rausbildung auf Fahrzeugen des Typs ,,DINGO" werden
noch immer Soldaten ohne die nétige Typeinweisung
(zum Beispiel Fahrzeugtyp ,, WOLF (SSA)") ins Einsatz-
land verlegt. Von ihnen wird dann nicht nur verlangt, das
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Fahrzeug innerhalb kiirzester Zeit zu beherrschen, sie sol-
len dies auch noch mit der gréfitmoglichen Sicherheit in
unwegsamem Gelande tun. Hier wird den Betroffenen
schon sehr schnell eine grof3e Verantwortung Ubertragen,
nicht nur fur das Fahrzeug, sondern auch fur ihre Kame-
raden. Diese Verantwortung kann aber nur tragen, wer zu-
vor in Deutschland hinreichend ausgebildet wurde und
somit weil3, wie sich sein Kraftfahrzeug in bestimmten
Fahrsituationen und in unterschiedlichstem Gelénde ver-
halt. Hier besteht ein vermeidbares zusétzliches Sicher-
heitsrisiko weiter fort.

Auch weitere dienstliche wie aufRerdienstliche Kritik-
punkte wurden vorgebracht. So wurden wiederholt die
beengte Unterbringung mit bis zu drei Kameraden pro
Unterkunft, qualitativ wie quantitativ unzureichende
Kommunikationsverbindungen in die Heimat sowie die
mangel hafte Ausstattung mit Sportgeréten beklagt.

Deutsches Einsatzkontingent EUFOR — Bosnien-
Herzegowina

(Truppenbesuch vom 26. bis 28.Februar 2008 in Butmir
und Ilidza)

Zum Zeitpunkt meines Besuchs befanden sich noch
123 deutsche Soldaten in Bosnien-Herzegowina. Da das
Feldlager Rajlovac bereits Ende 2007 an die bosnisch-
herzegowinischen Gesamtstreitkréfte Ubergeben wurde,
ist der Grofdteil der Soldaten in Butmir eingesetzt. Dieim
Vergleich zu anderen Einsatzgebieten geringe Zahl deut-
scher Soldaten und die stabile Sicherheitslage sollten aber
nicht dartiber hinwegtéuschen, dass es sich noch immer
um einen anspruchsvollen und wichtigen Auslandseinsatz
handelt. |ch sage das deshalb so deutlich, weil dieser Ein-
satz in der deutschen Offentlichkeit kaum noch Beach-
tung findet. Dieser Einsatz — das entnehme ich den Schil-
derungen der Soldaten des Einsatzkontingents — wird
kaum wahrgenommen. Fir die betroffenen Bundeswehr-
soldaten ist es vereinzelt sogar so, dass sie sich fur die
Teilnahme an diesem Auslandseinsatz in ihren Einheiten
rechtfertigen missen, als wirden sie zur ,Unzeit* eine
Urlaubsreise antreten. Ich réume ein, dass sich die Rah-
menbedingungen von beispielsweise denen in Afghanis-
tan erheblich unterscheiden. Der Einsatz in Bosnien-Her-
zegowina bedeutet fir die Soldaten aber genauso einen
fordernden Dienstalltag und die Trennung von Familie
und Freunden, wie das anderenorts der Fall ist. Noch im-
mer gibt esviele nicht gerdumte Minen im Land, die auch
flr unsere Soldaten eine Bedrohung darstellen. Nicht zu-
letzt zeigte der 19. Juni 2008, dass jeder Einsatz seine
Gefahren birgt. An jenem Tag stiirzte ein spanischer Hub-
schrauber der multinationalen EUFOR-Truppe in Bos-
nien-Herzegowina ab. Dabei kamen auch zwei Bundes-
wehrsoldaten ums Leben.

Auch hier wunsche ich mir, dass die Auftragserfillung
unserer Soldaten im Auslandseinsatz — sowohl in der Of-
fentlichkeit als auch innerhalb der Bundeswehr — die
Wahrnehmung und Wirdigung erfahrt, die sich jeder Ein-
zelne im taglichen Dienst erarbeitet, ganz gleich in wel-
chem Einsatzgebiet die Dienstpflicht erfullt wird.

Deutsches Einsatzkontingent KFOR — K osovo

(Truppenbesuch vom 28. Februar bis 1. Marz 2008 in
Prizren, Toplicane und Pristing)

Wenig mehr als zehn Tage vor meinem Besuch des Deut-
schen Einsatzkontingents KFOR hatte sich das Kosovo
fir unabhangig erkléart. Natirlich bestimmten die Reak-
tionen auf die Unabhangigkeit auch das politische Leben
im Einsatzgebiet. Die Unabhéangigkeitserklarung verlief
flr KFOR und damit auch fir die eingesetzten deutschen
Soldaten insgesamt ruhig. Die Sicherheitslage wurde mir
vom Kommandeur dann auch als ruhig, aber nicht stabil
beschrieben.

Neben einer gewissen Angespanntheit auf Grund der
politischen Ereignisse beeinflussten aber auch an ver-
schiedenen Stellen auftretende Méngel den Dienstbetrieb
im Einsatzland. So wurde der Zustand der personlichen
Schutzausriistung kritisiert, zum Beispiel seien Schilde
und Helmvisiere oft so zerkratzt, dass man nur schlecht
hindurchsehen konne. Vor dem Hintergrund der politi-
schen Lage zum Zeitpunkt meines Besuchs war nicht
auszuschlief3en, dass zum Beispiel im Zuge einer De-
monstration Konfliktparteien hétten getrennt beziehungs-
weise auf Abstand zueinander gehalten werden mitissen.
Eine nur bedingt gebrauchsfahige Ausriistung erschwert
hier nicht nur die Auftragserfiillung, sie beeintréchtigt un-
ter Umsténden auch die Sicherheit unserer Soldaten. Sol-
che Mangel miissen nicht nur rechtzeitig erkannt, sondern
auch ziigig abgestellt werden.

Was den Fuhrpark anbelangt, so berichtete man mir, dass
dieser nach nunmehr neun Jahren Einsatz relativ alt und
Fahrzeuge héaufig defekt seien. Hinzu trete nun, dass die
Beschaffung von Ersatzteilen recht langwierig sei und
sich somit die Einsatzbereitschaft der Fahrzeuge verrin-
gere. So wurde mir zum Beispiel hinsichtlich der Fahr-
zeuge des Typs ,HAGGLUND* sowie fir Bergepanzer
und Kranfahrzeuge berichtet, dass Ersatzteile fir diese
Spezialfahrzeuge nicht bevorratet wirden. Auch wenn
man davon ausgehen kann, dass deren Einsatz nicht tég-
lich unabdingbar ist, sollte die Einsatzbereitschaft stets
gegeben sein. Dies gilt insbesondere fir Fahrzeuge wie
dem ,HAGGLUND?*, der in schwierigstem Gelande ein-
gesetzt werden kann und erst recht fur Fahrzeuge im re-
guléren Dienstbetrieb. Denn auch fir gangige Dienstfahr-
zeuge wie den Fahrzeugtyp ,WOLF*, der t&glich in
Gebrauch ist, wurden mir dhnlich gelagerte Probleme ge-
schildert.

Bel anderer Gelegenheit trug mir ein Soldat vor, dass er
auf Grund der geringen Reichweite der Funkgeréte seine
dienstliche Kommunikation zum Teil mit seinem Privat-
handy flhren musse. Zustéande dieser Art sind nicht hin-
nehmbar. Der Dienstherr ist hier in der Pflicht, geeignetes
Gerdt zur Auftragserfillung bereit zu stellen. Es kann
nicht sein, dass den Soldaten bei der Erflllung ihrer
dienstlichen Aufgaben personliche materielle Nachteile
entstehen, weil zweckmél3iges dienstliches Gerét fehlt.

Die bevorstehende Umstellung der Einsatzverpflegung
auf ein ,,Optimiertes Verpflegungssystem” stief? bei den
Soldatinnen und Soldaten auf grof3e Skepsis. Sie aulferten
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mir gegenuber die Befirchtung, dass sich das Angebot
der Truppenverpflegung verschlechtern kdnne. Diese Be-
frchtung hat sich — das kann ich anhand der Eingaben-
lage sagen — offenbar nicht bestétigt.

Weitere Klagen bezogen sich wie schon in den vorange-
gangenen Jahren unter anderem auf das Angebot an
Marketenderwaren. Dieses sollte sich nicht nur an den
Grundbedurfnissen, sondern auch an den Wuschen der
Soldatinnen und Soldaten orientieren.

Die Unzufriedenheit mit dem Kommunikationsdienstleis-
ter der Bundeswehr besteht nach wie vor. Telefon- und
Internetverbindungen seien noch immer oft von schlech-
ter Qualitét. Die Preisgestaltung wird in Anbetracht der
gebotenen Leistung von den Soldaten a's nicht gerecht-
fertigt betrachtet. Beklagt wurde vor diesem Hintergrund
auch, dass es keine Alternative zu dem aktuellen Anbieter
gebe. Leider mussich mich an dieser Stelle wiederholen.
Die Betreuung der Soldatinnen und Soldaten spielt im
Auslandseinsatz eine besondere Rolle. Sie tragt wesent-
lich zur Zufriedenheit der Truppe bei. Wer durch den
Auslandseinsatz |éngere Zeit von Familie und Freunden
getrennt ist, muss auch eine Mdglichkeit haben, ab und an
mit ihnen zu sprechen. Das hat nicht nur etwas mit Be-
treuung im Einsatz, sondern dartiber hinaus auch mit der
Vereinbarkeit von Familie und Dienst zu tun. Das Min-
deste, was die Soldaten hier erwarten kénnen, ist, dassein
meist ohnehin kurzes Telefonat mit der Familie stérungs-
und unterbrechungsfrei verlauft.

2.1 Einsatzvorbereitung

Angesichts der Entwicklung in den Einsatzgebieten,
kommt der sorgféltigen Vorbereitung und Ausbildung der
Soldatinnen und Soldaten mehr denn je entscheidende
Bedeutung zu. Dies gilt insbesondere angesichts der Ver-
schérfung der Sicherheitslage in Afghanistan. Eine solche
Vorbereitung und Ausbildung setzt alerdings genligend
Zeit und die Verfugbarkeit des notwendigen Ausbildungs-
meaterials voraus. Beides war im Berichtsjahr nicht immer
gegeben.

Waéhrend eines Truppenbesuches bei einem Fallschirm-
jagerbataillon, das fur den Einsatz in Afghanistan vorge-
sehen war, kritisierten die Soldaten mir gegeniiber, durch
Einsétze im Rahmen einer Lehrvorfiihrung gebunden zu
sein, so dass fir die Einsatzaushildung keine Zeit bleibe.
Sie machten geltend, dass dadurch insbesondere die
Schieffaushildung zu kurz komme. Ein Soldat duf3erte in
diesem Zusammenhang, er fuhle sich mehr als Schauspie-
ler, denn a's Soldat.

In einem anderen Bataillon wurde das Fehlen von Nacht-
sichtgerdten as Teil des Ausstattungssatzes ,, Infanterist
der Zukunft* (1dz) kritisiert. Haufig, so die Soldaten, sei
es nur der Initiative und der persdnlichen Kontakte ein-
zelner Ausbilder zu danken, dass es gelinge, sich die fur
die Ausbildung notwendige Ausrtistung bei anderen Ein-
heiten und Verbanden auszuleihen. Insbesondere die Aus-
bildung am Maschinengewehr ,, MG 4“ sowie der Maschi-
nenpistole ,MP 7 gestalte sich wegen eingeschrankter

Verfugbarkeit der Waffen in Deutschland hdufig recht
schwierig.

Auch in diesem Jahr kam es im Einsatz leider zu schwe-
ren Unfédllen, die aus dem fehlerhaften Umgang mit
Handwaffen resultierten. Als beispielsweise in Kunduz
ein Hauptgefreiter seine Ausriistung fur eine Patrouille
vorbereitete, 10ste sich aus seiner Maschinenpistole ein
Schuss, wobei das Projektil seinen Ful3 durchschlug. In
einem anderen Fall, der sich ebenfallsin Kunduz ereignete,
fUhrte ein Oberstabsgefreiter auf seiner Stube bei seinem
Gewehr ,,G 36" eine Funktionsiiberpriifung durch. Er ent-
sicherte seine Waffe und betétigte den Abzugshebel, ohne
zuvor eine Sicherheitsiiberpriifung hinsichtlich des Lade-
zustands der Waffe durchgefiihrt zu haben. Dabel l6ste
sich ein Schuss, der den Spind durchschlug und einen Ka-
meraden in den Oberkdrper traf. Im Feldlager ,Marmal®
in Mazar-e-Sharif bat ein an der Kfz-Schleuse eingesetz-
ter Mannschaftssoldat einen Hauptgefreiten, fir ihn kurz-
zeitig die Funktion des Sicherungspostens zu tiberneh-
men. Ohne das Einverstéandnis des Vorgesetzten am
Haupttor einzuholen, willigte dieser ein und Ubernahm
das Gewehr seines Kameraden, ohne Kenntnis von des-
sen Ladezustand zu haben und ohne diesen zu Uberpri-
fen. Als sich kurz darauf ein Fahrzeug der Kfz-Schleuse
néherte, |6ste sich versehentlich aus der Waffe ein Schuss
und verletzte den Hauptgefreiten am Ful3.

Auch wenn es sich bel diesen Vorféllen um Einzelféle
handeln mag, so unterstreichen sie — gerade unter den Be-
dingungen des Einsatzes — die Notwendigkeit, den Solda-
ten durch Ausbildung den unabdingbaren ,, Respekt vor
der Waffe* zu vermitteln.

Wie bereits in den vergangenen Jahren litt auch in diesem
Berichtsahr die einsatzvorbereitende Kraftfahraushil-
dung darunter, dass nicht gentigend geschiitzte Fahrzeuge
fir die Aushildung zur Verfiigung standen. Wahrend sich
die Situation bei den im Jahresbericht 2007 angesproche-
nen Fahrzeugen des Typs ,DINGO* durch Zufiihrung
weiterer Fahrzeuge entscharft hat, war die Ausbildungs-
situation an Fahrzeugen vom Typ ,MULTI A3* und
~WOLF (SSA)“ besorgniserregend. Insbesondere beim
»WOLF (SSA)" stand zeitweise nur ein Fahrzeug zu Aus-
bildungszwecken im Inland zur Verfigung, so dass die
Ersteinweisung am Fahrzeug fur den Giberwiegenden Teil
der Militarkraftfahrer erst im Einsatzland erfolgen
konnte. Im Organisationsbereich des Heeres betraf dies
129 Militéarkraftfahrer.

Eine solche Situation ist aus meiner Sicht nicht vertretbar.
Schon bei der Vorausbildung muss den Soldatinnen und
Soldaten die Ausriistung und Ausstattung zur Verfliigung
stehen, mit der sie auch im Einsatzland arbeiten. Nur das
garantiert Handlungssicherheit von Beginn an. Das gilt
insbesondere fur die Ausbildung der Militérkraftfahrer
am ,WOLF (SSA)“. Ohne eine entsprechende Einwei-
sung und Ubung ist kein Militéarkraftfahrer in der Lage,
das Fahrzeug im Einsatzland sicher zu fihren und in Ge-
fahrensituationen schnell und angemessen zu reagieren.

2.2

Voraussetzung fur eine sachgerechte Auftragserfillung
im Einsatz ist eine der geforderten Qualifikation entspre-

Einsatzplanung
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chende Einplanung der Soldatinnen und Soldaten. Das
war im Berichtgjahr nicht immer gewahrleistet. Unter an-
derem ging es um fehlende Fremdsprachenkenntnisse.

Ein Oberfeldwebel (w) beklagte sich dartiber, trotz nicht
ausreichender Englisch- und Franzosischkenntnisse auf
den Dienstposten eines Sanitétsfeldwebels im , Rescue
Coordination Center* in Kabul eingeplant worden zu
sein. Die fehlenden Sprachkenntnisse waren bei der Ein-
planung bekannt. Ein zusétzlicher Sprachkurs wurde mit
der Begrindung abgelehnt, die bis zum Einsatz verblei-
bende Zeit reiche daftir nicht aus. Fir eine solche Ent-
scheidung habe ich kein Verstdndnis. Gerade im Bereich
multinationaler Stébe sind die geforderten Sprachkennt-
nisse unabdingbar. Ohne sie ist die Arbeit in einem sol-
chen Stab nicht zu leisten. Im Ubrigen kénnen unzurei-
chende Sprachkenntnisse auch zu einer menschlichen
Ausgrenzung fuhren. Die von der Soldatin an ihrer Ein-
planung geéduRerte Kritik wurde im Rahmen der Uberpri-
fung bestétigt.

Um mangelnde Fremdsprachenkenntnisse ging es auch in
Eingaben dienstélterer Portepee-Unteroffiziere, die im
Rahmen ihrer Ausbildung keine Pflichtsprachenausbil-
dung erhalten hatten. Sie beklagten sich dariiber, dass ih-
nen die grundsétzlich mogliche Teilnahme an einem
dreimonatigen Sprachlehrgang héufig von ihren Diszipli-
narvorgesetzten mit dem Hinweis verweigert werde, eine
derart lange Abwesenheit sei fur die Einheit nicht hin-
nehmbar.

Die Klagen zeigen, wie hoch die dienstliche Belastung in
vielen Einheiten bereits ist. Die Lésung liegt meines Er-
achtens nicht in der Verweigerung der Teilnahme an dem
Lehrgang. Vielmehr muss den Einheiten die Abstellung
der Soldaten méglich gemacht werden. Das kdnnte mog-
licherweise im Rahmen einer zentralen Lehrgangspla-
nung zu erreichen sein.

Zu ener ordentlichen Einsatzplanung gehdrt auch die
rechtzeitige Unterrichtung der betroffenen Soldatinnen
und Soldaten, damit diese sich und ihre Familien auf den
Einsatz einstellen und die notwendigen Vorbereitungen
treffen kénnen. Leider berichteten mir im Jahr 2008 nicht
wenige Soldaten wieder von Nachléssigkeiten und Ver-
sdumnissen in diesem Bereich.

Ein Beispidl:

Ein Oberstabsarzt war fir einen Einsatz in Afghanistan
vorgesehen. Alsihm der voraussi chtliche Einsatzzeitraum
(Juli bis September 2008) mitgeteilt wurde, verwies er
auf eine zwischen seiner Dienststelle und dem Lagezen-
trum seines Ubergeordneten Sanitétskommandos getrof-
fene Vereinbarung, wonach er vom 25. Juli bis 30. August
2008 zum Einsatz kommen sollte. Das Sanitétskom-
mando hatte es allerdings versdumt, den zusténdigen Ein-
satzleitverband von dieser Vereinbarung in Kenntnis zu
setzen. Da eine kurzfristige Umplanung nicht mehr mog-
lich war, musste es bei der vom Leitverband festgelegten
Einsatzzeit vom 25. Juni bis 30. August 2008 bleiben.
Dieses Ergebnis wurde dem Petenten sieben Tage vor sei-
nem Abflugtermin mitgeteilt. Daraufhin musste er eine

Weiterbildung und einen bereits geplanten Urlaub wieder
absagen.

2.3

Besonders misslich ist es, wenn Fehlplanungen ein gan-
zes Kontingent betreffen und — zumindest aus meiner
Sicht —weitgehend vermeidbar gewesen wéren. Betroffen
davon war das deutsche | SAF-Kontingent.

Einhaltung der Kontingentobergrenze

Auf Grund der sich verschérfenden Sicherheitslage im
Raum Kunduz wurde bereitsim Januar 2008 entschieden,
210 Soldaten als zusétzliche Verstdrkungskréfte nach
Afghanistan zu verlegen. Um dabei die personelle Ober-
grenze des Bundestagsmandats nicht zu Uberschreiten,
musste an anderer Stelle Personal eingespart werden. Die
Art und Weise, wie dies geschah, flhrte zu groRem Un-
mut und Unverstandnis bei den Soldaten. Es war das be-
herrschende Thema meines Truppenbesuchs in Afghanis-
tan.

Neben der Nichtbesetzung von Dienstposten kam es im
April 2008 zu temporéren Riickverlegungen. Konkret be-
deutete das, dass Soldaten nach ihrer Ankunft im Einsatz-
land in einen mehrwdchigen ,, Obergrenzenurlaub” nach
Deutschland zuriickgeschickt wurden. Bei anderen wurde
der Einsatz zum Teil bereits nach einer Woche ganz been-
det. Nicht nachvollziehbar waren fur die Soldatinnen und
Soldaten auch die Kriterien, nach denen Dienstposten
eingespart wurden. So verblieben beispielsweise 26 Sol-
daten eines militérischen Verbindungsteams, die Soldaten
der afghanischen Armee ausbilden sollten, in Feyzabad,
obwohl bereits seit Ende Mai 2008 bekannt war, dass die
Ausbildung erst im Januar 2009 beginnen sollte. Auf der
anderen Seite wurden die Pionierkréfte reduziert und ein
Kampfmittelraumtrupp aus Mazar-e-Sharif auf Grund der
Obergrenzenproblematik abgezogen.

Bei alem Verstandnis fur die Notwendigkeit des Einbrin-
gens von Verstarkungskréften kann ich nicht nachvollzie-
hen, weshalb die Umplanungen und Reduzierungen erst
ab April 2008 erfolgten, obwohl die Entscheidung, Ver-
stérkungskréfte nach Afghanistan zu verlegen, bereitsim
Januar getroffen worden war. Ich bin mir sicher, dass bei
einer zeitgerechten Planung die entstandenen Verwerfun-
gen hétten vermieden werden konnen. Erschwerend
kommt hinzu, dass Reduzierungen und Umplanungen
von Seiten der militérischen Fuhrung nicht hinreichend
von oben nach unten kommuniziert wurden. Hier hétte
durch entsprechende Mal3nahmen bei den betroffenen
Soldaten sicherlich Verstdndnis erzeugt und der entstan-
dene Vertrauensverlust durch die militarische Fihrung
vermieden werden kénnen.

2.4

Erneut erreichten mich Klagen Uber eine aus Sicht vieler
Soldatinnen und Soldaten unzureichende beziehungs-
weise ungeeignete personliche Ausriistung und Beklei-
dung. Wie bereits in meinem letzten Jahresbericht ausge-
fhrt, sahen sich auch im Berichtgahr viele Betroffene
gezwungen, geeignete Ausrlistungsgegenstdnde auf ei-
gene Kosten zu beschaffen.

Persdnliche Ausriistung
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Zwei Beispiele:

Im 16. Deutschen Einsatzkontingent ISAF wurden na
hezu alle Soldaten mit der neuen Schutzweste ,, |dZ" aus-
gestattet. Da diese Weste im Gegensatz zum Vorganger-
modell Uber keine Taschen verfigt, wird sie durch ein
entsprechendes Tragesystem ergénzt. Auf Grund von Lie-
ferschwierigkeiten der Industrie konnte das zugehdrige
Tragesystem nicht in der erforderlichen Stiickzahl ausge-
liefert werden, so dass sich die Soldaten veranlasst sahen,
entsprechende andere Systeme auf eigene Kosten zu be-
schaffen.

Die bereits im letzten Jahr geschilderten Klagen tber feh-
lende K&lteschutzbekleldung und ungeeignete Pistolenhols-
ter hidten im Berichtgahr zunéchst an. Verbesserungen
zeichneten sich erst zum Jahresende ab. Ab November
konnten den Einsatzkontingenten endlich neue, kurzfris-
tig beschaffte Mehrzweckholster zur Verfiigung gestellt
werden. Darlber hinaus soll den in Afghanistan einge-
setzten deutschen Soldaten im Jahr 2009 eine Kélte-
schutzjacke zur Verfiigung gestellt werden, die unter der
Splitterschutzweste getragen werden kann und eine aus-
reichende Beweglichkeit sicherstellt.

Solche spéten Nachbesserungen sind misslich. Die erfor-
derliche Ausriistung der Soldatinnen und Soldaten muss
von Anfang an bereitstehen. Esist nicht akzeptabel, dass
sich Soldaten gezwungen sehen, notwendige Ausriis-
tungsgegensténde auf eigene Kosten zu beschaffen.

2.5 Ausstattung

Zweifellos hat sich die notwendige Ausstattung der deut-
schen Einsatzkontingente mit geschiitzten Fahrzeugen
durch die Zufihrung von Neufahrzeugen insbesondere
des Typs ,DINGO" in den letzten beiden Jahren konti-
nuierlich verbessert. Die gemeinsamen Bemihungen des
Bundesministeriums der Verteidigung und des Verteidi-
gungsausschusses in diesem Bereich sind unverkennbar.

Gleichwohl klagten mir gegenliber Soldaten weiterhin
Uber eine aus ihrer Sicht nicht ausreichende Anzahl von
Patrouillenfahrzeugen des Typs ,WOLF (SSA)". Fur
weitere nachhaltige Verbesserungen in diesem Bereich
wird die Beschaffung von insgesamt 198 Fahrzeugen des
Typs ,,EAGLE IV* sorgen, von denen 25 Fahrzeuge bis
Ende 2008 bereits an die Truppe ausgeliefert werden
konnten.

Ausstattungsdefizite wurden in Afghanistan auch im
Hinblick auf die Verfugbarkeit elektronischer Storsen-
der vorgetragen. Diese , Jammer“ sollen die funkgesteu-
erte Fernziindung von Sprengsdtzen verhindern. Das
Bundesministerium der Verteidigung erkléarte dazu, dass
die Ausstattung der Einsatzkontingente mit diesen Stor-
sendern im vierten Quartal 2007 begonnen habe und vor-
aussichtlich Ende 2009 abgeschlossen werde. Die Solda-
ten fragen sich insoweit meines Erachtens zu Recht,
warum man mehr as zwei Jahre bendtigt, um ale Ein-
satzfahrzeuge mit entsprechenden Stdrsendern auszuriis-
ten.

Hinsichtlich des Fuhrparks erreichten mich auch Einga-
ben aus dem Deutschen Einsatzkontingent KFOR. Dort
beklagten die Feldjagerkrifte eine Uberalterung ihrer
Fahrzeuge. Eine Uberprifung ergab, dass das Durch-
schnittsalter der Fahrzeuge bel 12,5 Jahren lag. Das
Streitkrafteunterstiitzungskommando rédumte in seiner
Stellungnahme dazu ein, dass das hohe Alter nicht nur ei-
nen erh6hten Reparaturbedarf mit sich bringe, sondern
auch negative Auswirkungen auf die aktive und passive
Sicherheit der Fahrzeuge habe. Vor diesem Hintergrund
halte ich eine Erneuerung der Fahrzeuge fur angezeigt.

2.6

Bereits in meinem vorigen Jahresbericht hatte ich darauf
hingewiesen, dass sich in Mazar-e-Sharif jeweils drei
Soldaten ein Unterkunftsmodul von circa 13 m? teilen
mussten, obwohl eine Zweierbelegung vorgesehen war.
Dieser Mangel hat sich im vergangenen Jahr auf Grund
des Aufwachsens der Kréfte durch die QRF fortgesetzt.

Unterbringung

Unterbringungsprobleme ergaben sich auch im Feldlager
Kunduz. Die dortige Infrastruktur ist fur die Aufnahme
von 350 Soldaten ausgelegt, zeitweise waren aber tber
800 Soldaten im Feldlager. Das fiuhrte dazu, dass Solda-
ten der Schutzkompanie bel Temperaturen von mehr als
35 Grad Celsius dauerhaft in nicht klimatisierten Zelten
untergebracht werden mussten.

Beidesist aus meiner Sicht nicht zumutbar. Vor dem Hin-
tergrund der starken Belastungen, denen die Soldaten im
Einsatzland ausgesetzt sind, muss eine angemessene Un-
terbringung gewahrleistet sein. Sobald sich ein Kréafteauf-
wuchs abzeichnet, muss mit der Schaffung zusétzlicher
Unterbringungskapazitdten reagiert werden.

Auch im Feldlager Prizren (KFOR) klagten die Soldaten
Uber eine fehlende Klimatisierung ihrer Unterkiinfte. Ein
Antrag, die Feldhduser mit Klimagerdten auszustatten,
wurde mit der Begrindung abgelehnt, die vorhandene
Energieversorgung reiche fir eine Klimatisierung nicht
aus. FUr besonders beanspruchtes Personal stiinden Kli-
matisierte Unterkunftscontainer zur Verfligung. Weiterer
Handlungsbedarf werde nicht gesehen.

Mich Uberzeugt diese Argumentation nicht. Es darf keine
Soldaten erster und zweiter Klasse geben. Jeder Soldat
muss seinen Auftrag erfillen und hat den gleichen An-
spruch auf Firsorge durch seinen Dienstherrn. Das
schlief3t eine addguate Unterbringung ein.

2.7 Einsatzzeiten

Seit sich die Bundesrepublik Deutschland an internatio-
nalen Einsdtzen zur Krisenbewaltigung und Konfliktpra-
vention beteiligt, geben die Einsatzzeiten Anlass zu
Klagen und Kritik. Auf die besondere Belastung der Sol-
datinnen und Soldaten in Speziaverwendungen, nament-
lich der Heeresfliegertruppe und der Feldjager, habe ich
bereits in den vergangenen Jahren immer wieder hinge-
wiesen. Ahnlich hohe Einsatzbelastungen hatten im
Berichtsahr auch andere, zum Beispid Kampfmittel-
spurhundefiihrer und Notfallmediziner zu tragen. In
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Mazar-e-Sharif war dariiber hinaus das Personal zum Be-
trieb der Sauerstofferzeugungsanlage fur das Waffensys-
tem , TORNADO" besonders betroffen. Im Zeitraum von
Marz 2007 bis September 2008 kam esin diesem Bereich
zu Einsatzzeiten von bis zu neun Monaten.

Unveréndert hoch ist auch die Einsatzbelastung vieler
Marinesoldaten. Die von der Marine selbst anvisierte
Obergrenze von 180 Abwesenheitstagen wird héaufig
Uberschritten, teilweise bis auf 240 Tage. Das kann aus
meiner Sicht so nicht bleiben.

2.8

Auf die Bedeutung des Sports fir die Erhaltung der Ge-
sundheit und Fitness sowie die Motivation der Soldatin-
nen und Soldaten im Einsatz habe ich bereits mehrfach
hingewiesen. Gleichwohl wurden auch im Berichtgahr
Defizite in diesem Bereich beklagt. So berichteten Solda-
ten, dass die im Feldlager PRT Kunduz fir 400 Soldaten
ausgelegten Sportmoglichkeiten zeitweise 770 Soldaten
genigen mussten. Auch im Feldlager ,Marmal“ in
Mazar-e-Sharif traten Engpésse bei der Nutzung der
Sportgeréte auf.

Sport und Betreuung im Einsatz

Von entscheidender Bedeutung fir die Motivation der
Soldaten sind auch die Betreuungseinrichtungen. In Feld-
lagern wie dem in Mazar-e-Sharif mit Uber 2 000 einge-
setzten Soldaten sind sie héufig der einzige Ort, um vom
taglichen Dienst abschalten und Zerstreuung finden zu
kénnen. Umso unversténdlicher ist es fur mich, das im
Feldlager ,Marmal* die mit dem Einbringen der Verstar-
kungskréafte erforderliche Reduzierung des Ubrigen Perso-
nals zur zeitweisen Schlief3ung von zwei der drei Betreu-
ungseinrichtungen fuhrte. Dies erweckt den Eindruck, als
werde die Betreuung der Soldaten in den Einsatzkon-
tingenten as zwar sinnvolle, aber nicht zwingend erfor-
derliche Mal3nahme angesehen.

Telekommunikationsdienstleistungen im Einsatzland bie-
ten seit mehreren Jahren Anlass zu massiven Klagen.
Trotz wiederkehrender Anklindigungen war auch im Be-
richtgahr eine qualitative Verbesserung des Leistungs
angebots, insbesondere der Verbindungsqualitéten nicht
zu erkennen. Dartiber hinaus beklagten sich viele Solda
tinnen und Soldaten tiber die Art und Weise des Umgangs
mit Reklamationen durch die Betreiberfirma. Ich halte
diese Situation bereits seit Jahren fur nicht akzeptabel.
Angesichts der Tatsache, dass Telefon und E-Mail fir die
Soldatinnen und Soldaten im Einsatz die wichtigste Ver-
bindung mit den Angehdrigen in der Heimat darstellen,
sollte dringend nach Alternativen gesucht werden.

2.9 Umgang mit Alkohol

Der Konsum von Alkohol in den Einsatzgebieten ist von
Seiten des Dienstherrn in beschrénktem Mal3e erlaubt.
Vorgesetzte sind verpflichtet, auf einen verantwortungs-
vollen Umgang mit Alkohol hinzuwirken und Missbrauch
durch Dienstaufsicht und rechtzeitiges Einschreiten ent-
gegenzuwirken. Leider wurde mir wieder von Fallen
Ubermafiigen Alkoholkonsums berichtet.

Im Feldlager Prizren schoss ein Stabsgefreiter in den Tur-
rahmen seiner Unterkunft. Der Soldat hatte zuvor in Ge-
genwart eines Leutnants diverse alkoholische Getrénke
konsumiert, ohne dass der anwesende Offizier ein Ein-
schreiten fir erforderlich hielt.

Auch andere Beispiele erweckten den Eindruck, als be-
trachteten manche Vorgesetzte Verstdl3e gegen Alkohol-
regelungen as ,Kavaliersdelikt“. So duldete im Kosovo
ein Oberstleutnant, dass bei einer Betreuungsfahrt alko-
holische Getrénke konsumiert wurden, obwohl dies nach
der Befehlslage verboten war. Er selbst nahm Wein und
Bier zu sich. Auf eine gegen ihn verhangte Disziplinar-
mal3nahme reagierte er mit Unverstandnis.

Im PRT Kunduz konsumierte ein Oberleutnant in Gegen-
wart von Soldaten seines Zuges Whisky und lief? diese
ebenfalls davon trinken, obwohl den Soldaten des deut-
schen ISAF-Kontingents der Konsum von Spirituosen
verboten ist.

Die Vorfélle machen deutlich: Wenn selbst Vorgesetzte
Befehle missachten, wie soll dann von Untergebenen Dis-
ziplin erwartet werden. Gerade im Hinblick auf den Um-
gang mit Alkohol missen alle Vorgesetzten sensibilisiert
sein und gegen Versttlie konseguent einschreiten.

2.10 Auslandsverwendungszuschlag (AVZ)

Im Rahmen des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes wurde
der Auslandsverwendungszuschlag erhéht. Die Erhéhung
des seit 1995 nicht mehr angepassten Zuschlages ist den
Erschwernissen und Gefahren in den Auslandseinsitzen
der Bundeswehr geschuldet und war meines Erachtens
Uberfallig. Sie gilt ab dem 12. Februar 20009.

Die gesetzliche Erhdhung umfasst die Heraufsetzung der
Hoéchststufe (Stufe 6) von 92 Euro auf 110 Euro. Die Re-
gelung der Sétze der Stufen 1 bis 5 erfolgt im Wege einer
Rechtsverordnung, die das Bundesministerium des Innern
erlésst. Die Betrége dieser Stufen werden danach wie
folgt angehoben:

Sufe Alt (in Euro) Neu (in Euro)
1 25,56 30
2 40,90 46
3 53,69 62
4 66,47 78
5 79,25 94

Anlass zu Kritik gibt weiterhin die Regelung, dass der
AVZ nur im Falle einer Kommandierung ins Einsatzge-
biet gezahlt wird, bei einer Auslandsdienstreise dagegen
kein Anspruch auf AVZ besteht.

Ein Beispidl:
Ein Stabsunteroffizier war im Kosovo als Bediener eines
120-Tonnen-Krans eingeplant, ein Oberfeldwebel als
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Krangruppenfuhrer vorgesehen. Da in Deutschland kein
derartiger Kran verfugbar war, wurden die Soldaten im
Wege einer zweiwdchigen Dienstreise zu einem Einwei-
sungslehrgang in das Kosovo entsandt, um im unmittel-
baren Anschluss als Kontingentangehdrige die fur sie
vorgesehenen Aufgaben wahrnehmen zu kodnnen. Das
fuhrte dazu, dass die Soldaten in den ersten beiden Wo-
chen wahrend des Lehrgangs keinen AVZ erhielten. Ein
solcher stand ihnen erst nach Beendigung des Lehrgangs
zu, als auf die Dienstreise nahtlos die Kommandierung
folgte. Obwohl die Soldaten wahrend der gesamten Zeit
denselben Gefahren und Belastungen ausgesetzt waren
wie die Kontingentangehdrigen, entschied alein der Sta
tus Uber ihren Anspruch auf AVZ. Diese Differenzierung
ist fUr die Soldaten nicht verstandlich.

Das Dienstrechtsneuordnungsgesetz sieht ab dem 1. Juli
2010 bei Dienstreisen von Soldaten in Einsatzgebiete
jetzt ab dem 15. Tag eine besoldungsrechtliche Leistung
in Héhe des Auslandsverwendungszuschlags vor. Den
beiden genannten Soldaten ware damit nicht geholfen ge-
wesen.

2.11 Informations- und Fihrungsprobleme im

Einsatz

Im Auslandseinsatz haben die Soldatinnen und Soldaten
ein grofes Bedirfnis nach Informationen Uber die Lage
im Einsatzgebiet. Wahrend meines Truppenbesuchs in
Afghanistan wurde von den Soldaten kritisiert, dass sie
von Anschlégen in Afghanistan haufig nur Uber die Me-
dien oder in Telefongesprachen mit ihren Angehérigen
unterrichtet wirden, nicht aber von ihren Vorgesetzten.
Auch wurde das Fehlen von Informationen Uber die Er-
eignisse im gesamten | SAF-Gebiet beklagt.

Ich halte es fir wichtig, dass die Soldaten im Einsatzland
zeitnah Uber die aktuelle politische und militérische Lage
aulBerhalb ihres Lagers informiert werden.

Verantwortungsvolles Fihrungsverhalten beinhaltet, dass
Vorgesetzte sich fur ihre Soldaten einsetzen und ale
Moglichkeiten zum Schutz der ihnen unterstellten Solda-
ten ausschopfen. Ein schlechtes Beispiel dafir gab ein
Vorgesetzter in Termez/Usbekistan. Dort wurde bei einem
Verkehrsunfall eine Zivilistin getétet. Die usbekische
Polizei und die dortige Miliz nahmen daraufhin Ermitt-
lungen gegen den Kraftfahrer, einen deutschen Stabs-
offizier, auf und fuhrten einen Alkoholtest durch. Unmit-
telbar nach Bekanntwerden des Unfals ordnete das
EinsatzfUhrungskommando die Verlegung des Rechtsbe-
raterstabsoffiziers von Mazar-e-Sharif nach Termez an
und wies das deutsche Einsatzkontingent auf das Abkom-
men zwischen der Republik Usbekistan und der Bundes-
republik Deutschland hin, das deutschen Soldaten in
Usbekistan in solchen Féllen strafrechtliche Immunitét
gewahrt. Der zustandige Vorgesetzte in Termez lehnte da-
gegen die Verlegung des Rechtsberaterstabsoffiziers aus-
dricklich ab und unterlief? gegentiber den usbekischen
Behorden auch jeden Hinweis auf das |mmunitétsabkom-
men. Das Einsatzfuhrungskommando der Bundeswehr
stellteim Nachhinein fest, dass die durch die usbekischen

Behdrden durchgefuhrten Ermittlungen unzuldssig wa-
ren.

Ich halte das Verhalten des Vorgesetzten fir inakzeptabel .
Er entzog dem ihm unterstellten Offizier dadurch den ge-
botenen Schutz gegentiber den usbekischen Behdrden.

Eine Selbstverstandlichkeit sollte es sein, dass Vorge-
setzte die Sorgen und Néte ihrer Soldaten ernst nehmen.
Ein Kommandeur im Einsatz gab dafir ein schlechtes
Beispiel:

Eine Patrouille hatte der Operationszentrale im PRT
Feyzabad gemeldet, in einen Feuerkampf geraten zu sein.
In der OPZ wurde félschlicherweise aber nur ein Be-
schuss und kein Feuerkampf aufgenommen. Nach Ruick-
kehr der Patrouille in das PRT beklagten einige Teilneh-
mer, dass sich der Kommandeur des PRT nicht nach
ihrem Wohlbefinden erkundigt habe. Als dieser von den
Soldaten in einer Gespréchsrunde darauf angesprochen
wurde, erklarte er, erst spéter erfahren zu haben, dass ein
Feuerkampf stattgefunden habe. Sonst hétte er die Pa-
trouille bei ihrer Rickkehr begrifd. Im weiteren Ge-
spréch aulierte er dann aber gegeniiber den Soldaten, kein
»Winke-Onkel* zu sein.

Der Inspekteur der Streitkréftebasis erkléarte dazu, dass
diese AuRerung ungliicklich gewahlt gewesen sei und auf
wenig Fingerspitzengefiihl schlief3en lasse. Sie sai offen-
bar geeignet gewesen, bei einigen Soldaten den Eindruck
zu erwecken, dass man sie selbst und ihre konkret erlebte
Gefdhrdungslage nicht richtig ernst nehme. Dem ist
nichts hinzuzuf iigen.

2.12 Rechtsschutz im Einsatz

Grole Verunsicherung entstand bel den Soldaten im Zu-
sammenhang mit dem Vorfall an einem Checkpoint in
Afghanistan, in dessen tragischem Verlauf eine Frau und
zwei Kinder zu Tode kamen. Fir die Soldaten war es un-
versténdlich, dass daraufhin staatsanwaltschaftliche Er-
mittlungen aufgenommen wurden. Sie konnten nicht
nachvollziehen, dass fur die Einleitung von Ermittlungs-
verfahren im Auslandseinsatz grundsétzlich dieselben
Maldstabe wie im Inland angel egt werden.

Diese Unsicherheiten hétten aus meiner Sicht vermieden
werden konnen, wenn den Soldaten vom Dienstherrn hin-
reichend erlautert worden wére, dass nach deutschem
Recht die T6tung eines Menschen durch einen deutschen
Staatsangehdrigen staatsanwaltschaftliche Ermittlungen
auslost, ohne dass dies zwingend zur Einleitung eines
Strafverfahrens fihren muss.

Die Diskussion tber die Sach- und Rechtslage in dem an-
gesprochenen Fall fihrte im Ergebnis dazu, dass der
Rechtsschutz firr unsere Soldaten — wie auch von mir ge-
fordert — verbessert wurde. Mit Rundschreiben vom
24. Oktober 2008 erkléarte das Bundesministerium des In-
nern, dass der Bund die notwendigen Kosten der straf-
rechtlichen Rechtsverteidigung tragt, wenn Bundesbe-
dienstete im Rahmen einer dienstlichen Téatigkeit im
Audland einer Straftat gegen das L eben oder die korperli-
che Unversehrtheit beschuldigt oder verdachtigt werden.
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Der Anspruch entsteht bereits dann, wenn staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungen zu erwarten sind. Mit dieser Re-
gelung hat der Dienstherr seine besondere Firsorge fir
die Soldaten anerkannt.

3 Fihrung und Ausbildung

Dem Fihrungsverhalten und der Aushildung gilt seit je-
her die besondere Aufmerksamkeit des Wehrbeauftrag-
ten. Im April des Berichtgahres habe ich dazu in Berlin
eine zweitégige Informationstagung mit Soldatinnen und
Soldaten aler Dienstgradgruppen sowie eine Podiumsdis-
kussion mit hochrangigen Vertretern aus Politik, Gesell-
schaft und den Streitkréften durchgefuihrt. Tagung und
Podiumsdiskussion standen unter dem Motto: ,Men-
schenfiihrung in der Bundeswehr — Anspruch und Wirk-
lichkeit“. Alle Teilnehmer stimmten darin Uberein, dass
die Konzeption der Inneren Fuhrung fir die Bundeswehr
unverzichtbar sei. Die tellnehmenden Soldatinnen und
Soldaten betonten dartiber hinaus, dass die Bundeswehr
immer mehr den Fachmann und immer weniger den Sol-
daten und Kameraden ausbilde. Unsicherheiten im Fuh-
rungsverhalten wirden nicht selten durch Arroganz und
Uberzogene Harte Uberspielt. Schliefdlich fehle es der
Truppe auch an einer Fehlerkultur, stattdessen herrsche
Absicherungsdenken vor.

Neben der Informationstagung stiitzen sich meine Er-
kenntnisse zum Fihrungsverhalten und zur Ausbildung
vor alem auf die einschldgigen Eingaben sowie zahlrei-
che Truppen- und Informationsbesuche auf der Einheits-
und Verbandsebene sowie der Schulen und Ausbildungs-
einrichtungen der Bundeswehr.

Die Eindriicke, die ich dabei im Berichtgahr gesammelt
habe, zeichnen das Bild eines Truppenalltags, der zuneh-
mend unter widrigen dienstlichen Rahmenbedingungen
von der Unterbringung Uber die Auftragsflut bis hin zu
Ausstattungsdefiziten im Bereich von Personal und Mate-
rial leidet. Das hat Auswirkungen auf die Motivation, das
Fihrungsverhalten und die Ausbildung in der Truppe. Die
folgenden Ausfihrungen sollen das naher erlautern.

3.1

Im Zuge der Transformation haben sich die dienstlichen
Rahmenbedingungen fur die Soldatinnen und Soldaten
deutlich verschlechtert. Auf die Defizite bei der Unter-
bringung, Betreuung und sanitdtsdienstlichen Versor-
gung geht der Bericht unter den entsprechenden Uber-
schriften an anderer Stelle ausfihrlich ein. Auch Uber die
Ausstattung am Arbeitsplatz und das Fehlen des fur die
Aushildung erforderlichen Materials wird immer wieder
geklagt. Dasreicht vom PC Uber Handfeuerwaffen bis hin
zu Fahrzeugen. Gleichzeitig haben die Auftrége nach
Aussagen der Chefs und Spiefie sténdig zugenommen.

Als besonders belastend wird die elektronische Ubermitt-
lung von Befehlen empfunden. Die Durchsicht der Flut
von Eingangen kostet unverhdtnismafdig viel Zeit, weil
der Empfanger erst einmal die fir ihn relevanten Teile he-
rausfiltern muss. Im Ubrigen bietet dieser Ubermittiungs-
weg keine Gelegenheit zu direkten Einwendungen oder

Arbeitsumfeld und Auftrag

Hinweisen auf die besondere Situation des verpflichteten
Truppenteils und konterkariert damit jedes Verstdndnis
von einer klaren, verstandlichen und transparenten Be-
fehlsgebung.

Zu diesem ohnehin schwierigen Umfeld tritt eine ange-
spannte Personallage hinzu. Die Zahl der altgedienten er-
fahrenen Unteroffiziere nimmt stetig ab. Digjenigen dage-
gen, die noch im aktiven Dienst stehen, sind, gerade weil
sie Uber die ndtige Ausbildung und Erfahrung verfiigen,
regelméafdig durch Auslandseinsdtze, Einsatzaushildung
oder Sonderauftrége gebunden. Auf der anderen Seite
fehlt es an entsprechend qualifiziertem neuen Personal.
Die Grunde dafir sind unterschiedlich. Teilweise kdnnen
Dienstposten mangels geeigneter Bewerber nicht besetzt
werden. In anderen Féllen sind die Dienstposteninhaber
noch in der Ausbildung oder aber lassen die Eignung zum
militérischen Fuhrer und Ausbilder nicht erkennen.

Schliefdlich wird Schliisselpersonal in Stében, aber auch
in den Einheiten mit weit Uber ihren eigentlichen Auftrag
hinausgehenden Zusatzaufgaben betraut. Oft sind davon
unmittelbare Vorgesetzte wie Zugfihrer, Spief3e und
Chefs betroffen, die durch Verwaltungsaufgaben ohnehin
bereits an den Schreibtisch , gefesselt” sind und deshalb
ihrem Fuhrungsauftrag nicht hinreichend nachkommen
konnen.

Die zuvor geschilderten Beobachtungen kennzeichnen
die Situation in vielen Einheiten und Verbénden. Hinzu
kommt das Empfinden und die Enttduschung vieler Vor-
gesetzter dariiber, in dieser Situation von héheren Vorge-
setzten nicht wahrgenommen und mit den vielfétigen
Problemen alleine gelassen zu werden. ,, Wir melden und
es andert sich nichts!* so liest und hdrt man es immer
wieder in Eingaben und Gespréchen mit Betroffenen. Das
Vertrauen in die héhere militérische und politische Fih-
rung nimmt ab. Die Gefahr, dass sich auch viele bisher
engagierte Vorgesetzte resigniert zurtickziehen, steigt.

Nicht wenige Einheitsfihrer fihlen sich mit der Bewalti-
gung der geschilderten Probleme Uberfordert. Einzelne
haben sich mit Eingaben an mich gewandt, weil sie sich
von hdheren Vorgesetzten im Stich gelassen fihlen. Be-
merkenswert ist neben dem in diesen Eingaben zum Aus-
druck kommenden Vertrauensverlust die Reaktion einiger
mit der Uberprifung befasster Vorgesetzter und Dienst-
stellen. Anstatt sich desin der Eingabe geschilderten Pro-
blems anzunehmen und nach sachgerechten Ldsungen zu
suchen, reagiert man verstimmt und macht dem Petenten
mehr oder weniger deutlich zum Vorwurf, dass er sich
Uberhaupt an den Wehrbeauftragten gewandt hat. Dem
entspricht, dass immer mehr Petenten ihre Angst vor Be-
nachteiligung auf Grund einer Eingabe zum Ausdruck
bringen oder tatséchlich erlebte Benachteiligung schil-
dern.

Drei Beispiele:

Mannschaften und Unteroffiziere ohne Portepee in einem
Logistikbataillon erduldeten Uber viele Monate hinweg
standige verbale Entgleisungen und entwirdigende Be-
handlungen durch ihren ZugfUhrer und dessen Stellvertre-
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ter. Aus Angst vor Repressalien unterlief3en sie eine Mel-
dung an héhere Vorgesetzte.

In einem anderen Fall schilderte ein Obergefreiter und
Feldwebelanwarter wiederholte erhebliche Krankungen
und Beleidigungen sowie eine entwirdigende Behand-
lung durch seinen Zugfiihrer, einen Hauptfeldwebel. Er
bat eindringlich um vertrauliche Behandlung seiner Ein-
gabe, weil er anderenfalls erhebliche Laufbahnnachteile
und eine negative Einflussnahme seines Zugfihrers be-
furchtete.

In einem weiteren Fall hatten drei Offiziere, die sich Uber
das Fihrungsverhalten vorrangig ihres stellvertretenden
Bataillonskommandeurs beschwert hatten, wegen be-
furchteter Benachteiligung zunéchst darum gebeten, ihre
Namen nicht preiszugeben. Sie riigten, dass dem Ausfin-
digmachen der Petenten bel den nachfolgenden Ermitt-
lungen zumindest die gleiche Aufmerksamkeit zuteil ge-
worden sei, wie der Sachverhatsaufklérung. Zugleich
schilderten die Offiziere, die im Laufe der Ermittlungen
ihre Identitét offenlegten, dass ihnen durch einzelne er-
mittelnde, selbst in der Kritik stehende Vorgesetzte auf
sehr unterschiedliche Art und Weise bedeutet worden sei,
dass die Eingaben unerwiinscht und das Vertrauen in die
Petenten beeintréachtigt seien.

Mir gibt der teilweise wenig souverdne Umgang mit Ein-
gaben Anlass zur Sorge. Gerade von hdheren Vorgesetz-
ten erwarte ich mehr Souverénitdt und Féhigkeit zur
Selbstkritik, wenn ein Soldat von seinem gesetzlich ver-
brieften Recht zur Eingabe Gebrauch macht. Wer dage-
gen nach dem Motto handelt ,,Es kann nicht sein, was
nicht sein darf!“, der wird das Vertrauen der ihm anver-
trauten Soldaten nicht gewinnen und den inneren Abstand
zwischen den Fihrungsebenen vergréfzern helfen.

3.2 Dienstaufsicht

Nach § 10 Absatz 2 des Soldatengesetzes ist jeder Vorge-
setzte zur Dienstaufsicht verpflichtet. Die Dienstaufsicht
gehort zum Kernbereich der Pflichten eines Vorgesetzten. Je
schwieriger die Rahmenbedingungen des Dienstes in einer
Einheit beziehungsweise einem Verband sind, desto grofiere
Bedeutung kommt der kontrollierenden und zugleich hel-
fenden Dienstaufsicht der néchsten und néchsthdheren Vor-
gesetzten zu. Das gilt angesichts der zunehmenden Zahl der
im Truppenaltag unerfahrenen jungen Unteroffiziere und
Offizierein noch stérkerem Mal3e. Nur im Wege der Dienst-
aufsicht kénnen sich Einheitsfiihrer und Kommandeure ei-
nen Uberblick tber den tatsichlichen Ausbildungsstand, die
Personlichkeit und die Motivation der ihnen anvertrauten
Soldatinnen und Soldaten verschaffen.

Immer wieder wird im Zusammenhang mit der Bearbei-
tung von Eingaben auf Grund gravierender Fehlverhal-
tensweisen deutlich, dass es an der Dienstaufsicht gefehlt
hat und die zusténdigen Disziplinarvorgesetzten zu wenig
Kenntnis von dem hatten, was sich in ihren Einheiten ab-
spielt.

Aufféllig waren im Berichtgjahr erneut Ausbildungsein-
heiten. Ein unangemessener Umgangston, Uberzogene

Harte sowie unqualifizierte und ricksichtslose Vorge-
setzte vermittelten den Rekruten ein negatives Bild von
den Streitkréften.

Drei Beispiele:

Ein Stabsunteroffizier forderte im Rahmen eines Zug-
abends einen Rekruten auf, in eine Weinflasche zu urinie-
ren. Als der Soldat dieser Aufforderung nicht nachkam,
urinierte er selbst auf dem Flur in die Weinflasche, fiillte
diese mit Wein auf und gab die Flasche im Rahmen eines
Trinkspiels an einen ahnungsl osen Rekruten weiter, damit
dieser aus der Weinflasche trinken sollte. Im weiteren
Verlauf forderte er zwei Rekruten auf, im Flur niederzu-
knien und die Freundin eines anwesenden Feldwebel-
kameraden anzubeten. Um seine Missachtung gegentiber
einem sich dagegen straubenden Rekruten auszudriicken,
riss er gemeinsam mit dem Feldwebel dem Rekruten eine
Litze von der Schulter. Der Feldwebel steckte sich im
Rahmen des Trinkspiels mindestens einmal zwei Finger
in den Mund und spuckte die hoch gewirgte FlUssigkeit
gegen einen Rekruten. Er urinierte vor den Augen dieses
Rekruten im Zugkeller gegen die Eingangstir, nachdem
er ihn zuvor vergeblich dazu aufgefordert hatte, im Flur
zu urinieren. Wahrend der Schlussansprache des Zug-
flhrers, eines Oberleutnants, driickte der Feldwebel dem
Offizier gegenliber seine Missachtung aus, indem er seine
Hose herunterzog und ihm sein blankes Gesal3 entgegen-
streckte. Wegen dieser und weiterer Dienstpflichtverlet-
zungen wurden gegen beide Unteroffiziere strafrechtliche
und disziplinargerichtliche Schritte eingel eitet.

Ein Stabsunteroffizier wurde gemal 8 55 Absatz 5 Solda
tengesetz entlassen, weil er im Anschluss an einen Bowling-
abend unter Alkoholeinfluss die Rekruten seiner Gruppe
geweckt, Ausriistungsgegensténde und Joghurtbecher
durch die Stuben geworfen und einzelnen Rekruten 50 Lie-
gestiitze befohlen hatte. Einem z6gernden Soldaten be-
fahl er, sich stattdessen ,, hinzuknien und ihm 50-mal ei-
nen zu blasen®.

Ein Fahnenjunker, der wéahrend des Truppenpraktikums
als Gruppenfuhrer in der Allgemeinen Grundausbildung
in einer Ausbildungskompanie eingesetzt war, be-
schimpfte wahrend einer Waffenausbildung einen Panzer-
schitzen libanesischer Abstammung mit den Worten:
»Mir platzt hier gleich der Arsch! Dawerde ich zum Hit-
ler!* Wiederholt sprach er im Rahmen der Aushildung
weibliche Rekruten mit ,Schatzi 1“ und , Schatzi 2“ an.
Einen anderen weiblichen Rekruten bezeichnete er als
» Vorzimmerschlampe®. Gegen den Soldaten wurde eine
empfindliche Disziplinarbul3e verhéngt. Dartber hinaus
wurde seine Entlassung nach § 55 Absatz 4 Soldatenge-
setz beantragt. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlos-
sen.

Hohere Rekrutenzuwei sungen und die hohe zeitliche und
korperliche Beanspruchung der Ausbilder allein erklaren
solche Vorfélle offensichtlich nicht. So manche schwer-
wiegende Dienstvergehen und Verstélie gegen die Grund-
sétze der Inneren Fihrung haben ihre Ursache darin, dass
die zusténdigen Disziplinarvorgesetzten nicht vor Ort
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oder unerfahrene Vertreter der Pflicht zur Dienstaufsicht
nicht gewachsen waren.

3.3 Stehzeit der Disziplinarvorgesetzten

Immer wieder wird auch aus der Truppe heraus eine zu
kurze Stehzeit der Kommandeure und Einheitsfuhrer be-
anstandet. Nicht selten stehen Offiziere durch Auslands-
einsdtze und Lehrgdnge wéhrend ihrer Kommandeur-
oder Chefzeit dem Verband beziehungsweise der Einheit
nur ein Jahr oder sogar noch weniger zur Verfiigung. Ein
gegenseitiges Kennenlernen ist dadurch ebenso wenig
madglich wie kontinuierliche Fuhrung, vertrauensvolle
Zusammenarbeit und eine verlassliche Planung von Vor-
haben einschliefdlich deren Umsetzung und Auswertung.

Aus meiner Sicht sollte die Stehzeit von Kommandeuren
und Einheitsfuhrern drei Jahre nicht unterschreiten. Dies
ist vor alem den unterstellten Soldaten geschuldet. Sie
miissen die Chance haben, ihre Vorgesetzten kennenzu-
lernen und Vertrauen zu ihnen aufzubauen. Dies gelingt
nur, wenn die Vorgesetzten auch anwesend und ansprech-
bar sind. Die Disziplinarvorgesetzten ihrerseits miissen
Gelegenheit erhalten, ihren Verband beziehungsweise
ihre Einheit kennenzulernen und zu fihren. Der damit zu-
gleich verbundene Lernprozess ist umso wichtiger und
wertvoller, je weniger Truppen- und Fuhrungserfahrung
die Offiziere in ihren Vorverwendungen hatten. Es steht
zu befiirchten, dass das derzeit gliltige Ausbildungskon-
zept die diesbeziglichen Defizite bei den Disziplinarvor-
gesetzten noch verstérken wird.

3.4 Auslbung der Disziplinarbefugnis

Wie in den Jahren zuvor hatten sich Disziplinarvorge-
setzte aller Ebenen im Berichtsjahr mit Straftaten, Dienst-
pflichtverletzungen und Defiziten im Fihrungsverhalten
auseinanderzusetzen.

Oft waren dazu umfangreiche Ermittlungen erforderlich.
Bisweilen wurden diese nach der Wehrdisziplinarordnung
vorgeschriebenen Ermittlungen erst nach Einschaltung
des Wehrbeauftragten aufgenommen, obwohl der Vor-
gang den zustandigen Disziplinarvorgesetzten bekannt
war. Dazu passt der Hinweis von Petenten, sich nur des-
halb an den Wehrbeauftragten zu wenden, weil sie be-
flrchten, dass einer Angelegenheit ohne Einschaltung des
Wehrbeauftragten nicht nachgegangen werde oder, weil
auf ihre Meldung nicht reagiert worden sei. So riigte bei-
spielsweise ein Offizier das Fuhrungsverhalten und meh-
rere Dienstpflichtverletzungen eines Obersten mit der Be-
merkung, er erhoffe sich durch die Einschaltung des
Wehrbeauftragten eine sachgerechte Aufklérung, weil die
Dienstaufsicht nicht funktioniere.

Im Hinblick auf die Ahndung von Dienstvergehen ist wie
bereits im Vorjahr festzustellen, dass in einer Vielzahl
von Féllen lediglich erzieherische Mal3nahmen ausge-
sprochen wurden, obwohl auch nach Einschatzung der
zustdndigen hoéheren Disziplinarvorgesetzten die Verhan-
gung einer Disziplinarmal3nahme geboten gewesen wére.

Vor dem Hintergrund dieser Feststellungen verwundert es
nicht, dass seit dem Jahr 2003 — mit Ausnahme des Jahres
2005 — die einfachen Disziplinarmal3nahmen kontinuier-
lich zuriickgegangen sind. Den Grinden dafir muss
nachgegangen werden. Erfahrene Disziplinarvorgesetzte
erkléren den Rickgang unter anderem damit, dass nach
ihrem Eindruck insbesondere jlngere Disziplinarvorge-
setzte, die sich im Truppenalltag Uberlastet fuhlten, den
einfacheren, mit weniger schriftlichem Aufwand verbun-
denen Weg der erzieherischen Mal3nahmen wahlen.

Hinzu kamen einmal mehr erhebliche Schwéchen und
Fehler bei der Anwendung der wehrrechtlichen Vorschrif-
ten. Auch in diesem Berichtgiahr wurden Sachverhalte
unvollstdndig ermittelt, Widerspriiche in Aussagen nicht
aufgeklart und beschuldigte Soldaten zur Stellungnahme
aufgefordert, anstatt sie, wie in der Wehrdisziplinarord-
nung vorgeschrieben, vernehmen zu lassen. Zahlreiche
Disziplinarverfigungen und Beschwerdebescheide muss-
ten aus Rechtsgriinden aufgehoben werden.

Besonders schwer taten sich hohere Disziplinarvorge-
setzte, wenn es um eine angemessene disziplinare Ahn-
dung von PflichtverstoRen ihnen unterstellter Vorgesetz-
ter ging.

Zwei Beispiele:

In einem Fall hatte ein Hauptmann eine E-Mail an einen
Oberstleutnant, Vorstandsmitglied des ,Arbeitskreises
Darmstadter Signal“, mit folgendem Wortlaut gerichtet:

»Guten Tag Herr ...,
durch Zufall bin ich tber die Seite des DS gestof3en.

Mit Befremden registriere ich die strukturelle Ausrich-
tung lhrer Vorfeldorganisation und distanziere mich als
deutscher Offizier entschieden von diesem linken Zeit-
geistkonglomerat uniformierter Verpflegungsempféanger.
Nicht die Kritik an kritikwirdigen Themenfeldern kriti-
siereich, sondern die Intention und Diktion dahinter.

Sie wissen was ich meine und sie wissen auch, dass Sie
nicht das Sprachrohr einer, unserer Armee sind. Ich beur-
teile sie as Feind im Inneren und werde mein Handeln
daran ausrichten, diesen Feind im Schwerpunkt zu zer-
schlagen. Die Phase des 68er Marsches ist beendet, keh-
ren Sie um in den Gulag der politischen Korrektheit oder
in die Simpfe des Steinzeitmarxismus, dem sie entkro-
chen sind.

Sie werden beobachtet, nein nicht von impotenten instru-
mentalisierten Diensten, sondern von Offizieren einer
neuen Generation, die handeln werden, wenn es die Zeit
erforderlich macht.

Somit verbleibe ich mit vorziglicher Geringschétzung
und trefflicher Erheiterung in der Betrachtung Ihrer wei-
teren operativen Unfahigkeit.

Unterschrift
(Dienstgrad)

»ES lebe das heilige Deutschland (Stauffenberg)”.
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Der Adressat der E-Mail wandte sich mit einer Eingabe
an mich. Die Uberpriifung dieses Vorfalls, der sich bereits
2007 ereignet und auch in den Medien eine entsprechende
Resonanz gefunden hatte, wurde im Berichtsahr abge-
schlossen. Gegen den Verfasser der E-Mail wurde durch
den zusténdigen Vorgesetzten eine einfache Disziplinar-
maldnahme in Form eines Verweises verhéngt. Bezogen
auf die aus meiner Sicht unzureichende Mal3nahme habe
ich beim Bundesminister der Verteidigung die nachtragli-
che, rechtlich noch mdgliche Einleitung eines disziplinar-
gerichtlichen Verfahrens angeregt. Der Bundesminister
der Verteidigung teilte zwar in Ubereinstimmung mit dem
Zwischenvorgesetzten die Auffassung, dass die verhéngte
Disziplinarmal3nahme der Schwere des Dienstvergehens
nicht gerecht wird. Im Ergebnis sah er sich aber unter
Wirdigung aler Umsténde und des mangelnden extre-
mistischen Hintergrundes nicht veranlasst, die Entschei-
dung der zustandigen Einleitungsbehérde, von der Einlei-
tung eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens abzusehen,
zu revidieren. Nach Unterrichtung durch mich wurde der
Vorfall auch im Vertel digungsausschuss behandelt.

In einem anderen Fall wurde einem Kompaniechef vorge-
worfen, Uber einen langeren Zeitraum hinweg erhebliche
Dienstpflichtverletzungen begangen zu haben. So habe er
unter anderem innendienstkranken Mannschaften und
Unteroffizieren befohlen, mit dem Feldesshesteck das
Pflaster vor dem Offizierheim von Unkraut zu befreien.
In einer ausfihrlich und sorgféltig erarbeiteten Stellung-
nahme bestétigte der eingeschaltete Befehlshaber erhebli-
che Dienstpflichtverletzungen des Soldaten. Er stellte
fest, dass er, wenn er die zustandige Einleitungsbehdrde
gewesen wére, ein gerichtliches Disziplinarverfahren ein-
geleitet hétte. Von seiner Anwel sungsbefugnis gegentiber
der nachgeordneten Einleitungsbehdrde, die zuvor unzu-
reichend ermittelt hatte, machte er jedoch keinen
Gebrauch. In zwei ergdnzenden, jeweils Monate spéter
vorgelegten Stellungnahmen  erkannte er  zusétzliche
Pflichtverletzungen des Kompaniechefs. Auch hier unter-
blieb die Einleitung, obwohl die Vorwirfe in ihrer Ge-
samtheit unter Berlicksichtigung der stdndigen Rechts-
sprechung und der Schwere der Verfehlungen die
Entscheidung des Truppendienstgerichts erfordert hatten.
Nach Einschaltung des zusténdigen Inspekteurs teilte die-
ser meine Bedenken in vollem Umfang und erklérte, dass
auch er die Einleitung eines gerichtlichen Disziplinarver-
fahrens fir zwingend geboten halte und er die nunmehr
zustandige Einleitungsbehdrde angewiesen habe, das Ver-
fahren einzuleiten. Eine Ausfertigung der Einleitungsver-
flgung werde er Ubersenden. Nachdem nahezu vier Mo-
nate lang kein Eingang zu verzeichnen war, liefd der
zustandige Inspekteur auf entsprechende Sachstandsan-
frage mitteilen, dass der Offizier nach inzwischen sehr
gutem Erfolg beim Stabsoffizierslehrgang voraussichtlich
zur Generalstabsaushildung zugelassen werde. Deshalb
habe der zusténdige Divisionskommandeur gegen die
Einleitung remonstriert. Schliefdlich teilte der Inspekteur
in einer nicht Uberzeugenden Stellungnahme mit, dass er
ganz wesentlich um der weiteren Karriere desim Ubrigen
leistungsstarken Offiziers willen die Weisung zur Einlei-
tung des gerichtlichen Verfahrens revidiert habe. Ohnehin

sei der Hauptmann wegen der laufenden Ermittlungen
von der Generalstabsausbildung zurlickgestellt worden
und kdnne diese erst ein Jahr spater aufnehmen.

Vergleicht man den Vorgang mit einer Vielzahl anderer
Félle, in denen wegen geringerer Dienstpflichtverletzun-
gen gerichtliche Disziplinarverfahren eingeleitet worden
sind und es zu einer Verurteilung kam, dann muss hier der
Eindruck eines ,Zweiklassendisziplinarrechts® entste-
hen. Das Vertrauen in die sachgerechte Anwendung des
Disziplinarrechts gerade auf diesen hohen Fuhrungsebe-
nen lauft Gefahr, erhebliche Einbuf’en zu erleiden. Es
ware Aufgabe des Truppendienstgerichts gewesen, in der
Hauptverhandlung alle wesentlichen Erkenntnisse zusam-
menzutragen, sie zu gewichten und zu einer Entscheidung
zu gelangen. Das wurde durch die keineswegs Uberzeu-
genden Schritte hoherer Disziplinarvorgesetzter verhin-
dert.

3.5 Rechtsausbildung in den Streitkraften

Auf meine Bitte hin hat das Bundesministerium der Ver-
teidigung im Berichtgahr geméR § 3 Ziffer 5 des Geset-
zes Uber den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundes-
tages enen ,Bericht Uber die Ausibung der
Disziplinarbefugnis in den Streitkraften” vorgelegt. Darin
hat das Ministerium wesentliche von mir zuvor aufge-
zeigte Mangel bestétigt und zugleich auf erkannte Defi-
zZite bei der Rechtsausbildung in den Teilstreitkréften hin-
gewiesen. Unter anderem stellt der Bericht fir einzelne
Teilstreitkrafte fest, dass Kompaniechefs und ihre jewelli-
gen Vertreter nicht Uber die geforderte Aushildung im
Wehrrecht verfligten und deshalb Scheu hétten, die Wehr-
disziplinarordnung in ihrer Gesamtheit anzuwenden.
Auch wurden im Allgemeinen weniger , drastische Diszi-
plinarmal3nahmen” verhdngt. Die Bereitschaft, eigenstan-
dige Entscheidungen zu treffen und das Risiko einzugehen,
Fehler zu machen, erscheine bei jungen Kompaniechefs
oder deren Vertretern zu wenig ausgepragt. In einzelnen
Bereichen sei die Handhabungssicherheit der Disziplinar-
vorgesetzten in Bezug auf die Umsetzung der Wehrdiszi-
plinarordnung in der Breite nicht mehr voll umfanglich
gegeben. Dies ergebe sich auch aus den Prifbemerkun-
gen zu Disziplinarmal3nahmen und Aufhebungen nach
8§46 Wehrdisziplinarordnung (Dienstaufsicht). Minder-
schwere Dienstvergehen wirden im allgemeinen Dienst-
betrieb zunehmend ,als norma*“ angesehen und nicht
zwangdslaufig mit Disziplinarmalihahmen belegt. Biro-
kratische und administrative Aufgaben forderten die Dis-
ziplinarvorgesetzten so stark, dass sie tellweise auf eine
disziplinare Ahndung verzichteten. In einzelnen Kom-
mandobereichen seien die Kenntnisse fir eine sachge-
rechte Bearbeitung von Disziplinar- und Beschwerde-
angelegenheiten nicht mehr in ausreichendem Umfang
vorhanden.

Zur Verbesserung der Rechtsausbildung hat das Ministe-
rium die Schaffung einer ,,Zentralen Ausbildungseinrich-
tung fur die Rechtspflege” beim Zentrum Innere Fiihrung
angekiindigt. Dort sollen die Rechtsberater und Rechts-
lehrer der Bundeswehr sowie die zur Erteilung von
Rechtsunterricht eingesetzten Lehroffiziere aus- und wei-
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tergebildet werden. Dartiber hinaus wurde durch Erlass
verfigt, dass zukinftig ale Offiziere eines Verbandes
mindestens zweimal jahrlich an einer Rechtsfortbildung
durch die zusténdigen Rechtsberater teilzunehmen haben.

Ich begruf}e diese Mafdnahmen sehr und hoffe, dass sie
helfen, die noch bestehenden Liicken in der Rechtsausbil-
dung zu schlief3en.

Aufféllig waren im Berichtgahr — dhnlich wie bei den
Kompaniechefs und Kommandeuren — auch bei den
Rechtsberaterinnen und Rechtsberatern auf3erordentlich
kurze Stehzeiten auf einem Dienstposten von einem Jahr
und weniger. Das ist der Sache wenig dienlich. Fir die
Einarbeitung in die Aufgaben eines Rechtsberaters/
Rechtslehrers sowie den Aufbau eines Vertrauensverhalt-
nisses zu den zu beratenden Vorgesetzten sollte meines
Erachtens eine Stehzeit von zwei bis drei Jahren nicht un-
terschritten werden. Das gilt auch im Hinblick auf die
Durchfiihrung von disziplinargerichtlichen Verfahren. Ein
Jahr reicht in vielen Féllen nicht aus, um ein solches Ver-
fahren von der Einleitung bis zum Abschluss zu bearbei-
ten. Es schadet der Sache und den betroffenen Soldaten,
wenn immer wieder laufende Verfahren von einem
Rechtsberater zum néchsten tibergeben werden und neue
Einarbeitungszeiten mit zusétzlichen Ermittlungen nur
deshalb erforderlich werden, weil der Rechtsberater ge-
wechselt hat.

3.6

Bereits in meinem letzten Jahresbericht hatte ich Zweifel
gedul3ert, ob die neu konzipierte Offizierausbildung im
Heer hinreichend praxisorientiert ist. Nach Gespréchen
mit Offizieranwartern und Ausbildern an der Offizier-
schule des Heeres (OSH) haben sich diese Zweifel ver-
stérkt.

Ausbildung der Offiziere

Fur die meisten Offizieranwérter steht das Studium im
Mittelpunkt ihrer Entscheidung, zur Bundeswehr zu ge-
hen. Vom Truppenalltag und den spéter an sie als Offi-
ziere gestellten Anforderungen haben sie selten konkrete
Vorstellungen. Dies andert sich in aler Regel bis zum
Abschluss des Studiums nicht. Erst nach Abschluss des
Studiums und der Ausbildung an der OSH sowie der je-
weiligen Truppenschule erleben die jungen Offiziere ih-
ren ersten Einsatz als Zugfuhrer und manchmal auch
schon als stellvertretender Kompaniechef. Auf praktische
Erfahrungen und eigenes Erleben des Truppenalltags
kénnen zu dem Zeitpunkt alenfalls digjenigen zuriick-
greifen, die ein Truppenpraktikum absolviert haben.

Viele Betroffene empfinden das als schwerwiegenden
Mangel. Sie rdumen ein, dass es ihnen mangels prakti-
scher Erfahrung schon an der OSH schwerfalle, die dort
vermittelten und zu Recht an der Praxis orientierten Aus-
bildungsinhalte nachzuvollziehen und zu verinnerlichen.
Das wurde auch von Ausbildern an der OSH bestétigt.

Ich sehe in der fehlenden praktischen Erfahrung eine Ur-
sache fir die auffalligen Fihrungsschwéachen und Fih-
rungsfehler junger Offiziere, die dann in Eingaben an
mich herangetragen werden. Meines Erachtens sollten

ale Offizieranwérter die algemeine Grundausbildung
mit den Gbrigen Wehrpflichtigen durchlaufen und dartiber
hinaus eine verpflichtende, gut vorbereitende und beglei-
tende Bewahrungszeit als Gruppenfihrer in der Truppe
absolvieren. Nur so kénnen sie die Erfahrungen sammeln,
die sie as Offizier zum verantwortlichen Fiihren der ih-
nen unterstellten Soldaten benétigen.

Einen fur die Aushildung der Offiziere zwar nicht typi-
schen, gleichwohl aber Uberaus kritikwirdigen Vorgang
trugen mehrere Teilnehmer eines Offizierlehrgangs der
Luftwaffe an mich heran. Meine Uberpriifung ergab im
Wesentlichen den folgenden Sachverhalt:

Von den 277 Teilnehmern eines Offizierlehrgangs erziel-
ten Uber die Halfte in der Klausur im Fach ,Militarge-
schichte* (Teilfach des Sperrfachs ,Innere Fihrung")
keine ausreichende Leistung. Fir knapp 40 Lehrgangs-
teilnehmer fuhrte dies zum Nichtbestehen des gesamten
Offizierlehrgangs, weil sie auch in anderen Féchern keine
hinreichenden Leistungen erbracht hatten. Daraufhin er-
ging kurzerhand — in rechtswidriger Weise und von nicht
zusténdiger Stelle — die Weisung, den in der Klausur
durchgefallenen Soldaten anzubieten, auf freiwilliger Ba-
sis eine , Wiederholungsklausur* zu schreiben. Hiervon
machten 30 Lehrgangsteilnehmer Gebrauch, 14 von ih-
nen konnten die Wiederholungsprifung — und damit ver-
meintlich auch den Lehrgang insgesamt — bestehen. Sie
wurden zum Fahnenjunker beférdert und weiteren Ver-
wendungen zugefihrt.

Unabhangig davon, dass allein die Durchfallquote Anlass
zur Sorge gibt, verstield die Weisung, eine Wiederholung
der nicht bestandenen Klausur anzubieten, in eklatanter
Weise inshesondere gegen den algemeinen Grundsatz
der Chancengleichheit im Prifungsverfahren. Denn die
Soldaten, die bereits die erste Klausur zwar knapp, aber
eben schlecht bestanden hatten, waren — so auch der Vor-
trag der Petenten — ersichtlich im Nachteil gegeniiber
denjenigen Wiederholern, die mit besserer Note abschnit-
ten. Nach dem Soldatengesetz und der Soldatenlaufbahn-
verordnung haben zudem Offizieranwérter eine geschlos-
sene Offizierprifung abzulegen, eine Wiederholung von
einzelnen Prifungsteilen ist nicht vorgesehen. Schliefdlich
war zu beanstanden, dass das unzuldssige Angebot einer
» Wiederholungsklausur* von der hierfiir ganz offensicht-
lich unzustéandigen Fuhrung des Luftwaffenausbildungs-
kommandos kam.

Uberaus bedauerlich sind auch die Konsequenzen, die
sich fur digjenigen Soldaten ergeben, die zundchst anneh-
men konnten, den Lehrgang in Folge der Wiederholungs-
prifung bestanden zu haben. Zwel von ihnen wandten
sich an mich. Sie wehren sich dagegen, dass sie den L ehr-
gang nunmehr insgesamt wiederholen mussen und be-
furchten laufbahnrechtliche Nachteile.

Im Ergebnisist nicht nur gegen Recht verstol3en, sondern
den Soldaten auch mehr geschadet als geholfen worden.
Esbleibt zu hoffen, dass sich ein derartiger Vorgang nicht
wiederholt.
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3.7  Ausbildung der Unteroffiziere

Auch die Aushildung der Unteroffiziere lasst Probleme
erkennen. Wahrend friher ale Feldwebellaufbahnen
auch eine solide truppendienstliche Aushildung ein-
schlossen, wachst jetzt die Zahl der Unteroffiziere und
Feldwebel, bei denen die Fachausbildung im Vordergrund
steht. Wie mir aus der Truppe berichtet wird, sind die
neuen Laufbahnen sehr begehrt, weil Fachunteroffiziere
ihren Spitzendienstgrad erreichen kénnen, ohne sich mit
den Alltagssorgen eines Unteroffiziers des Truppendiens-
tes herumschlagen zu miissen.

Zu dieser Einschétzung passen Aussagen von Ausbildern
an einer Unteroffizierschule. Sie betonten, dass ein Grof3-
teil der Feldwebelanwérter vor alem wegen der zivilbe-
ruflichen Qualifikationen und der finanziellen Sicherheit
zur Bundeswehr komme. Die geforderten Lehrgangsvor-
aussetzungen hingegen wirden nicht immer erfillt. Viele
Feldwebelanwarter beherrschten bei  Lehrgangsbeginn
nicht einmal den Umgang mit der Handfeuerwaffe. Auch
die sportlichen Leistungen lieen zu winschen Ubrig.
Zwar legten die Lehrgangsteilnehmer die geforderte Be-
scheinigung Uber den Erwerb des Sportabzeichens bei
Lehrgangsbeginn vor. Bel spéteren Tests stelle sich je-
doch heraus, dass nicht wenige die geforderten Leistun-
gen nicht anndhernd erbringen koénnten. Eigentlich
miisste man bei Zugrundelegung der Ergebnisse des Ein-
gangstests nahezu ein Drittel der Lehrgangsteilnehmer
sofort wieder nach Hause schicken.

Diese Erkenntnisse korrespondieren aus meiner Sicht mit
den an anderer Stelle bereits erwahnten zum Tell gravie-
renden Fehlverhaltensweisen junger Feldwebel und Ober-
feldwebel in der Truppe. Ich befiirchte, dass korperliche
Gewaltanwendung, Fihrungsverhalten, das den Vorgaben
der ZDv 10/1 zuwiderl&uft und ein Berufsversténdnis, das
jegliches Verantwortungsbewusstsein vermissen |&sst, un-
ter anderem Folgen dieser Personalauswahl sind. Wenn
dies auch nur fir einen Teil des Unteroffiziernachwuch-
ses gilt, so ist doch jeder Einzelfall ein Fall zuviel, weil
die Bundeswehr gerade im Bereich der Unteroffiziere und
Feldwebel auf jeden Einzelnen angewiesen ist. Zugleich
wird deutlich, dass die Disziplinarvorgesetzten und die
dlteren, erfahrenen Portepee-Unteroffiziere im Rahmen
ihrer Dienstaufsicht im Truppenalltag in besonderer
Weise gefordert sind, diesen Unteroffizieren angemessen
entgegenzutreten.

Angesichts dieser Situation halte ich es fur erforderlich,
den Motivations- und Leistungsdefiziten der Unteroffi-
zier- und Feldwebelanwaérter nachzugehen und geeignete
Malinahmen zu entwickeln, um den negativen Folgen
dieser Personalauswahl friihzeitig entgegenzuwirken.

3.8 Rechtsextremismus, Antisemitismus und

Fremdenfeindlichkeit

Rechtsextremismus, Antisemitismus und Fremdenfeind-
lichkeit dirfen in der Bundeswehr keinen Platz haben.
Darauf habe ich in meinen Jahresberichten stets mit
Nachdruck hingewiesen. Fir ale Soldatinnen und
Soldaten muss selbstverstandlich sein, dass sie sich als

~aatsbirger in Uniform* mit dem Wertesystem des
Grundgesetzes identifizieren. Vorkommnisse mit rechts-
extremistischem, antisemitischem oder fremdenfeindli-
chem Hintergrund bedirfen in Anbetracht des besonderen
Charakters der Streitkréfte as militérisches Instrument
des Staates und unter Berlicksichtigung der historischen
Verantwortung unseres Landes stets sorgféltiger Untersu-
chung und konsequenter Ahndung. Auf diesem sensiblen
Feld bedarf es der Wachsamkeit und Beobachtung auch
Uber die Einzelfélle hinaus. Eine werteorientierte Erzie-
hung der Soldatinnen und Soldaten, in deren Mittel punkt
die Achtung der Menschenwirde und das Gebot der Tole-
ranz stehen, bleibt die zentrale Vorsorge gegen Rechts-
extremismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit.
Sie richtet sich zu Recht gegen aggressives Kéampfertum
und elitdren Korpsgeist.

Die meinen Vorgangern und mir zur Verfigung stehenden
Erkenntnisquellen sind vor allem die gemeldeten ,, Beson-
deren Vorkommnisse” und Eingaben mit Verdachtsmo-
menten auf rechtsextremistische, antisemitische oder
fremdenfeindliche Sachverhalte. Seit 1992 werden die je-
weiligen Gesamtzahlen der jahrlich gemeldeten Vor-
kommnisse genannt und Angaben zu den Dienstgrad-
gruppen sowie — seit 1998 — zum Status der betroffenen
Soldaten gemacht.

Wahrend meiner bisherigen Amtszeit ergab sich hinsicht-
lich der gemeldeten ,, Besonderen Vorkommnisse” folgen-
des Bild: Im Jahr 2005 147 Vorkommnisse (5 Prozent
Offiziere/15 Prozent Unteroffiziere), im Jahr 2006
147 Vorkommnisse (1 Prozent Offiziere/14 Prozent Un-
teroffiziere), im Jahr 2007 129 Vorkommnisse (4 Prozent
Offiziere/18 Prozent Unteroffiziere) und im Jahr 2008
121 Vorkommnisse (2 Prozent Offiziere/16 Prozent Un-
teroffiziere).

Danach kann fir das Berichtgahr ein leichter Riickgang
der Meldungen festgestel It werden. Wie in den Jahren zu-
vor handelte es sich bei den gemeldeten Vorkommnissen
Uberwiegend um so genannte Propagandadelikte wie
Hakenkreuzschmierereien, die Ausfuhrung des ,Hitler-
gruies’, ,,Sieg Heil-Rufe", das Horen von rechtsextre-
mistischer oder fremdenfeindlicher Musik oder verbale
AuRerungen mit rechtsextremistischem oder fremden-
feindlichem Inhalt. Auch wenn mancher die Zahl der er-
fassten Vorfdlle — ungeachtet einer zweifellos bestehen-
den Dunkelziffer — a's nicht sehr hoch einschétzen mag,
sollte jedem Versuch der Relativierung widerstanden wer-
den, dajeder einzelne Fall einer zu viel ist.

Allein wahrend meiner Amtszeit seit 2005 gab es immer
wieder schwerwiegende Vorfélle, deren Bearbeitung sich
bis zum Abschluss der Straf- und gerichtlichen Diszipli-
narverfahren oft Uber mehrere Jahre und im Einzelfall bis
in das Berichtgjahr hinzog. Auch die 2008 aufgegriffenen
Vorfalle sind demzufolge zu einem grofen Teil noch nicht
abschliefRend bearbeitet.

Folgende neun Fallbei spiele betreffen junge Offiziere und
Offizieranwérter. Die ersten drel datieren aus dem Jahr
2005.
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Ein Oberleutnant aufferte nach erheblichem Alkoholkon-
sum im Rahmen eines Unteroffizierabends zu spéter
Stunde beim Verlassen der Veranstaltung gegeniiber ei-
nem Stabsfeldwebel seiner Einheit, der ihn begleitete:
»Von Euch misste man die Hélfte vergasen, Heil Hitler
und gute Nacht“. Gegen den Offizier, dem weitere
Dienstpflichtverletzungen zur Last gelegt wurden, wurde
ein Beforderungsverbot fur die Dauer von zwei Jahren
ausgesprochen.

Ein wiederholt zuvor wegen erheblicher Dienstpflichtver-
letzungen disziplinar gemaldregelter Fahnenjunker hat
waéhrend eines Laufbahnlehrgangs bei der Vorbereitung
eines Unterrichts zum Thema Antisemitismus am Jahres-
tag der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz in
Anwesenheit mehrerer Kameraden zumindest zweimal
laut geduliert: ., Juden in den Zoo“. Der Offizieranwérter
wurde nach § 55 Absatz 5 Soldatengesetz aus der Bun-
deswehr entlassen.

Ein an einer Bundeswehruniversitét studierender Leut-
nant aullerte in zwei Fallen jeweils im Gemeinschafts-
raum der Wohneinheit in Anwesenheit Dritter sinngeméaf3:
»Zyklon B — Uber 6 Millionen zufriedene Kunden zwi-
schen 1939 und 1945°. Fir diese AuRerungen und wei-
tere Dienstpflichtverletzungen wurde ein Beférderungs-
verbot flr die Dauer von 30 Monaten ausgesprochen. Das
Bundesverwaltungsgericht erkannte in den AuRerungen
des Offiziers ,eine zynisch-makabere und von Ge-
schmacklosigkeit Ubelster Art geprégte Missachtung der
Leiden der Millionen von NS-Opfern, die unter anderem
mit Hilfe von Zyklon B in Gaskammern des NS-Regimes
wahrend des 2. Weltkrieges umgebracht wurden ...“.
Weiterhin stellte das Gericht fest: ,, Die Ermordeten und
ihre Angehorigen werden durch solche AuRerungen in
brutal ster Weise verhohnt*.

Im Berichtsiahr rechtskréftig abgeschlossen wurde der
Fall eines unter Alkoholeinfluss stehenden Fahnrichs, der
im Sommer 2007 anlé&sslich einer polizeilichen Kontrolle
gegeniiber den ihn begleitenden Polizeibeamten &ulRerte:
»1ch bin ein Nazioffizier!*, ,Ich bin ein Nazi!* sowie
»Wissen Sie, dasswir hier auf der Reichsautobahn sind?*.
Auf dem Polizeirevier gab er zu verstehen, dass er ein
deutscher Offizier sei, der sich auf einer deutschen
Reichsautobahn bewegen dirfe. Wegen dieser und ande-
rer Dienstvergehen wurde der Soldat zu einem Befdrde-
rungsverbot und zu einer Kiirzung der Dienstbeziige ver-
urteilt.

Zwei weitere, noch nicht rechtskréftig abgeschlossene
Vorfélle an Bundeswehruniversitdten aus dem Jahr 2007
betreffen die Einbringung und Nutzung von rechtsextre-
mistischen Multimediadateien. Einem Leutnant wurde
vorgeworfen, in die Liegenschaft 20 Ton- und Datentra
ger mit unter anderem gewaltverherrlichendem und
volksverhetzendem Inhalt eingebracht zu haben.

Gegen einen anderen studierenden Leutnant wurde ein
gerichtliches Disziplinarverfahren eingeleitet, weil ihm
vorgeworfen wird, insgesamt bis zu 5973 Mulitmedia-
dateien, insbesondere Musikdateien mit offensichtlich
rechtsextremistischem und gewaltverherrlichendem be-

ziehungsweise volksverhetzendem Inhalt in die Unter-
kunft mitgebracht und diese Dateien fast zwei Monate
Uber das Computernetz der Universitét zum Herunterla-
den Dritten zugéanglich gemacht zu haben.

In einem weiteren Fall ebenfalls aus dem Jahr 2007 for-
derte ein in El Paso (USA) als Lehrgangsteilnehmer sta-
tionierter Oberleutnant auf einer Hauseinwelhungsparty
bei amerikanischen Gastgebern in Anwesenheit dienst-
gradniedriger Kameraden und amerikanischer ziviler
Géste bis zu funfmal den Hund der Gastgeberin scherz-
haft auf, die Pfote ,zum Hitlergru®* zu erheben, indem er
sie anhob und deutlich vernehmbar rief: , Sieg Heil* oder
»Blondie, mach mal Sieg Heil*. Der Offizier wurde durch
das Truppendienstgericht zur Kiirzung seiner Dienstbe-
zige verurteilt.

Ein am 1. Juli 2008 als Offizieranwarter in die Bundes-
wehr eingestellter und in einem Offizieranwérterbataillon
eingesetzter Soldat wurde drei Monate spéter wegen
Nichteignung gemal 8§ 55 Absatz 4 Soldatengesetz aus
der Bundeswehr entlassen, weil er im Februar 2008
—noch vor der Einstellung als Soldat — auf einem jidi-
schen Friedhof eine Hakenkreuzfahne Uber einen Grab-
stein gelegt sowie einen Grabstein mit einem Hakenkreuz
beschmiert, dies fotografiert und die Fotos verbreitet
hatte. Zudem war er im Besitz rechtsextremistischer Mu-
sik und hatte diese weiterverbreitet. Schliefdlich hat er
Bilder von einer fingierten Hinrichtung gemacht und auch
diese verbreitet. Die Angelegenheit wurde an die Staats-
anwaltschaft abgegeben. Der Soldat war gesténdig.

Gegen einen bei KFOR eingesetzten jungen Offizier
wurde im Berichtgahr eine Disziplinarbuf3e in H6he von
1 800 Euro verhéngt, weil er die Heimatlander von Solda-
ten anderer Nationen als , Schurkenstaaten“ bezeichnet
und in mindestens zwei Féllen italienische Soldaten
»ltaker” genannt hatte. Einen tirkischen Kommandeur
hat er in Anwesenheit unterstellter Soldaten in mindes-
tens zwei Féllen als, den Ali“ und ,den Tirken" bezeich-
net. Der Einsatz des Offiziers wurde vorzeitig beendet.

Dass gerade junge Offiziere und Offizieranwérter auffa-
lig werden, muss uns alarmieren. Es waren aber auch Sol-
daten anderer Dienstgradgruppen betroffen:

So hat ein as Hilfsaushilder in einer Allgemeinen Grund-
aushildung eingesetzter Obergefreiter im Rahmen eines
Zugabends den , Hitlergru®* gezeigt, wahrend von den
Soldaten des Zuges die Nationalhymne gesungen wurde.
Die Angelegenheit wurde an die Staatsanwaltschaft abge-
geben; der Soldat schied reguldr unmittelbar nach Be-
kanntwerden des Vorfalls aus der Bundeswehr aus.

Immerhin sind wie im zuvor geschilderten Fall viele der
oben genannten Vorfélle den Vorgesetzten von Soldaten
gemeldet worden. Hierzu kann ich auch zukinftig nur
auffordern.

Bemerkenswert ist der Fall eines Seekadetten, der sich
kritisch mit dem Verkaufsangebot in zwel Mannschafts-
heimen auseinandergesetzt hatte und dies in seiner Ein-
gabe schilderte. So seien Feuerzeuge mit eingravierten
Bildern, beispielsweise einem Wehrmachtssoldaten und
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dem Spruch , Klagt nicht, kémpft* oder ein Geschiitz mit
den Zahlen ,8-8" ebenso verkauft worden, wie ,Land-
ser”-Hefte. Die Zahlenkombination ,,8-8" wird in rechts-
extremistischen Kreisen a's verschlisseltes Akronym fir
»Heil Hitler" verwendet. Der Petent rigte, dass es sich
dabei um Gegenstdnde mit Symbolen handele, die dem
Traditionsversténdnis der Bundeswehr nicht entspréchen.
Dem pflichtete das Bundesministerium der Verteidigung
in seiner Stellungnahme bei und trug dafir Sorge, dass
die beanstandeten Gegenstande aus dem Warenangebot in
den Verkaufsraumen der Heimbetriebe enthommen wur-
den. Das Bundesministerium der Verteidigung rédumte
ein, dass die fraglichen Gegensténde geeignet seien, dem
Ansehen der Bundeswehr in der Offentlichkeit zu scha
den. Ich stimme dem voll und ganz zu.

All diese Félle geben Anlass zur Besorgnis und zu hichs-
ter Wachsamkeit. In jedem einzelnen Fall bedarf es kon-
sequenten Einschreitens und einer ebenso konsequenten
Ahndung durch die Vorgesetzten, was grundsétzlich auch
geschieht. Die Vorgesetzten sind zugleich gehalten, nach
jedem Vorfal eine inhatliche Auseinandersetzung und
Aufarbeitung unter Beteiligung aller Soldaten ihrer Ein-
heit durchzufhren.

Besondere Sensibilitét erfordert auch die Nachwuchsge-
winnung. Bel der Personalauswahl und wahrend der ers-
ten Ausbildungsjahre kommt es entscheidend darauf an,
dass die Vorgesetzten jeden Ansatz von Extremismus,
Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit erkennen und
konsequent einschreiten. An dieser Stelle sei ausdriick-
lich auf die gesetzlich gegebenen Mdoglichkeiten einer
Entlassung in den ersten vier Dienstjahren hingewiesen.
In den oben dargestellten Féllen steht aus meiner Sicht
die Eignung zum Soldaten — und vor alem zum Vorge-
setzten, sei es als Offizier oder als Unteroffizier — in
Frage. Dies gilt unabhéngig vom Nachweis einer verfas-
sungsfeindlichen Gesinnung.

3.9 Soldatenbeteiligung

Beteiligungsrechte gehdren zum demokratischen Grund-
verstdndnis und sehen die Teilhabe an Gestaltungs- und
Entscheidungsprozessen in Staat und Gesellschaft vor.
Ausgehend vom Leithild des Staatsbiirgers in Uniform
sind auch unterschiedliche Beteiligungsformen von Sol-
daten in dienstlichen Angelegenheiten gesetzlich festge-
schrieben. Damit stellen die Soldatenbeteiligungsrechte
einen wichtigen Aspekt der Inneren Fiihrung dar.

Bei Truppen- und Informationsbesuchen sowie in Einga
ben wurden vereinzelt Verstof3e gegen das Soldatenbetei-
ligungsgesetz beanstandet. Die meisten Defizite wurden
mir aber erneut durch die jahrlich stattfindenden vier Ta-
gungen der , aktion kaserne* fur Vertrauenspersonen der
Mannschaften bekannt. Bei der , aktion kaserne” handelt
es sich um eine Initiative katholischer Jugendverbandeim
Bund der Deutschen Katholischen Jugend, die sich im
Rahmen der freien Bildungsarbeit vielféltigen Themen
der Bundeswehr, unter anderem der Soldatenbeteiligung,
widmet. Sie fihrt dazu regelmafdig Tagungen mit Vertrau-
enspersonen durch.

Nach Aussage der an der Tagung teilnehmenden Vertrau-
enspersonen der Mannschaften wurde anndhernd die
Halfte von ihnen nicht umfassend oder asbald nach ihrer
Wahl von dem Disziplinarvorgesetzten in ihr Amt einge-
wiesen. Zum Teil wurde ihnen die Zentrale Dienstvor-
schrift 10/2 ,,Beteiligung der Soldaten durch Vertrauens-
personen” und die ,Handakte fur Vertrauenspersonen®
entweder nicht in der vorgesehenen Form oder aber nur
unvollstandig tbergeben. In vielen Féllen stellten die Ver-
trauenspersonen erst auf Grund dieser Tagungen fest,
dass die Beteiligungsrechte bisher nicht hinreichend be-
achtet worden waren. Besonders gravierend ist auch in
diesem Berichtgahr zu bewerten, dass weit Uber die
Hélfte der Vertrauenspersonen der Mannschaften angab,
nach ihrer Wahl Uberhaupt nicht oder erst verspétet fur
ihre Aufgaben auf Brigade- oder vergleichbarer Ebene in
Seminarform ausgebildet worden zu seien.

Gerade die frisch gewahlten Vertrauenspersonen der
Mannschaften sind regelmaf3ig erst nach Teilnahme an
der gesetzlich vorgeschriebenen Seminarausbildung in
der Lage, ihre Funktion als Vertrauensperson ordnungs-
gemal und im vollen Umfang auszutiben. M égliche Defi-
zite bei der Einweisung der Vertrauensperson in ihr Amt
durch den Disziplinarvorgesetzten konnten dabei beho-
ben werden. Dazu gehort auch, den Disziplinarvorgesetz-
ten im Einzelfall darauf hinweisen zu kénnen, dass die
Vertrauensperson bel bestimmten Entscheidungsprozes-
sen einzubeziehen ist. Fir mich ist nicht nachzuvollzie-
hen, warum es nicht mdglich sein sollte, die Seminaraus-
bildung fur Vertrauenspersonen der Mannschaften in der
Truppe zu gewéhrleisten. Dieser Mangel wurde bereits
mehrfach in den Jahresberichten angesprochen, ohne dass
sich die Situation verbessert hat. Vor diesem Hintergrund
frage ich mich, wie ernst die Soldatenbeteiligung genom-
men wird.

4 Personal

Mit einer durchschnittlichen Gesamtstérke von rund
247 700 Soldatinnen und Soldaten haben die Streitkréfte
im Jahr 2008 die Zielgrofe (252 500) des Personal struk-
turmodells 2010 erneut unterschritten. Die Zahl der Plan-
stellen und ihre Besetzung innerhalb der Laufbahngrup-
pen entspricht ebenfalls noch nicht der Zielstruktur. Zur
Verbesserung der Beforderungs- und Einweisungssitua-
tion fur die Soldatinnen und Soldaten konnten zwar seit
Beginn des Attraktivitétsprogramms in den Haushalten
2002 bis 2008 insgesamt rund 18 500 Planstellenverbes-
serungen fur alle militérischen Laufbahngruppen einge-
bracht werden. Dies ermdglichte rund 49 000 zusétzliche
Beforderungen und Einweisungen in héhere Besoldungs-
gruppen. Auch der Haushalt 2009 weist gegentiber dem
Vorjahr wiederum 1 643 Planstellenverbesserungen aus,
was — hach Angaben des Bundesministeriums der Vertei-
digung — zu rund 7 100 zusétzlichen Beforderungen/
Einweisungen fihren wird. Gleichwohl ist die Beférde-
rungssituation in einigen Laufbahngruppen noch nicht be-
friedigend.

Hinsichtlich der Bewerberlage ist festzustellen, dass in
2008 insgesamt rund 21 000 Einstellungen und Erstver-
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pflichtungen vorgenommen werden konnten. Die Einstel-
lungs- und Erstverpflichtungsumfange entsprechen damit
in etwa den Vorjahreswerten. Auch wenn dieses Ergebnis
flr 2008 durchaus als positiv gewertet werden kann, steht
die militérische Personalgewinnung — nicht zuletzt im
Hinblick auf den demographischen Wandel — vor grofden
Herausforderungen.

Die Zahl der Eingaben zu Personalangelegenheiten der
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit war mit rund
1500 Eingaben im Berichtgahr unverdndert hoch. Sie
machen rund 27 Prozent des Gesamteingabeaufkommens
aus.

Die Grinde fir die Eingaben sind vielféltig. Haufig geht
es um Beforderungsfragen. Fur viele Soldaten ist ihre Be-
forderungssituation nicht befriedigend. Einige nahmen
die neuen Beurteilungsbestimmungen zum Anlass, ihre
personliche Befdrderungssituation noch einmal zu hinter-
fragen. Auch das Beurteilungssystem selbst gab Anlass
zu Klagen. Die neuen Beurteilungsbestimmungen stof3en
auf betréchtlichen Widerspruch. Schliefdlich gab es im
Berichtgahr auch wieder Klagen tiber mangelnde Trans-
parenz und Fehler bel der Personalbearbeitung. Gerade in
diesem Bereich konnten durch groRRere Sorgfalt und eine
verbesserte Aufkldrungs- und Informationsarbeit Pro-
bleme vermieden und eine grofRere Zufriedenheit bei den
betroffenen Soldatinnen und Soldaten erreicht werden.

4.1 Befdrderung

4.1.1 Befdrderungssituation bei den
Mannschaften

Wartezeiten bei der Beftrderung von Hauptgefreiten zu
Stabsgefreiten waren in den zuriickliegenden Jahren hau-
fig Ursache fir Eingaben. Im Berichtsahr konnte der
zugrundeliegende Beftrderungsstau durch die Bereitstel-
lung zusétzlicher Planstellen abgebaut werden. Wartezei-
ten bei der Beforderung zum Stabsgefreiten bestanden so-
mit im Berichtsjahr nicht.

4.1.2 Befdrderungssituation bei den
Unteroffizieren ohne Portepee

In den vergangenen Jahren reichten die Planstellen der
Besoldungsgruppe A 6 regelméaldig nicht aus, um alle Un-
teroffiziere, die die Voraussetzungen erfillten, zum Stabs-
unteroffizier zu befordern. Fur die betroffenen Unteroffi-
ziere mussten deshalb Eignungsreihenfolgen gebildet
werden. Auch dieser Befdrderungsstau konnte im Be-
richtgahr durch eine verbesserte Planstellenlage aufgel st
werden.

Dagegen reichten die Planstellen der Besoldungsgruppe
A 7 nicht aus, ale Stabsunteroffiziere einzuweisen, die
die zeitlichen Mindestvoraussetzungen fur die Einwei-
sung in eine Planstelle der Besoldungsgruppe A 7 erfill-
ten. Daher mussten jeweils Einweisungsreihenfolgen ge-
bildet werden. Die Einweisung in eine Planstelle der
Besoldungsgruppe A 7 erfolgt regelmaidig auf der Grund-
lage der Platzierung in der Einweisungsreihenfolge.
Grundlage hierfur bildet die im Dienstgrad Stabsunter-

offizier zu erstellende Beurteilung. Bei der Listung der
Soldaten im Rahmen der Erstellung der Eignungsreihen-
folge kam es vermehrt zu Fehlern. So wurden in zahirei-
chen Fallen Beurteilungen nicht rechtzeitig erstellt, so
dass es zu Verzogerungen bei der Einweisung in eine
Planstelle der Besoldungsgruppe A 7 kam. Hierzu er-
reichten mich eine Reihe von Eingaben.

Zwei Stabsunteroffiziere baten mich im September 2008
um Unterstitzung ihres Antrags auf riickwirkende Ein-
weisung in die Besoldungsgruppe A 7. Diese Mal3nahme
hétte — bei Vorliegen einer ausreichenden Platzierung der
Petenten in der Einweisungsreihenfolge — bereits zum
1. Januar 2008 erfolgen kdnnen. Hierflr hatten aber die
zu diesem Anlass zwingend zu erstellenden Beurteilun-
gen rechtzeitig, also vier Monate vor dem frithestmégli-
chen Einweisungstermin, vorliegen missen. Das ist je-
doch — auch bis zum Ende des Berichtgahres — nicht
geschehen. Nunmehr muss die Laufbahn der Soldaten
fiktiv nach Aktenlage nachgezeichnet werden, Schadens-
ersatzanspriiche werden geprift. Auch die im vorliegen-
den Fall angefuihrten schwierigen Rahmenbedingungen
wie die Auflésung des Bataillons, das Ausscheiden des
zusténdigen Kompaniechefs aus der Bundeswehr und die
Auslandseinsdtze der Soldaten kdnnen es nicht entschul-
digen, wenn die erforderliche Beurteilung erst eineinhalb
Jahre nach dem vorgeschriebenen Termin erstellt wird.

Fir einen anderen Stabsunteroffizier war eine Beurtei-
lung nach den neuen Beurteilungsrichtlinien erstellt wor-
den. Auf Grund der Ubergangsbestimmungen hétte diese
Beurteilung jedoch nach den aten Beurteilungsrichtlinien
erfolgen missen. Die erstellte Beurteilung wurde daher
aufgehoben und eine Neuerstellung angeordnet. Bedauer-
licherweise wurde die neugefasste Beurteilung nicht in
den Datenbestand eingepflegt, so dass der Petent in den
Einweisungsreihenfolgen nicht aufgefiihrt war. Im Rah-
men der Uberpriifung der Eingabe des Betroffenen wurde
der Fehler korrigiert und der Soldat in eine Planstelle der
Besoldungsgruppe A 7 eingewiesen. Dartber hinaus
wurde er im Hinblick auf den friihestmdglichen Zeitpunkt
seiner Beforderung finanziell schadlos gestellt.

Pannen wie in den geschilderten Féllen sind misslich. Un-
abhangig von der Schadlosstellung filhren sie zu einer
nachvollziehbaren Verérgerung bei den Betroffenen und
mindern das Vertrauen in eine verléssliche Personalver-
waltung.

4.1.3 Befdrderungssituation bei den
Unteroffizieren mit Portepee

Nach wie vor unbefriedigend ist die Beforderungssitua-
tion bei den Unteroffizieren mit Portepee. In dieser
Gruppe warten zahlreiche Oberfeldwebel auf die Befor-
derung zum Hauptfeldwebel und Hauptfeldwebel auf die
Beforderung zum Stabsfeldwebel. In Eingaben beklagten
sich insbesondere dienstéltere Oberfeldwebel, die bereits
Berufssoldaten sind, dartiber, dass jiingere Kameradinnen
und Kameraden besser beurteilt wirden, um ihre Chan-
cen zur Ubernahme als Berufssoldaten zu erh6hen, und
anschlief3end auch an ihnen vorbei beférdert wirden.
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Auch bei den Hauptfeldwebeln, die auf ihre Beférderung
zum Stabsfeldwebel warten, sind es haufig die Alteren,
die mit ihrer derzeitigen Situation hadern. So berichtete
mir ein 49jahriger Hauptfeldwebel: , Ich habe auch keine
Lust mehr, mich immer haufiger von vid jingeren Stabs-
feldwebelkameraden ,schief’ ansehen zu lassen, nach
dem Motto: ,Was hat der denn verbrochen?* Insbeson-
dere befuirchtete dieser Petent, mit 53 Jahren als Haupt-
feldwebel in den Ruhestand gehen zu miissen.

Auch ein anderer, fast 50jahriger Hauptfeldwebel berich-
tete, wie deprimierend, erniedrigend und demotivierend
er es empfinde, noch immer im Dienstgrad Hauptfel dwe-
bel dienen zu missen. Zudem fihlte sich dieser Petent
durch die stdndigen Sticheleien seiner Kameraden ge-
nervt, von denen er as , der ewige Hauptfeldwebel“ be-
zeichnet wird.

Diese und dhnliche Klagen sind nicht neu. Seit Jahren be-
richte ich dartiber. Zur Entspannung der Situation hat das
Bundesministerium der Verteidigung in den letzten Jah-
ren die Zahl der fir eine Beftérderung nétigen Planstellen
kontinuierlich erhéht. Allerdings reichen die Stellen noch
nicht aus. Abzuwarten bleibt, ob die novellierte , Richtli-
nie fur die Beférderung von Soldatinnen und Soldaten in
den Laufbahnen der Feldwebel* zu einer Verbesserung
der Situation beitragen wird. Die neue Richtlinie ist am
1. April 2008 in Kraft getreten. Die wesentliche Ande-
rung gegentiber der alten Richtlinie besteht darin, dassim
Fale der Bildung einer Beforderungsreihenfolge keine
Dienstpostenwahrnehmungspunkte fir die Wahrnehmung
der Aufgaben auf einem hoher bewerteten Dienstposten
mehr vergeben werden. Stattdessen flief3en historische
Forderungswiirdigkeiten/Entwicklungsprognosen aus zu-
ruckliegenden planméafiigen Beurteilungen seit Erreichen
der Befdrderungsreife in die Bepunktung ein. Dies dirfte
sich positiv auf die Beforderungssituation von Soldatin-
nen und Soldaten auswirken, die bereits auf eine langere
Stehzeit im jeweiligen Dienstgrad zurtickblicken.

Ferner finden jetzt besondere Auslandsverwendungen
und vergleichbare Einsétze bei der Bildung von Beforde-
rungsreihenfolgen Beriicksichtigung. So erhalten zur Be-
forderung anstehende Soldaten bei der Bildung der Befér-
derungsreihenfolge seit 1. April 2008 fir je 30 Tage
Einsatz einen Punkt. Diese Berlicksichtigung von Aus-
landseinsétzen war Gegenstand verschiedener Eingaben.
So wurde einerseits kritisiert, dass die Beriicksichtigung
von Auslandseinsatzen zu einer Benachteiligung von Sol-
daten fuhre, die trotz freiwilliger Meldung nicht fir den
Auslandseinsatz ausgewahit wirden oder aber aus ande-
ren Grinden, wie zum Beispiel gesundheitlichen, nicht in
der Lage seien, in den Auslandseinsatz zu gehen. Das
Bundesministerium der Verteidigung wies demgegeniber
darauf hin, dass es sich bei der Teilnahme an einem Aus-
landseinsatz um ein zusétzliches Leistungskriterium han-
dele, das bei Beférderungsentscheidungen zu beachten
sei. Trotz der kritischen Stimmen dazu, halte ich diese
Argumentation fur zutreffend.

Andererseits wurde von Petenten kritisiert, dass vor dem
1. April 2008 absolvierte Auslandseinsétze keine Bertick-
sichtigung fanden. Das Bundesministerium der Verteidi-

gung fuhrte dazu aus, dass eine Einbeziehung der vor
dem Stichtag absolvierten Auslandseinsdtze nicht mog-
lich sei, weil auf Grund unterschiedlicher Verfahrenswei-
sen und Eingabemodalitéten eine umfassende, rechtlich
haltbare Datenerfassung fur die Zeit vor dem Stichtag
nicht sichergestellt werden kdnne. Zudem seien erst mit
der Definition von Auslandseinsdtzen in der ZDv 20/6
Anlage 16/1, der Festlegung von vergleichbaren Einsét-
zen durch den Fuhrungsstab der Streitkréfte und die fach-
liche Weisung zur Datenpflege einheitliche, rechtskon-
forme Grundlagen geschaffen worden. Auch wenn diese
Stichtagsregelung von vielen Betroffenen als nachteilig
empfunden wird, kann ich sie vor dem Hintergrund der
Argumentation des Ministeriums nicht beanstanden. Be-
forderungsentschei dungen miissen selbstverstandlich auf
einer justiziablen Grundlage erfolgen.

Insgesamt ist festzuhalten, dass es nicht zuletzt vor dem
Hintergrund der notwendigen Steigerung der Attraktivitét
des Dienstes in den Streitkréften unabdingbar ist, die Be-
forderungssituation der Unteroffiziere mit Portepee wei-
ter zu verbessern.

4.1.4 Befdrderungssituation bei den Offizieren

Auf Grund nicht ausreichender Planstellen fir Beférde-
rungen zum Hauptmann, zum Major und zum Oberstleut-
nant sowie Einweisungen in die Besoldungsgruppen A12
und A 15 missen auch bei den Offizieren jeweils Beférde-
rungs- beziehungsweise Einweisungsreihenfolgen gebil-
det werden. Besonders hoch war im Berichtgjahr die Zahl
der Eingaben von Oberleutnanten, die auf ihre Beforde-
rung zum Hauptmann, sowie von Hauptleuten, die auf
ihre Einweisung in die Besoldungsgruppe A12 warteten.
Auch im Bereich der Offiziere gilt seit dem 1. April 2008
eine neue Richtlinie fur die Befdrderung/Einweisung. Fur
den Fall, dass auf Grund einer nicht ausreichenden Zahl
an Planstellen Beforderungs- beziehungsweise Einwei-
sungsreihenfolgen gebildet werden miissen, bestimmt die
Richtlinie, dass fur die Bildung der jeweiligen Reihen-
folge zunéchst die aktuelle planméfdige Beurteilung heran-
zuziehen ist. Als zusétzliche Leistungskriterien werden
auch bei den Offizieren die historischen Entwicklungspro-
gnosen herangezogen. Ferner finden auch hier besondere
Auslandsverwendungen und vergleichbare Einsétze wie
bei der fir Feldwebel geltenden Richtlinie Berticksichti-
gung. Fir Offiziere des Sanitdtsdienstes der Approbations-
richtung Humanmedizin werden zudem die Ausbildungs-
und Tétigkeitsbezeichnungen ,, Arzt Rettungsmedizin® so-
wie , Zusatz-Weiterbildung Notfallmedizin® mit weiteren
Punkten beriicksichtigt. AufRerdem werden Ubergangs-
weise bis zum 31. Mérz 2008 erworbene Punkte fur die
Wahrnehmung hoher bewerteter Tétigkeiten auch in die
entsprechenden Beférderungs- und Einweisungsreihen-
folgen ab dem 1. April 2008 Ubertragen. Diese entfallen
mit der jeweiligen Beforderung oder Einweisung.

Soweit auch von Offizieren vereinzelt die Berticksichti-
gung von Auslandseinsétzen beziehungsweise die diesbe-
zigliche Stichtagsregelung kritisiert wurde, gilt das zu
den Feldwebeln AusgefUihrte entsprechend.



Drucksache 16/12200

—-30-—

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

4.2  Auswirkungen des demographischen

Wandels auf die Bundeswehr

Mit dem Begriff ,, Demographischer Wandel* werden ge-
meinhin Veradnderungen der Bevolkerungsstruktur eines
Landes umschrieben, die dadurch gekennzeichnet sind,
dass es auf Grund eines anhaltenden Geburtenriickganges
bei gleichzeitig stetig steigender Lebenserwartung zu ei-
nem nachhaltigen Riickgang der Bevélkerung kommt. In
der Bundesrepublik Deutschland, die seit Jahren unter ei-
nem solchen Bevdlkerungsriickgang leidet, kommt hinzu,
dass in einigen Regionen insbesondere im Osten des Lan-
des eine signifikante Abwanderung von Menschen jungen
und mittleren Alters zu verzeichnen ist.

Diese Entwicklung hat auch Auswirkungen auf die Bun-
deswehr, insbesondere ihre Personalstruktur und die
Nachwuchsgewinnung. Ein paar Zahlen mogen die Di-
mension dieser Entwicklung verdeutlichen.

In den Jahren von 1988 bis 2005 hat die Stérke der Ge-
burtsiahrgénge in Deutschland kontinuierlich abgenom-
men, und zwar von 461 000 auf 351 000 bei den Mé&nnern
und 453 000 auf 335 000 bei den Frauen, Tendenz anhal-
tend. Noch dramatischer stellt sich die Situation in den
neuen Bundeslandern dar. Dort sind die Stirken der Ge-
burtsahrgange alein in der Zeit zwischen 1988 und 1994
um mehr als 50 Prozent abgesunken und haben sich seit-
dem auf niedrigem Niveau stabilisiert. Fir die Bundes-
wehr wird sich dieser dramatische Riickgang bereits im
Jahre 2009 deutlich bemerkbar machen, wenn in den
neuen Bundeslandern nur noch halb so viele junge Méan-
ner fir den Wehrdienst zur Verfligung stehen werden, wie
im Jahre 2006. Das trifft die Nachwuchswerbung der
Bundeswehr besonders hart, weil sie derzeit rund ein
Drittel aller Bewerber fir die Laufbahnen der Zeit- und
Berufssoldaten aus den neuen Bundesldndern gewinnt.

Deutliche Einbriiche auf Grund dieser Entwicklung, die
sich in den néchsten Jahren verschérfen werden, zeichnen
sich bereitsjetzt ab. So ist beispielsweise die Zahl der Be-
werber fir die Laufbahnen der Mannschaften, Unteroffi-
ziere und Feldwebel von gut 46 000 im Jahr 2002 auf in-
zwischen nur noch etwa 25 000 gesunken.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat darauf rea
giert und eine Arbeitsgruppe ,, Demographischer Wandel*
eingerichtet. Sie hat den Auftrag, die voraussichtlichen
Auswirkungen der demographischen Entwicklung auf die
Bundeswehr zu untersuchen und Handlungsoptionen zu
entwickeln. Dabei ist der Blick nicht nur auf die Nach-
wuchsgewinnung, sondern auf das ganze Spektrum der
die Attraktivitdt des Dienstes in den Streitkréften bestim-
menden Faktoren zu richten. Dazu gehdren die Ausbil-
dung und Ausriistung ebenso wie die Betreuung und Fir-
sorge der Soldaten, sowie die weitere Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Dienst. Nun kommt es
darauf an, dass nicht nur Handlungsfelder analysiert, son-
dern Lésungen entwickelt und ziigig umgesetzt werden.

4.3 Erfahrungen mit dem neuen

Beurteilungssystem

Bereits in meinem letzten Jahresbericht hatte ich das in
der ZDv 20/6 ,Bestimmungen Uber die Beurteilung der

Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr” neu gefasste
Beurteilungssystem vorgestellt und Uber die Kritik daran
berichtet. Diese Kritik hat sich im Berichtgahr fortge-
setzt, was durch die Zahl von Gber 250 Eingaben zu die-
sem Thema und zahlreiche Gesprache im Rahmen von
Truppenbesuchen belegt ist.

GrofRen Unmut verursachen die Richtwertvorgaben im
Bereich der Leistungsbewertung, die zu einer Reihung
der beurteilten Soldatinnen und Soldaten fuhren, sowie
die Vergleichsgruppenbildung, die sich nur am Dienst-
grad und nicht an der ausgellbten Tétigkeit orientiert.
Dartiber hinaus fuhlen sich Beurteiler durch die Richt-
wertvorgaben sowie das fur deren Durchsetzung vorhan-
dene Instrumentarium der hoheren Vorgesetzten in ihrer
Unabhangigkeit eingeengt. Das betrifft insbesondere die
Mdoglichkeit der Anderung von Einzelmerkmalen sowie
die Aufhebung einzelner Beurteilungen oder sogar aler
Beurteilungen eines unterstellten Bereiches.

In seinen Stellungnahmen zu dieser Kritik verweist das
Bundesministerium der Verteidigung regelméliig darauf,
dass die Unabhangigkeit der beurteilenden Vorgesetzten
durch die neue Vorschrift nicht angetastet werde. Viel-
mehr bleibe der Beurteiler in seiner Beurteilungsentschei-
dung weiterhin frei, musse es jedoch akzeptieren, wenn
hohere Vorgesetzte auf Grund der breiteren Vergleichs-
moglichkeit zu einem anderen Ergebnis kémen.

Gegen die Mdglichkeit htherer Vorgesetzter, eine Beur-
teilung zu éndern oder aufzuheben, ist rechtlich nichts
einzuwenden. Akzeptanz schafft es gleichwohl nicht. Es
sind die Richtwertvorgaben, die den Eindruck vermitteln,
hier solle die Wirklichkeit nicht gesehen werden wie sie
ist, sondern wie sie sein soll. Dieser Eindruck verstérkte
sich durch die Erkldrung einiger Vorgesetzter, an die in
Abstimmungsgesprachen mit htheren Vorgesetzten ertr-
terten Beurteilungsnoten gebunden zu sein. In den Richt-
linien gibt es eine solche Bindung nicht. Es wird aber
kaum ein Soldat davon zu Uiberzeugen sein, dass sich der
ihn beurteilende Vorgesetzte unabhangig von dem Ab-
stimmungsgesprach mit seinen Vorgesetzten in seiner
Entscheidung véllig frel fihle.

Far Verdruss sorgten die Richtwertvorgaben auch noch an
anderer Stelle. Nicht wenige Soldaten klagten darUber,
dass sie entweder als frisch ernannte Berufssoldaten oder
aber kurz vor ihrer Zurruhesetzung schlechter beurteilt
worden seien as solche Kameradinnen oder Kameraden,
die zur Berufssoldatin oder zum Berufssoldaten geférdert
werden sollten. In einigen Féllen bestétigte sich das Vor-
bringen, dass namlich zur Einhaltung der vorgegebenen
»Quote" einige Soldaten, bei denen esvermeintlich ,, nicht
so darauf ankam*, bewusst schlechter beurteilt worden
waren. In den Féllen, in denen sich solche sachfremden
Erwédgungen nachweisen liefen, kam es — soweit noch
moglich — zur Aufhebung und Neufassung der jeweiligen
Beurteilungen. In einem Fall lehnte das Bundesministe-
rium der Verteidigung die Aufhebung der Beurteilung je-
doch ab, well diese zwischenzeitlich bestandskréftig ge-
worden war. Begrindet wurde diese Entscheidung mit
dem Argument der Rechtssicherheit.
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Auch wenn diese Entscheidung rechtlich nicht zu bean-
standen ist, hétte ich mir in diesem Fall ein anderes Er-
gebnis gewiinscht, zumal der betroffene Soldat diese un-
ter Anstellung sachfremder Erwédgungen zustande
gekommene Beurteilung noch einige Jahre ,,im Gepéack”
tragen wird. Auch wenn formal keine Mdglichkeit be-
steht, die rechtswidrige Beurteilung aufzuheben, erwarte
ich, dass geeignete Mal3nahmen ergriffen werden, um si-
cherzustellen, dass die fiir den Soldaten gegebene Be-
nachteiligung nicht auf seine gesamte berufliche Lauf-
bahn fortwirkt. Hiertber werde ich mir berichten lassen.

Bemangelt wurde in mehreren Féllen auch, dass die vor-
geschriebenen Einflhrungs- und Beurteilungsgespréche
nicht oder nur unzureichend gefiihrt wurden. Schliefdlich
zeigten sich auch viele Soldatinnen und Soldaten unzu-
frieden damit, dass sich ihre Beurteilung nach den neuen
Richtlinien deutlich verschlechtert hatte. Dem ist entge-
genzuhalten, dass den neuen Richtlinien ein ganz neues
Beurteilungssystem zugrunde liegt, so dass ein Vergleich
mit friheren Beurteilungen nicht méglich ist.

Zusammenfassend muss ich feststellen, dass die breite
Unzufriedenheit mit dem neuen Beurteilungssystem aus
den vorgenannten Griinden fir mich nachvollziehbar ist.
Auch wenn die Orientierung an Richtwerten rechtlich
nicht zu beanstanden ist, so stellt sich doch die Frage, ob
sie sich in der Sache as sinnvoll erweist. Erheblichen
Bedenken begegnet auch die Vergleichsgruppenbildung,
insbesondere in den Bereichen, in denen besonders leis-
tungsstarke Soldatinnen und Soldaten konzentriert wer-
den. Dadie Quote auch in diesen Bereichen grundsétzlich
zu beachten ist, stellt sich die Frage, ob die Soldatinnen
und Soldaten mit einer befriedigenden oder ausreichen-
den Benotung im Vergleich zu anderen weniger leistungs-
starken Soldaten gerecht beurteilt werden.

4.4 Méangel bei der Bearbeitung von

Personalangelegenheiten

Wie in den vergangenen Jahren gab es auch im Berichts-
jahr zahlreiche Méangel bei der Bearbeitung von Perso-
nalangel egenheiten.

Einige Soldaten wandten sich wegen ihrer noch ausste-
henden Beforderung zum Stabsunteroffizier an mich. Seit
dem 1. Juli 2005 kodnnen Fachunteroffiziere friihestens
nach erfolgreichem Abschluss der Fachunteroffizierpri-
fung, die aus einem allgemein-militérischen und einem
militérfachlichen Teil besteht, zum Stabsunteroffizier be-
fordert werden. Um die Beforderung zu ermdglichen,
missen die erforderlichen Daten, wie der Abschluss der
L ehrgange, in den Datenbestand eingepflegt werden. Dies
wurde in zahlreichen Féllen versdumt, so dass eine zeit-
gerechte Beftrderung nicht erfolgen konnte.

Zwei Beispiele:

Ein Unteroffizier hatte sich im September 2007 wegen
seiner Beforderung zum Stabsunteroffizier an mich ge-
wandt. Die Uberpriifung ergab, dass eine Beforderung be-
reits zum 1. Mé&rz 2007 mdglich gewesen wére. Nach der

erfolgten Beforderung wurde im November 2007 die
Schadlosstellung des Soldaten zugesagt. Im April 2008

wandte sich der Soldat erneut an mich und beklagte, dass
er immer noch nicht schadlos gestellt worden sei. Eine er-
neute Anfrage ergab, dass die Ausgleichszahlung an den
Petenten im Juni 2008 erfolgte. Aus meiner Sicht ist es
unverstandlich, dass nach der Feststellung eines Fehlers
zur Behebung des Nachteils des Soldaten mehr as ein
halbes Jahr bendtigt wurde.

Besonders bedauerlich finde ich, dass die Fehlerquelle
der unvollstandigen beziehungsweise verspateten Ein-
gabe von Daten offensichtlich immer noch nicht behoben
wurde, obwohl ich bereits im vorigen Jahresbericht auf
diese Problematik hingewiesen hatte.

In einem anderen Fall wandte sich ein Unteroffizier im
November 2007 an mich, weil ihm zur Befoérderung zum
Stabsunteroffizier die Teilnahme an einem Lehrgang
fehlte. Der Soldat beklagte, auch fur den néchsten Lehr-
gang nicht eingeplant zu sein, obwohl er schon mehr als
ein halbes Jahr auf seine Beforderung warte. Nach Kl&
rung der Angelegenheit wurde der Soldat im Dezember
2007 fur einen Lehrgang von Januar bis Méarz 2008 einge-
plant und fir den Fall des erfolgreichen Abschlusses im
Méarz 2008 die Schadlosstellung zugesagt. Im August
2008 wandte sich der Soldat erneut an mich und beméan-
gelte die zwar zugesagte aber immer noch nicht erfolgte
Schadlosstellung. Erst auf Grund meiner erneuten An-
frage wurde das Versdumnis nachgeholt.

Vermehrt erreichten mich Eingaben von Soldaten, die Fehler
beziehungsweise Verzogerungen bel der Bearbeitung ihrer
Antrége auf Wechsdl in die Feldwebellaufbahn beklagten.

Ein Stabsunteroffizier trug vor, wahrend seines Auslands-
einsatzes im Sommer 2007 einen Antrag auf Wechsel in
die Feldwebellaufbahn gestellt zu haben. Der Antrag sei
an den Stammtruppenteil im Inland gesandt worden. Da
wichtige Unterlagen in seiner Personalakte nicht vorhan-
den gewesen seien, habe der Antrag erst nach seiner
Rickkehr aus dem Auslandseinsatz komplettiert werden
koénnen. Im Oktober 2007 wurde der Antrag an die S 1
Abteilung des Regiments weitergeleitet. Nachdem der
Soldat acht Wochen lang nichts gehért hatte, schrieb er
im Dezember 2007 eine Beschwerde. Im Mé&rz 2008
wandte der Petent sich an mich, well er bis dahin weder
etwas von seinem Antrag noch von seiner Beschwerde
gehort hatte. Die Bearbeitung beider Vorgange — Antrag
und Beschwerde — wurde erst im Zuge der Eingabebear-
beitung wieder aufgenommen.

Soldaten, die sich in den Auslandseinsatz begeben, mis-
sen ohnehin mit langeren Laufzeiten fur ihre Antrége
rechnen. Nicht hinnehmbar ist es aus meiner Sicht, wenn
dann noch weitere Verzdgerungen hinzukommen.

Bereits im vorigen Jahresbericht habe ich auf Probleme
bei der Schadlosstellung nach Fehlern bei der Bearbei-
tung von Personal angel egenheiten hingewiesen.

Ein Stabsunteroffizier wandte sich im September 2008 an
mich, weil er auf Grund der versdumten Erstellung einer
Beurteilung verspétet in die Besoldungsgruppe A 7 einge-
wiesen worden war. Sie war Ende April 2008 rickwir-
kend zum 1. Mé&rz erfolgt. Bel rechtzeitiger Beurteilung
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wére eine Einweisung aber bereits zum 1. August 2007
moglich gewesen. Der Bataillonskommandeur bean-
tragte im April 2008 bei der zusténdigen Wehrbereichs-
verwaltung die riickwirkende Schadlosstellung fiir 7 Mo-
nate. Im Juni 2008 wurde das Bataillon auf den fehlenden
Antrag des Petenten hingewiesen, im September 2008
wurden Mal3nahmen eingeleitet, um die Vorlage der fir
die Schadensersatzforderung erforderlichen Unterlagen
zu veranlassen. Letztendlich wurde der Differenzbetrag
dem Soldaten im November 2008 ausgezahlt. Aus meiner
Sicht ist es nicht nur bedauerlich, dass der Petent verspéd-
tet in die Besoldungsgruppe A 7 eingewiesen wurde.
Hinzu kommt, dass die Bereinigung des Fehlers mehr als
ein halbes Jahr auf sich warten liel3. Das ist nicht hin-
nehmbar.

In einem weiteren Fall beklagte sich eine Petentin Uber
die Verzogerung ihrer Beférderung zum Stabsunteroffi-
zier. Sie war verspétet in eine ZAW-Malinahme einge-
steuert worden. Nachdem die Soldatin den Lehrgang be-
standen hatte, wurde sie zum Stabsunteroffizier befordert.
Ein Schadensausgleich im Hinblick auf die Verzogerun-
gen bei der Einsteuerung in den Lehrgang wurde mit der
Begriindung abgelehnt, es gebe keine Anhaltspunkte da-
fur, dass die Petentin die bel rechtzeitiger Einplanung zu
absolvierende Ausbildung zur Burokauffrau Uberhaupt
bestanden hétte. Zunéchst wurde die Schadlosstellung
deshalb abgelehnt. Im Rahmen der Stellungnahme zum
Jahresbericht hat das Bundesministerium der Verteidi-
gung die Angelegenheit erneut Uberpriift und letztlich die
Petentin schadlos gestellt.

4.5  Auswirkungen von disziplinaren oder
strafrechtlichen Ermittlungen auf die

Foérderung von Soldaten

Bereits in den Jahresberichten 2005 und 2006 hatte ich
auf einen Aspekt der Zentralen Dienstvorschrift 20/7
» Bestimmungen fir die Beférderung und fir die Einstel-
lung, Ubernahme und Zulassung von Soldatinnen und
Soldaten” hingewiesen. Gemaf3 Nr. 135 dieser Vorschrift
sollen wéhrend der Ermittlungen der Disziplinarvorge-
setzten, disziplinarer Vorermittlungen gem. § 92 der
Wehrdisziplinarordnung, eines gerichtlichen Disziplinar-
verfahrens oder eines strafrechtlichen Ermittlungs- oder
Gerichtsverfahrens , die Betroffenen nicht gefordert wer-
den“. Ausnahmen von diesem Grundsatz kénnenin ,, Hér-
tefélen erfolgen, wenn, kumulativ, der Soldat sich be-
sonders bewdhrt, der bestandskréftige Abschluss eines
der oben genannten Verfahren sich erheblich verzdgert
und der Soldat dies nicht zu vertreten hat und der Tatbe-
stand eine einmalige situations- und nicht charakterlich
bedingte Verfehlung von geringer Schwere darstelIt.

Das gemeinsame Vorliegen dieser Voraussetzungen fir
die Annahme eines Hartefalls ist nach meinen Erfahrun-
gen in den wenigsten Fallen gegeben, so dassin der Regel
die Annahme eines Hartefalls ausscheidet. Berticksichtigt
man ferner, dass nach der Rechtsprechung eine erhebliche
Verzogerung des Verfahrens regelméaidig frihestens ab ei-
ner Verfahrensdauer von mehr as einem Jahr angenom-
men wird, kdnnen flr einen Soldaten, gegen den diszipli-

nar- oder strafrechtlich ermittelt wird und dessen
Unschuld sich erst nach diesem langwierigen Verfahren
herausstellt, erhebliche Nachteile entstehen. Vor diesem
Hintergrund begriRe ich es ausdriicklich, dass nunmehr
zumindest fir im Auslandseinsatz befindliche Soldaten
eine Ergénzung der Vorschrift vorgenommen worden ist.
Darin wird klargestellt, dass Soldaten in einer besonderen
Auslandsverwendung wahrend der wegen einer dienstli-
chen Handlung zu fiihrenden Ermittlungen grundsétzlich
uneingeschrankt bel allen personellen (auch forderlichen)
Malnahmen weiter mitbetrachtet werden. Wenn ein Sol-
dat, der zur Forderung heransteht, in ordnungsgeméafer
Erfullung des dienstlichen Auftrags gehandelt hat, ist er
gleichwohl grundsétzlich zu férdern, auch wenn die Er-
mittlungen gegen ihn noch gefihrt werden.

Ich méchte die genannte Vorschrift dartiber hinaus auch
fur die im Inland tétigen Soldaten einer erneuten Uber-
prifung anempfehlen. Nach meinem DafUrhalten sollte in
der Vorschrift zumindest erganzend klargestellt werden,
dass nach Abschluss von disziplinarrechtlichen oder
strafrechtlichen Ermittlungen, in denen sich die Unschuld
des Soldaten herausgestellt hat, alles daran zu setzen ist,
etwaige im Hinblick auf die langere Verfahrensdauer ent-
standene Nachteile des Soldaten durch entsprechende
—auch Uberholende — Férderung auszugleichen. Hierzu
wird mir zwar vom Bundesministerium der Verteidigung
versichert, dies geschehe ohnehin. Jedoch konnte eine
entsprechende Klarstellung in der Vorschrift die tatséchli-
che Dringlichkeit der Schadlosstellung verdeutlichen.

4.6 Eindeutige Fassung des Personal-

fragebogens bei Einstellung

Bereits im Jahresbericht 2007 habe ich auf die Problema:
tik der Angabe von Vorstrafen bel Einstellung in die Bun-
deswehr hingewiesen.

Mehrfach waren Soldaten an mich herangetreten, weil sie
bei ihrer Einstellung die Frage nach einer rechtskréftigen
Verurteilung verneint hatten, obwohl eine solche gegen
sievorlag. Daraufhin war ihnen nach der Aufdeckung des
Sachverhalts , Einstellungsbetrug” vorgeworfen worden.
Die Betroffenen wandten dagegen regelmaldig ein, es
habe sich um eine Vorstrafe von unter 90 Tagessdtzen ge-
handelt, die nicht offenbarungspflichtig sei, was ihnen der
Richter in der mundlichen Verhandlung seinerzeit aus-
driicklich versichert habe.

Die missverstéandliche Fassung des Fragebogens war be-
reits von meinem Amtsvorganger 2004 aufgegriffen wor-
den. Nunmehr liegt eine Neufassung des Personalfrage-
bogens vor, die ich jedoch immer noch fir unzureichend
halte. In dem Formular wird nach wie vor nicht darauf
hingewiesen, dass samtliche Vorstrafen anzugeben sind.
Dies kénnte auch zukinftig zu Missverstandnissen beim
Ausfillen des Fragebogens fuhren. Aus meiner Sicht
sollte im Fragebogen ausdriicklich erklért werden, dass
alle Vorstrafen, auch die unter 90 Tagessétzen, anzugeben
sind. Ein gutes, fur die Betroffenen unmissverstandliches
Formular wird seit Jahren von der Verwaltung des Deut-
schen Bundestages verwandt und koénnte beispiel haft
sein.
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4.7 Zivilberufliche Aus- und Weiterbildung

(ZAW)

Wie in den Vorjahren auch erreichten mich im Berichts-
jahr Eingaben, die die zivilberufliche Aus- und Weiterbil-
dung betrafen.

19 Teilnehmer einer Kombinations-ZAW mit den drei
Berufen Speditions-, Industrie- und Reiseverkehrskauf-
mann beklagten, dass sie aus ihrer Sicht schlecht ausge-
bildet wirden. Unter anderem wurde beméngelt, dass
zwar Aushildungsteile, die fur alle relevant seien, ge-
meinsam unterrichtet wiirden, die speziellen Unterrichts-
einheiten fir die einzelnen Berufe aber zu kurz kémen. Es
seien zu wenig Fachdozenten vorhanden, auf3erdem habe
es einen héufigen Dozentenwechsel gegeben. Jetzt, kurz
vor Abschluss der ZAW-Mal3nahme, bestehe die Befiirch-
tung, dass auf Grund der schlechten Ausbildung die Pru-
fung vor der Industrie- und Handelskammer nicht oder
nur mit einer schlechten Note bestanden werde. Im Falle
einer schlechten Note seien erhebliche Nachteile in der
Laufbahn zum Feldwebel sowie im weiteren Werdegang
bei der Bundeswehr zu befirchten. Die Abschlussnote
der ZAW-Mal3nahme habe Einfluss auf die weiteren Be-
forderungen sowie auf die Ubernahme zum Berufssolda-
ten.

Bereits wahrend der Ausbildung hatten die Lehrgangsteil-
nehmer den Berufsforderungsdienst auf die Defizite und
Unzulénglichkeiten aufmerksam gemacht. Ungeachtet
dessen wurden sie — wenn Uberhaupt — nur zogerlich be-
hoben. Trotz schwieriger Rahmenbedingungen konnte die
Mehrzahl der Lehrgangsteilnehmer die Ausbildung er-
folgreich abschlieflen. Fir die nachfolgenden Lehrgange
wurde der Bildungstréger nicht mehr beauftragt. Damit
wurde erfreulicherweise fir die Zukunft Abhilfe geschaf-
fen. Dagegen fragte ein Lehrgangsteilnehmer: ,Was ist
mit denen, die mit Ach und Krach durchgekommen sind
und ein Abschlusszeugnis zur Industriekauffrau haben.
Bestanden mit einer vier, was nicht nur auf Lernunwillig-
keit der Lehrgangsteilnehmer zurlickzufiihren ist. Was
passiert mit denen, die wiederholen mussten, es dennoch
nicht geschafft haben, weil der Bildungstrager immer
noch der gleiche war und die Licken, die vorher entstan-
den sind, nicht gefllt werden konnten? Es geht hier um
die Zukunft von jedem Einzelnen”.

In der Tat ist es problematisch, dass die schlechte Lehr-
gangsnote, die auf einer unguinstigen L ehrgangssituation
beruht, den Soldaten in seinem weiteren Werdegang ,, ver-
folgt“. Siegeht einin die Platzierung der Eignungsreihen-
folge zur Befdrderung und wird auch bel der Auswahl
zum Berufssoldaten — gegebenenfalls negativ — bertick-
sichtigt.

In diesem Zusammenhang erinnere ich daran, dass mir
bereits 2005 vom Bundesministerium der Verteidigung
mitgeteilt wurde, es werde eine auf die ZAW bezogene
Grundsatzanweisung zur Regelung von Zustandigkeiten
und Verfahrensweisen erarbeitet. Am Ende des Berichts-
jahres 2008 erhielt ich die Information, dass sich diese
Grundsatzanweisung immer noch in der Uberarbeitung
befinde. Ich gebe meiner Hoffnung Ausdruck, dass die

Fertigstellung dieses Papiers in absehbarer Zeit erfolgen
wird.

4.8  Aufstellung eines Sozialplans bei
Verlegung oder Auflésung von

Dienststellen

Nach der ,Richtlinie zur Aufstellung eines Sozialplans
fur Soldaten bei Neuaufstellungen, Verlegungen, Redu-
zierungen oder Auflésungen von Dienststellen der Bun-
deswehr* (VMBI. 1994, S. 194 ff; VMBI. 1995, S. 256)
ist in den genannten Fallen die Aufstellung eines Sozial-
plans fur Soldatinnen und Soldaten zwingend vorge-
schrieben. Zidl ist es, im Rahmen der Flrsorgepflicht die
mit der Umstrukturierung verbundenen Folgen fir die
Betroffenen und deren Angehdrige so gering wie moglich
zu halten. Ein solcher Sozialplan gliedert sich in drei
Teile. Teil 1 widmet sich dem Wohnungsbedarf und den
Lebensverhéltnissen am neuen Standort und enthalt zu-
dem einen Vergleich der Lebensverhdltnisse am aten und
neuen Standort. Teil 2 sieht einen Stufenplan fir die Ver-
besserung der Lebensverhdtnisse am neuen Standort vor.
Im Teil 3 werden besondere Hartefélle erfasst und Mal3-
nahmen zur Beseitigung oder Milderung dargestellt.
Gerade im Transformationsprozess, in dem viele Solda-
tinnen und Soldaten sowie deren Angehdrige auf Grund
erheblicher Umstrukturierungsmaldnahmen gezwungen
sind, ihren Lebensmittelpunkt zu verlagern beziehungs-
weise sich als Pendler einen zweiten Wohnsitz einzurich-
ten, ist der Aufstellung von Sozialplanen besondere Be-
deutung beizumessen. Dies gilt besonders im Hinblick
auf die Vereinbarkeit von Familie und Dienst.

Leider musste ich bei der Uberpriifung einer Eingabe
feststellen, dass die Richtlinie trotz ihrer Verbindlichkeit
und ihrer aufgezeigten Bedeutung nicht entsprechend be-
achtet wurde. Im konkreten Fall beklagte ein Stabsfeld-
webel, dass bei der Verlegung seiner Dienststelle tber
mehrere hundert Kilometer, die fir den Zeitraum vom
1. Oktober 2009 bis 31. Mé&rz 2010 vorgesehen ist, die
Richtlinie nicht hinreichend beachtet wird. Die durch die-
sen Fall veranlasste Uberpriifung durch das Bundesminis-
terium der Verteidigung bestétigte das Vorbringen des Pe-
tenten. Zwar wurde im Oktober 2007 ein Befehl zur
Aufstellung eines Sozialplans zur Verlegung erlassen, die
Teile 1 und 2 aber nicht erstellt. Teil 3 des Sozialplans
wurde lediglich inhatlich erfallt. Im Hinblick auf den
vorgesehenen Verlegezeitraum stellte das Bundesministe-
rium der Verteidigung fest, dass eine zeitgerechte Auf-
stellung eines den Formvorgaben entsprechenden Sozial-
plans noch méglich sei. Eine unverziigliche Nachholung
wurde durch das Ministerium veranlasst.

Dariiber hinaus ergab die durch diesen Fall ausgeldste
Uberprifung, dass im Zuge der Umstrukturierung des
Heeres in sieben von ef Félen die Verlegung eines Ver-
bandes ohne die Erstellung eines Sozialplanes erfolgte.
Nur in zwei Félen wurden Sozialpldne erstellt, in zwei
weiteren sind diese noch zu erstellen. Auf Grund dieses
Ergebnisses kiindigte das Bundesministerium der Vertei-
digung an, nach M&glichkeiten zu suchen, um kiinftig die
Umsetzung der Richtlinie zu verbessern. Im Hinblick auf
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die Bedeutung eines Sozialplans halte ich das vom Minis-
terium angekiindigte Vorgehen fiir zwingend erforderlich
und begrufie es ausdriicklich.

4.9 Dienstzeugnis bei Ausscheiden aus der

Bundeswehr

Nach dem Ausscheiden aus der Bundeswehr hat jeder
Soldat Anspruch auf die Erteilung eines Dienstzeugnis-
ses, sofern sein Dienst mindestens die Dauer des Grund-
wehrdienstes umfasst hat. Ein ausdriicklicher Antrag ist
dazu nicht erforderlich. Fir die Wiedereingliederung in
das zivile Arbeitsleben ist die Erstellung eines Dienst-
zeugnisses unerlésdich. Da es fur Bewerbungen benétigt
wird, ist die rechtzeitige Fertigung und Aushandigung des
Zeugnisses wichtig. Dem wird nicht immer Rechnung ge-
tragen.

Im Berichtsahr erreichten mich mehrere Eingaben, in de-
nen trotz mehrmaliger Nachfrage des Soldaten auch nach
Monaten immer noch kein Dienstzeugnis vorlag. Erst
nach meiner Einschaltung und Nachfrage bei den zustén-
digen Stellen wurde den Petenten ein Dienstzeugnis er-
teilt und zugesandt. In einem Fall war besonders bedauer-
lich, dass der Petent auf Grund des nach Monaten immer
noch nicht vorliegenden Dienstzeugnisses eine Absage
auf seine Stellenbewerbung bekam.

Eingaben erreichten mich auch zu Sachverhalten, in de-
nen das Dienstzeugnis nicht den Vorschriften entsprach.

Ein Beispidl:

Ein ehemaliger Stabsgefreiter wandte sich an mich, weil
das ihm erteilte Dienstzeugnis nicht den Formerfordernis-
sen entsprach. Das nach einer Uberpriifung durch die
Truppe daraufhin korrigierte Dienstzeugnis entsprach im-
mer noch nicht den Bestimmungen der ZDv 20/6. Erst
nach Einschaltung des Bundesministeriums der Verteidi-
gung konnte dem Soldaten nach Ablauf von inzwischen

sieben Monaten ein korrektes Dienstzeugnis Ubersandt
werden.

Beides ist nicht hinnehmbar. Mit seinem Ausscheiden ist
dem Soldaten ein den Formerfordernissen entsprechendes
Dienstzeugnis auszuhandigen. Die Beachtung dieser
Mal3gabe ist im Wege der Dienstaufsicht sicherzustellen.
Verstéle dagegen sind disziplinarrechtlich zu ahnden.

Aus meiner Sicht sollte verstarkt darauf geachtet werden,
dass fur die ausscheidenden Soldaten rechtzeitig ein
Dienstzeugnis erstellt und ihnen zeitgerecht ausgehandigt
wird.

5 Frauen in den Streitkraften

Durchschnittlich leisteten im Berichtgahr 15 613 Frauen
Dienst in der Bundeswehr. Thr Anteil an den Berufs- und
Zeitsoldaten erhthte sich von 7,61 Prozent im Vorjahr auf
8,25 Prozent. Dabei lag der Frauenanteil im Sanitéts-
dienst bei 35,6 Prozent und im Truppendienst bel
4,45 Prozent. Trotz eines Riickgangs des Bewerberauf-
kommensist mit einem weiteren Anstieg des Frauenanteils
zu rechnen. Die im Soldatinnen- und Soldatengl eichstel-

lungsgesetz benannte Ziel quote betragt 50 Prozent im Sa-
nitdtsdienst und 15 Prozent im Truppendienst.

Seit 2001 steht Frauen der Dienst in den Streitkréften in
alen Bereichen und Verwendungsreihen offen. Das gilt
auch fur das Kommando Spezialkréfte (KSK). Bislang
hat sich keine Frau dem Eignungsfeststellungsverfahren
des KSK gestellt. Im Rahmen der Nachwuchsgewinnung
sollen jetzt auch Bewerberinnen gezielt angesprochen
werden. Dabei gelten fir sie die gleichen Anforderungs-
kriterien wie fir mannliche Bewerber. Eine Festlegung
einzelner Dienstposten nur fur Frauen ist nicht beabsich-
tigt und wirde zudem dem Leistungsprinzip widerspre-
chen.

Nicht nur im Inland, auch in Audandseinsétzen werden
Frauen bei entsprechender Qudifikation grundsétzlich in a-
len Bereichen eingesetzt. Besondere Gefahrdungd agen oder
Anforderungen an einen Dienstposten stellen keinen Grund
dar, Frauen von bestimmten Verwendungen auszuschlief3en.
Dennoch |oste ein Kompaniechef einen weiblichen Feld-
jagerfeldwebel mit der zusétzlichen Spezidisierung als Per-
sonenschitzer aus einem Personenschutzkommando
heraus, weil er dies auf Grund der sozio-kulturellen
Strukturen und Traditionen in Afghanistan fir erforder-
lich hielt. Die Leistungsfahigkeit der Petentin oder ihre
grundsétzliche Eignung as Personenschiitzerin spielten
bei dieser Entscheidung keine Rolle.

Das Bundesministerium der Verteidigung hielt diese Ab-
I6sung nicht fur erforderlich. Es betonte, dass bereits drei-
mal Personenschiitzerinnen in Afghanistan im Einsatz ge-
wesen seien und aus der Sicht des Ministeriums keinerlei
Griinde gegen eine solche Verwendung spréchen.

51

In der bereits in meinem letzten Jahresbericht vorgestell-
ten Studie , Truppenbild mit Dame* kommt das Sozial-
wissenschaftliche Ingtitut der Bundeswehr zu dem
Schluss, dass die Bundeswehr sich auf dem Gebiet der In-
tegration der Frauen mit dem bisher Erreichten nicht zu-
frieden geben durfe und fordert auf allen Fiihrungsebenen
dauerhafte Gender- und Integrationsprogramme im Rah-
men der Aus- und Weiterbildung. Ich unterstiitze diese
Forderung und freue mich, dass sie auch in der Truppe
auf Zustimmung stoft.

Integration von Frauen

Dafir ein Beispiel:

Ein as Zugfuhrer eingesetzter Hauptfel dwebel war Sol-
datinnen gegenuiber grundsétzlich kritisch eingestellt und
forderte seine Untergebenen mehr oder weniger deutlich
zur Distanz ihnen gegentiber auf. Der zusténdige Kompa-
niechef, ein Mgor, tolerierte diese Einstellung. Eine da-
von betroffene Soldatin erklérte mir gegentiber dazu, sie
habe das Gefihl eine ,ansteckende Krankheit* zu haben.

Obwohl konkrete Pflichtverstéf3e nicht nachweisbar wa-
ren, kamen sowohl der Bataillonskommandeur wie auch
weitere hdhere Vorgesetzte zu dem Ergebnis, dass die in
der Kompanie festgestellten Defizite im Hinblick auf die
Integration von Soldatinnen mit Unterstiitzung des Zen-
trums Innere Fihrung durch entsprechende Lehrgénge
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und Weiterbildungen abgebaut werden sollen. Dartiber hi-
naus soll durch verstérkte Dienstaufsicht gewahrleistet
werden, dass die Integration von Soldatinnen im Bereich
des Bataillons ziigig erfolgt und negativen Grundeinstel-
lungen gegentiber weiblichen Soldaten konsequent entge-
gen gewirkt wird. Das kann ich nur unterstitzen.

Nach wie vor fallt es manch einem Soldaten schwer, sich
im Berufsalltag auf Frauen einzustellen und diese as
gleichberechtigt zu akzeptieren. So ul3erte sich beispiels-
weise ein Bataillonskommandeur zur Anwesenheit einer
Soldatin: , Dasist sehr gut, dann haben wir jemanden, der
den Tisch abréaumt* und , Frauen in der Bundeswehr ha-
ben viele korperliche Nachteile, aber der Unterschied ist
schon schén anzusehen”. Unmittelbar nach Bekanntwer-
den seines Verhatens wurde der Oberstleutnant aus der
Funktion des Bataillonskommandeurs herausgel6st und
unter anderem auch deswegen ein gerichtliches Diszipli-
narverfahren gegen den Offizier eingeleitet.

In einem anderen Fall aulerte sich ein Unteroffizier auf
einer Internetplattform wie folgt: ,, Frauen haben bei der
Bundeswehr absolut nichts zu suchen, auf3er im Stab, im
San-Bereich und eventuell in der Kiiche. Die Bundeswehr
ist und bleibt eine Mannerdomane"*. Sein Fazit: , Seitdem
Frauen in unserer Bundeswehr sind, gibt es nur Pro-
bleme"*.

Solche Aussagen sind nicht nur unqualifiziert, siesind in-
akzeptabel. Ich wiirde es begrfen, wenn sie im Rahmen
der Aus- und Weiterbildung zum Anlass genommen wiir-
den, mit einem derartigen Gerede endguiltig aufzurédumen.

5.2 Militarische Gleichstellungsbeauftragte

Seit mehr als drei Jahren nehmen nunmehr 36 Soldatin-
nen mit grofem Engagement die Aufgabe einer militéri-
schen Gleichstellungsbeauftragten wahr. Im  Oktober
2008 nahm ich an der 4. Gesamttagung der militarischen
Gleichstellungsbeauftragten in Berlin teil. Die Soldatin-
nen nutzen die Gelegenheit, mir persdnlich ihre Probleme
vorzutragen. Ein Argernis ist nach wie vor die unzurei-
chende Beteiligung der militérischen Gleichstellungsbe-
auftragten. So klagten sie, dass sie in die Prifung der
Kinderbetreuungsmoglichkeiten in ihrem Zusténdigkeits-
bereich gar nicht oder nur unzulénglich eingebunden wé
ren.

Ein weiteres Problem ist die unzureichende Unterstit-
zung der militérischen Gleichstellungsbeauftragten. Nach
8§ 18 Absatz 2 des Soldatinnen- und Soldatengleichstel-
lungsgesetzes (SGleiG) wird ihnen dafir die notwendige
personelle, raumliche und sachliche Ausstattung zur Ver-
figung gestellt. Wie wichtig diese Bestimmung ist, zeich-
net sich insbesondere in Dienststellen mit einer hohen
Diszlozierung des unterstellten Bereichs oder einem per-
sonalstarken Betreuungsbereich wie etwa den zentralen
personalfihrenden Dienststellen ab. Ohne adaquat quali-
fizierte personelle Unterstiitzung haben die Gleichstel-
lungsbeauftragten in solchen Dienststellen Probleme bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

Bereits im Jahresbericht 2006 hatte ich im Hinblick auf
die Zusammenlegung der Stammdienststellen der Teil-

streitkréfte zu einer Stammdienststelle der Bundeswehr
auf diese Problematik hingewiesen und eine Unterstiit-
zung der Gleichstellungsbeauftragten angemahnt. Zwar
bietet das Bundesministerium der Verteidigung inzwi-
schen eine administrative Unterstiitzung an. Eine fach-
spezifische Zuarbeit wird allerdings nicht flr nétig erach-
tet und dementsprechend nicht gewéhrt. Deshalb habe ich
Zweifel, ob diese Unterstiitzung ausreicht, dass die dor-
tige militérische Gleichstellungsbeauftragte ihren Aufga
ben in vollem Umfang nachkommen kann. Ich werde dies
aufmerksam beobachten.

Personelle Unterstiitzung brauchen auch die Gleichstel-
lungsbeauftragten im zentralen Sanitdtsdienst der Bun-
deswehr im Hinblick auf den dort herrschenden
vergleichswei se hohen Frauenanteil und der daraus resul-
tierenden Inanspruchnahme der militarischen Gleichstel-
lungsbeauftragten.

Um eine kontinuierliche Besetzung der Biros und damit
auch die Ansprechbarkeit der Gleichstellungsbeauftrag-
ten zu sichern, ist aus meiner Sicht die Einrichtung fester
Dienstposten fir Unterstiitzungspersonal notwendig. Im
Bereich der Luftwaffe ist dies Problem seit 2007 gel6st;
bei den Kommandobehdrden wurden entsprechende
Dienstposten eingerichtet. Bleibt zu hoffen, dass bei den
noch laufenden Uberprifungen eine Lésung im Sinne der
militdrischen Gleichstellungsbeauftragten gefunden wird.

Vier Jahre nach Inkrafttreten des SGleiG liegen nunmehr
auch die Ausfihrungsbestimmungen vor. Sie sind sowohl
fur die Dienststellenleiter as auch die militérischen
Gleichstellungsbeauftragten eine wertvolle Handlungs-
hilfe und tragen dazu bei, noch bestehende Unsicherhei-
ten zu beseitigen.

5.3 Schwangerschaft

Im vergangenen Jahr erreichten mich auffallend viele
Eingaben von schwangeren Soldatinnen. Viele von ihnen
machten geltend, dass Vorgesetzten die einschlégige Vor-
schriftenlage nicht hinreichend vertraut sei.

Eine Soldatin schrieb, dass viele ihrer Vorgesetzten selbst
in dem Dschungel aus Schnellbriefen, Paragraphen-
schnipseln etc. keinen Durchblick hatten — was sie ihnen
nicht Gbel nehmen koénne. In einem anderen Fall tber-
nahm die Petentin die Aufgabe, ihre Vorgesetzten Uber
die anzuwendenden Vorschriften zu informieren. Sie kam
zu dem Schluss, dass es offensichtlich nicht ausreiche,
den Vorgesetzten das M utterschutzgesetz an die Hand zu
geben, weil diese sich Uber die Umsetzung im Unklaren
seien. Angesichts der Eingabenzahl zu diesem Thema
handelt es sich nicht nur um Einzelfélle.

Objektiv sind die Auswirkungen einer Schwangerschaft
auf die Ausiibung des Dienstes mit dem Mutterschutzge-
setz, der Verordnung Uber den Mutterschutz von Soldatin-
nen sowie einer Reihe einschlégiger Einzelerlasse umfas-
send geregelt. Gerade die Vielzahl von Regelungen
kdnnte aus meiner Sicht aber urséchlich fur die Unsicher-
heit bei der Rechtsanwendung durch die zustandigen Vor-
gesetzten und Dienststellen sein.
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Das Bundesministerium der Verteidigung hat die wich-
tigsten Informationen fir schwangere Soldatinnen bereits
im Jahr 2006 in einer Broschire zusammengestellt. Da
riber hinaus habe ich angeregt, die bestehende Vorschrif-
tenlage in Form eines L eitfadens zusammenzufassen, um
eine grof3ere Sicherheit bei der Umsetzung der Vorschrif-
ten und fur die Soldatinnen eine effektivere Betreuung zu
gewahrleisten. Daher begrifie ich die Ankiindigung des
Bundesministeriums der Verteidigung, in das ,,Handbuch
zur Vereinbarkeit von Familie und Dienst in den Streit-
kréften (Allgemeiner Umdruck 1/500) nunmehr einen
Uberblick tber Verfahren und Weisungslage beziiglich
schwangerer Soldatinnen aufzunehmen.

6 Vereinbarkeit von Familie und Dienst

Soldatinnen und Soldaten stehen in einem besonderen
Mal3e vor der schwierigen Aufgabe, Familie und Dienst
miteinander in Einklang zu bringen. Zum einen spiegeln
sich gesellschaftliche Verénderungen wie die zunehmend
gewiinschte und auch erforderliche Berufstétigkeit beider
Partner, nichteheliche Lebensgemeinschaften, , Patch-
work-Familien® und die durch den demographischen
Wandel bedingte Pflege naher Angehdriger auch in der
Bundeswehr wider. Zum anderen stellen die besonderen
Bedingungen des Soldatenberufes die Angehdrigen der
Streitkréfte vor einzigartige Herausforderungen. Zu nen-
nen sind hier wechselnde Dienstzeiten, Versetzungen,
Umzlge, langere Abwesenheiten vom Standort auf
Grund von Lehrgangen, Ubungsplatzaufenthalten und
nicht zuletzt Auslandseinsdtze. Hier ist der Dienstherr ge-
fordert, den sehr unterschiedlichen Familiensituationen
und Lebensbedirfnissen der Angehérigen der Bundes-
wehr Rechnung zu tragen.

WEelche Bedeutung dem Thema der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Dienst vor diesem Hintergrund zukommt,
macht die Zahl der Eingaben deutlich, die sich seit mei-
nem Amtsantritt im Jahre 2005 von 53 auf 141 nahezu
verdreifacht hat.

Die Mehrzahl dieser Eingaben stammt inzwischen von
Soldaten. Das zeigt, dass das Problem der Vereinbarkeit
von Familie und Dienst kein frauenspezifisches Thema
ist. Im Einklang mit der gesamtgesellschaftlichen Ent-
wicklung nehmen auch immer mehr Soldaten ihre Rolle
als Véter aktiv waht.

Die Pflege naher Angehériger wird auch fir die Soldatin-
nen und Soldaten der Bundeswehr immer mehr zu einem
wichtigen Thema. Auch das spiegelt sich in der Zahl der
Eingaben, die im Vergleich zum Vorjahr deutlich ange-
stiegen ist.

Ein Beispidl:

Ein Petent, bel dessen Mutter ein Herzfehler festgestellt
worden war, stellte einen Antrag auf heimatnahe Verset-
zung. Als dieser nach tber einem halben Jahr noch nicht
beschieden war, wandte er sich an mich. Die im Zuge der
Uberprifung aufgedeckten Bearbeitungsméngel wurden

daraufhin abgestellt und der Petent auf einen heimatnahen
Dienstposten versetzt.

Durch die Neufassung der Zentralen Dienstvorschrift
(ZDv) 10/1 , Innere Fuhrung* wurde das Thema ,, Verein-
barkeit von Familie und Dienst* erstmals auch in die Be-
stimmungen Uber die Grundsdtze der Inneren Fihrung
aufgenommen. Damit hat das Bundesministerium der
Verteidigung anerkannt, dass es sich dabei um einen zen-
tralen Aspekt der Inneren Filhrung handelt.

Nach der ZDv 20/1 , Die Personafihrung fir die Solda-
ten der Bundeswehr” sind die Grundsétze der Inneren
Fihrung und damit jetzt auch die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Dienst in der Personalfiihrung zu beriicksichtigen.
Das hat unmittelbaren Einfluss auf Versetzungsentschei-
dungen und Dienstzeitregelungen. Jeder Vorgesetzte ist
aufgefordert, Entscheidungsspielrdume im Sinne einer
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Dienst
auszuschopfen. Dabei hat sich in der Vergangenheit im-
mer wieder gezeigt, dass durch friihzeitige Einbindung
der Betroffenen manche Schwierigkeiten von vornherein
vermieden werden kénnen.

6.1

Zum Themader Vereinbarkeit von Familie und Dienst ge-
hort die Kinderbetreuung. Auch dazu erreichten mich
zahlreiche Eingaben.

Kinderbetreuung

In einem Fall ging es um die Gewahrung von Elternzeit.
Ein Kompaniechef hatte einen entsprechenden Antrag ge-
stellt. Seinem Bataillonskommandeur fehlte dafir offen-
bar nicht nur jedes Versténdnis, er hatte, wie mir der
Petent berichtete, sogar versucht, ihn unter Androhung
dienstlicher Nachteile von seinem Antrag abzubringen.
Nach Prifung des Sachverhalts bescheinigten die einge-
schalteten Dienststellen dem Bataillonskommandeur er-
hebliche Defizite in seinem Fuhrungsverhalten und leite-
ten seine Abldsung von der Kommandeurverwendung
ein.

Eine Reihe von Eingaben erreichten mich aus dem nie-
derléndischen Brunssum. Bislang stand den dort statio-
nierten Soldatenfamilien die Mdglichkeit offen, ihre Kin-
der entweder in den grenznahen deutschen Gemeinden
oder in dem von der Bundeswehr betriebenen deutschen
Kindergarten betreuen zu lassen. Zunéchst war die Be-
treuung in den deutschen Kindertagesstétten auf Grund
landesrechtlicher Regelungen nicht mehr méglich. Im
Sommer 2008 hat sich das zusténdige Ministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen jedoch damit einverstanden
erklért, dass Kinder von in den Niederlanden stationierten
Bundeswehrsoldaten in den deutschen grenznahen Kin-
dergarten — ohne Mehrkosten — verbleiben beziehungs-
wel se neu aufgenommen werden kdnnen, wenn die jewei-
lige Platzkapazitdt dies ermdglicht. Dartiber hinaus hat
das Bundesministerium der Verteidigung im November
des Berichtgahres entgegen urspringlicher Planungen
entschieden, die deutschen Kindergarten im Ausland wei-
terzufiihren. Diese Entscheidung begriif3e ich ausdriick-
lich.

Zum Kinderbetreuungsbedarf hat die Gesellschaft fur
Entwicklung, Beschaffung und Betrieb (g.eb.b.) im
Berichtsjahr den von ihr im Vorjahr angekindigten Be-
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richt Uber die Ergebnisse der Untersuchungen an ausge-
wahlten Pilotstandorten vorgel egt. Als besondere Schwie-
rigkeit erwies sich das Fehlen flexibler Betreuungszeiten,
auf die gerade viele im Schichtdienst tatige Soldatinnen
und Soldaten angewiesen sind. Eine praktikable Lésung
wurde am Standort Koblenz gefunden, wo in einer be-
nachbarten Kindertagesstatte eine Betriebsgruppe des
Bundeswehrzentralkrankenhauses mit flexiblen, an den
dienstlichen Erfordernissen orientierten Offnungszeiten
eingerichtet werden konnte. Der Beginn des Projekts
wurde jedoch erst moglich, nachdem der Katholische Mi-
litérbischof aus seinem Budget eine Anschubfinanzierung
zur Verfigung gestellt hatte.

Verbesserungsbedarf wurde dartiber hinaus auf dem Ge-
biet des Informationstransfers festgestellt. Fortschritte bei
der Kinderbetreuung lassen sich nur dann erreichen,
wenn die Soldatinnen und Soldaten tber die verfligbaren
Angebote und Ldsungen auch rechtzeitig und umfassend
informiert werden. Hierfir soll unter Einbindung der Fa-
milienbetreuungsorganisation im Intranet der Bundes-
wehr ein , Kinderbetreuungsportal® geschaffen werden,
das alle fir die Kinderbetreuung relevanten Informatio-
nen bundelt. Die Pilotphase dieses Projekts ist bereits an-
gelaufen. Dartiber hinaus sollen die zusammengefassten
Ergebnisse der Untersuchung der ,,g.eb.b.” Eingang in
das ,Handbuch fur die Vereinbarkeit von Familie und
Dienst in den Streitkréften* (AU 1/500) finden, um den
Standorten bundesweit einen Leitfaden zur Verbesserung
der Situation vor Ort an die Hand zu geben.

Die von der ,g.eb.b.” erarbeiteten Empfehlungen zur
Verbesserung der Kinderbetreuung begri3e ich ausdriick-
lich. Nun gilt es, im Interesse der Soldatinnen und Solda-
ten fUr eine zligige Umsetzung zu sorgen.

Nach wie vor nicht gelost ist die Erstattung von Kosten
fur eine Kinderbetreuung, wenn Lehrgénge und Fortbil-
dungsmal3nahmen nicht am Dienstort stattfinden. Die
teilnehmenden Soldatinnen und Soldaten sehen sich der
Schwierigkeit gegenuiber, an ihrem voribergehenden
Lehrgangsdienstort eine Betreuungsmoglichkeit zu fin-
den, wéhrend sie ,,daheim” am Ort des Stammtruppen-
teils die Betreuungsgebihren weiter entrichten missen.

Das Bundesministerium der Verteidigung prift derzeit,
ob und inwieweit fir den militérischen Bereich im
SGleiG eine Rechtsgrundlage geschaffen werden kann,
welche die ausnahmsweise einzelfallabhdngige Erstat-
tung von Kinderbetreuungskosten durch den Dienstherrn
fir Soldatinnen und Soldaten mit Familienpflichten im
Rahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung gemal3 § 10
SGleiG auf Antrag festlegt. Ein Ergebnis ist nicht vor
Mitte 2009 zu erwarten. Im Interesse der betroffenen Sol-
datinnen und Soldaten hoffe ich auf eine zligige L dsung.

Bis dahin sind flexible und schnelle Lésungen gefragt.
Beispielhaft zu nennen sind hier die Erfahrungen aus dem
Bundeswehrzentralkrankenhaus Koblenz, wo mit Hilfe
des Jugendamtes die Kinder der teilnehmenden Soldatin-
nen und Soldaten wahrend des Lehrganges in lokalen
Kindertagesstdtten  kostenneutral mitbetreut werden
konnten.

Bereits im Vorjahr hatte ich auf den Einrichtungserlass
»Eltern-Kind-Arbeitszimmer* hingewiesen. Dieser er-

moglicht die Einrichtung von Arbeitsplétzen, an denen
Eltern ihre Kinder direkt vor Ort selbst betreuen kdnnen,
soweit die dienstlichen Erfordernisse dies zulassen. Seit
Méarz 2008 bestehen an 36 Standorten Pilotprojekte.
Waéhrend bidang die Finanzierung der Ausstattung der
Eltern-Kind-Zimmer nicht gesichert war, werden nun-
mehr aus dem Zentralen Betreuungsfonds jeweils bis zu
1 000 Euro bereitgestelIt.

6.2 Moderne Arbeitszeitmodelle: Telearbeit,

Teilzeit

Eine Mdglichkeit, Kinderbetreuung und Dienst miteinan-
der in Einklang zu bringen, sind flexible Dienstzeitrege-
lungen. Mitunter kdnnen bereits geringfligige Anpassun-
gen helfen. In einem Fall erstrebte ein Petent an zwei
Wochentagen die Verkirzung seiner Dienstzeit um
15 Minuten, um seinen Sohn aus dem Kindergarten abho-
len zu kénnen. Dem Antrag des Soldaten wurde durch
eine Dienstvereinbarung entsprochen. Darin verpflich-
tete sich der Soldat, die Fehlzeiten an einem anderen Ar-
beitstag nachzuholen.

Der Wunsch nach Teilzeitarbeit hat sich in den vergange-
nen Jahren verstarkt. Nach Einfihrung der Teilzeitarbeit
im Jahr 2005 nutzten 133 Soldatinnen und Soldaten das
neue Arbeitszeitmodell. 2006 waren es 197, 2007 298
und 2008 250. Obwohl die Anzahl der teilzeitbeschéftig-
ten Soldatinnen und Soldaten im Vergleich zur Gesamt-
zahl gering ist, bringt dies fr die betroffenen Dienststel-
len Probleme mit sich. In der Bundeswehr wird die
Besetzung von Dienstposten an der Person, und nicht an
der Stundenzahl festgemacht. Fur Vakanzen auf Grund
von Elternzeit oder Teilzeitarbeit gibt es daher grundsétz-
lich keine Kompensation. Das fuhrt zu Abstrichen in der
Auftragserflllung oder Mehrbelastungen der anderen
Soldatinnen und Soldaten. Es kann nicht ausgeschlossen
werden, dass darin eine Ursache fir die noch immer von
den Soldatinnen und Soldaten beklagte fehlende Akzep-
tanz der Teilzeitbeschaftigung liegt.

Handlungsbedarf besteht weiterhin im Hinblick auf die
EinfUhrung der Telearbeit. Sie ist ein wesentlicher Bau-
stein im Rahmen der Schaffung familienfreundlicher
Strukturen. Leider sehe ich mich veranlasst, dieses
Thema bereits im dritten Jahresbericht in Folge anzuspre-
chen.

Grundsétzlich ist die Einrichtung von Telearbeitsplétzen
bereits seit 2005 mdglich. Tats&chlich konnten im abge-
laufenen Jahr nur wenige Antrage bewilligt werden. Ur-
sachlich dafr waren, wie das Ministerium mitteilte, tech-
nische Probleme im Hinblick auf die Gewahrleistung der
I T-Sicherheit. Ferner fehlt esimmer noch an den erforder-
lichen IT-Sicherheitsrichtlinien.

Berticksichtigt man, dass Telearbeit inzwischen im Ge-
schéftsbereich anderer Bundesministerien mit vergleich-
barem Sicherheitsbedirfnis und in datenschutzrechtlich
sensiblen Bereichen wie Banken mdglich ist, halte ich
den Umsetzungszeitraum in der Bundeswehr fur eindeu-
tig zu lang.

Unter Umgehung der Sicherheitsproblematik kdénnen im
Rahmen eines Pilotprojekts seit April 2008 Telearbeits-
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pldtze ohne Anbindung an das Intranet der Bundeswehr
bewilligt werden. Der Datentransfer wird in diesen Féllen
mittels mobiler Speichermedien wie USB-Sticks gewdahr-
leistet. Eine solche Interimsldsung findet meine Unter-
stiitzung. Indes kann sie nicht die grundsétzliche Lésung
der IT-Sicherheitsfrage durch den Dienstherrn ersetzen.

6.3

Eine grofie Zahl von Eingaben erreichte mich von Solda
tinnen und Soldaten, die eine heimatnahe Verwendung
anstrebten. Aus vielen dieser Eingaben spricht die Sorge,
angesichts der mitunter erheblichen Entfernung zwischen
Dienst- und Heimatort der Verantwortung als Vater oder
Mutter nicht gerecht werden zu kénnen.

Heimatnahe Verwendung

Besonders betroffen davon sind Ehepaare, bei denen
beide Partner Soldaten sind. Im Jahr 2007 gab es in der
Bundeswehr 623 Soldatenehepaare. Darin nicht enthalten
sind unverheiratete Paare, die gemeinsame Kinder erzie-
hen. Die Dienstorte der erfassten Ehepartner lagen im
Durchschnitt 67 Kilometer voneinander entfernt. Bertick-
sichtigt man, dass in die Berechnung auch Ehepaare ein-
flief3en, fir die ein gemeinsamer Dienstort gefunden wer-
den konnte, ergeben sich teilweise erheblich grofere
Entfernungen. Gleichzeitig wurde ermittelt, dass jedes
sechste Soldatenehepaar Kinder zwischen drei und sechs
Jahren und jedes dritte Kinder unter drei Jahren hatte, flr
die es besonders schwierig ist, einen Betreuungsplatz zu
finden.

Ein typisches Beispiel:

Ein Soldatenehepaar bat mich zur Sicherstellung der Be-
treuung der gemeinsamen Tochter um Unterstiitzung ih-
res Antrags auf Familienzusasmmenfihrung. Die Ehegat-
ten waren an betrchtlich voneinander entfernten
Dienstorten eingesetzt, eine Betreuung der einjdhrigen
Tochter war nur am Dienstort des Soldaten moglich. Der
von der Soldatin gestellte Antrag auf heimatnahe Verset-
zung konnte nicht bewilligt werden, sodass sich fir die
Petenten die Frage ergab: ,,Wohin mit unserer Tochter”?
Gerade in derartigen Féllen sollte der Dienstherr beson-
dere Anstrengungen unternehmen, um seiner Flrsorge-
pflicht gegentiber den Soldatinnen und Soldaten nachzu-
kommen.

Voraussetzung fur eine heimatnahe Versetzung ist, dass
ein unbesetzter Dienstposten zu Verfligung steht. Nach
der Hartefallregelung in den Richtlinien zur Versetzung,
zum Dienstpostenwechsel und zur Kommandierung von
Soldaten (VMBI. 1988, 76) kann ein Soldat ,, zur besonde-
ren Verwendung“ gefuhrt werden, wenn schwerwiegende
personliche Griinde, wie eine schwere Krankheit der Ehe-
frau oder des Kindes des Soldaten vorliegen. Diese Vor-
schrift greift haufig zu kurz wie der folgende Fall zeigt:

Ein Soldat lebte seit Jahren mit seiner Lebensgeféhrtin,
einem gemeinsamen Kind sowie dem Kind der L ebensge-
fahrtin aus erster Ehe zusammen. Nachdem bei dem Kind
der Lebensgefahrtin eine schwere Krankheit diagnosti-
ziert worden war, stellte er einen Antrag auf heimatnahe
Versetzung, um sich mit um das Kind kiimmern zu kon-
nen. Der Antrag wurde abgelehnt, weil kein vakanter
Dienstposten zur Verfligung stand. Auch die Hartefalre-

gelung konnte nicht greifen, weil nicht das leibliche Kind
des Soldaten betroffen war.

Obgleich in diesem Einzelfall eine schnelle Lésung ge-
funden und der Petent doch heimatnah versetzt werden
konnte, ist aus meiner Sicht fraglich, inwieweit der ange-
sprochenen Hartefallregelung noch ein zeitgemalles Fa-
milienbild zugrunde liegt. Die Regelung aus dem Jahre
1988 erfasst weder eingetragene Lebenspartnerschaften
noch Verlobte. Zudem ist sie auf Adoptiv- oder Pflege-
kinder ebenso wenig anwendbar wie auf , Patchwork-
familien* wie die des erwéhnten Petenten. Die Bundes-
wehr hat den hier bestehenden Handlungsbedarf erkannt
und mir zugesichert, die Regelung an die heutigen gesell-
schaftlichen Gegebenheiten anzupassen.

7 Recht auf sexuelle Selbstbestimmung

Auch 2008 erreichten mich Eingaben von Soldatinnen
und Soldaten, die Uber sexuelle Belastigungen bis hin zu
sexuellen Ubergriffen klagten. Zusétzlich tbermittelte
mir das Bundesministerium der Verteidigung 87 Meldun-
gen Uber ,,Besondere Vorkommnisse® aus diesem Be-
reich, von denen 31 den Verdacht auf Kinderpornografie
betrafen.

Bereits in meinem letzten Bericht hatte ich an betroffene
Soldatinnen appelliert, sexistische Verhaltensweisen nicht
stillschweigend hinzunehmen, sondern sie zu melden.
Dartiber hinaus empfehle ich, diese Vorkommnisse mit
den dafir zustandigen militdrischen Gleichstellungsbe-
auftragten oder Kameradinnen/Kameraden des personli-
chen Vertrauens zu besprechen. Wiederholt stellte sichim
Zuge solcher Gespréache heraus, dass andere Soldatinnen
dhnliche Erfahrungen mit den Tatern gemacht hatten.

Zwei Beispiele:

Ein Hauptfeldwebel griff einem weiblichen Stabsunter-
offizier an die Brust. Die Soldatin war zunéchst véllig
entsetzt und zu keiner Reaktion fahig. Als sie sich spéter
mit anderen Soldatinnen der Kompanie Uber den Vorfall
austauschte, erfuhr sie, dass solche Belastigungen schon
mehrfach vorgefallen waren. So bestétigte sich im Zuge
der disziplinaren Ermittlungen, dass der Hauptfel dwebel
bereits im Jahr zuvor einer anderen Soldatin in den
Schritt gegriffen, diese den Vorfall aber nicht gemeldet
hatte. Der Hauptfeldwebel wurde im Dienstgrad herabge-
setzt.

Waéhrend einer Weihnachtsfeier bezeichnete ein Leutnant
einen weiblichen Stabsunteroffizier as ,geile Sau* und
bot der Soldatin sinngemal an, sie kdnne das Deutsche
Sportabzeichen bekommen, wenn sie ihm , entgegen-
komme". Nachdem die Soldatin Anfang Januar erfahren
hatte, dass eine weitere Soldatin auf der Weihnachtsfeier
von dem Leutnant belastigt worden war, entschloss sie
sich, diesen Vorfall zu melden. Der Leutnant wurde
rechtskréftig mit einem Beforderungsverbot belegt.

Die Féalle machen deutlich, dass durch entschiedenes Of-
fenlegen derartigem Fehlverhalten Einhalt geboten wer-
den kann. Davon profitieren nicht nur die betroffenen
Soldatinnen selbst, sondern auch ihre Kameradinnen.
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Im Berichtgahr bin ich mit dem neu gewéahlten Vorstand
des Arbeitskreises Homosexueller Angehériger der Bun-
deswehr (AHSAB eV.) zusammengekommen. Dieser
Verein unterstiitzt im Sinne einer Selbsthilfegruppe in
dankenswerter Weise einen Personenkrels, der sich nach
wie vor schwer tut, sich innerhalb der Bundeswehr zu
Louten“, weil er mogliche Nachteile im Kameradenkreis
oder gegentiber Disziplinarvorgesetzten befirchtet. Auch
diese Soldaten ermuntere ich stets, diskriminierendes
Verhalten oder gar korperliche Ubergriffe zu melden, da-
mit Vorgesetzte tétig werden kdnnen. Nur so kann ein re-
spektvoller Umgang und ein Klima frei von Diskriminie-
rungen erreicht werden.

8 Wehrpflicht

Fehlende Wehrgerechtigkeit beklagten im Berichtgahr
Wehrpflichtige, die sich durch die Einberufung in ihrem
beruflichen Werdegang beeintréchtigt sahen. Sie argu-
mentierten, dass, wenn ohnehin nur ein Teil eines Jahr-
gangs einberufen werde, doch digjenigen eingezogen
werden konnten, die arbeitslos seien beziehungsweise
keine Ausbildung in Aussicht hatten.

Andere Petenten wandten sich gegen den konkreten Zeit-
punkt ihrer Einberufung, ohne die Wehrpflicht generell in
Frage zu stellen. In den vergangenen Jahren betraf dies
vor alem die Absolventen des dualen Ausbildungsgangs,
bei dem das Studium mit einer beruflichen Ausbildung
verknipft wird, sowie Studenten, die unmittelbar nach ih-
rem Bachelor ein fachlich aufbauendes Masterstudium
beginnen wollten. Hinzu kamen junge Manner, die unmit-
telbar im Anschluss an ihre Erstaushildung Meister- und
Technikerkurse besuchen wollten und Berufstétige, die
aus den unterschiedlichsten Griinden zum Zeitpunkt der
Einberufung in ihrem Betrieb unabkémmlich waren. Die-
sem Personenkreis wird durch das Wehrrechtsénderungs-
gesetz vom 31. Juli 2008 geholfen. Die Erweiterung der
Zurickstellungsgriinde ermdglicht wehrpflichtigen jun-
gen Méannern eine vom Wehrdienst ununterbrochene um-
fassende Ausbildung und tragt damit den Anderungen im
bildungspolitischen Raum und einer sich verandernden
Arbeitswelt Rechnung. Dies trégt auch zur Akzeptanz der
Wehrpflicht bei.

8.1 Koérperliche Konstitution der Wehr-
pflichtigen und vorzeitige Entlassungen

aus gesundheitlichen Grinden

Im Berichtgahr schlossen die Kreiswehrersatzdmter ins-
gesamt 456 546 Musterungsverfahren ab. Von den ge-
musterten jungen Mannern wurden 43,7 Prozent as
»hicht wehrdienstféhig“ und 3 Prozent als ,voriiberge-
hend nicht wehrdienstfahig® eingestuft. Von denjenigen,
die ihren Wehrdienst 2008 antraten, wurden im Rahmen
der Einstellungsuntersuchung 5210 Wehrpflichtige ge-
mal § 29 Absatz 1 Wehrpflichtgesetz aus gesundheitli-
chen Griinden vorzeitig entlassen (so genannte ,, Schnell-
entlassungen”).

Diese Zahlen sind fur mich in zweierlei Hinsicht besorg-
niserregend. Zum einen lassen sie auf eine deutliche Min-
derung der allgemeinen korperlichen Konstitution und

Leistungsfahigkeit der jungen Ménner schlielen. Zum
anderen muss eine relativ hohe Zahl von Rekruten, bei
denen die Einstellungsuntersuchung einen gegentiber der
Musterungsuntersuchung verschlechterten Gesundheits-
zustand ergibt, sich nach der vorzeitigen Beendigung des
Wehrdienstes im Hinblick auf ihre Lebensplanung und
ihre beruflichen Dispositionen neu orientieren.

Nicht zuletzt aus diesem Grund ist das Bundesministe-
rium der Verteidigung bemiiht, die hohe Zahl vorzeitiger
Entlassungen zu verringern. Dazu sollen zum einen Bear-
beitungsmangel wie beispielsweise Begutachtungsman-
gel abgestellt werden. Zum anderen soll zukinftig noch
sorgféltiger gepruft werden, ob eine Entlassung tatséch-
lich unumganglich ist.

Im Interesse der Wehrpflichtigen bleibt zu hoffen, dass
diese Bemiihungen zu einem Rickgang der vorzeitigen
Entlassungen innerhalb des ersten Dienstmonats fihren
werden.

Von den ,, Schnellentlassungen zu unterscheiden sind die
Féle, bei denen gesundheitliche Probleme der Wehr-
pflichtigen im Rahmen der Einstellungsuntersuchung
nicht erkannt werden oder sich erst spéter entwickeln und
zu einer vorzeitigen Entlassung des Soldaten nach § 29
Absatz 2 Wehrpflichtgesetz fihren. In diesem Zusam-
menhang treten insbesondere Probleme bei der Dauer die-
ser Verfahren auf.

Zwei Beispiele:

Ein Grundwehrdienstleistender schrieb, er sei bei der Ein-
stellungsuntersuchung fur eingeschrankt verwendungsfé-
hig befunden worden. Dennoch hétten sich bereits in der
ersten Woche seiner Grundausbildung gesundheitliche
Probleme eingestellt, die dazu gefiihrt hétten, dass er vom
Marsch, Sport und Gelandedienst befreit worden sei. Zur
Beurteilung seiner Dienstfahigkeit waren weitere Unter-
suchungen wie eine Computertomografie erforderlich.
Der Petent wiesim Hinblick auf eine eventuell notwendig
werdende vorzeitige Entlassung darauf hin, dassihm sein
ziviler Arbeitgeber nur zwei Monate lang den Arbeits-
platz freihalten kénne. Obwohl bereits funf Wochen spé-
ter bei einer weiteren fachérztlichen Untersuchung die
Diagnose gestellt wurde, die zu der truppendrztlichen
Empfehlung einer vorzeitigen Entlassung fuhrte, dauerte
es noch weitere vier Monate bis zur tatsachlichen Entlas-
sung des Petenten. Verantwortlich hierflr waren unter an-
derem Kommunikationsprobleme innerhalb der beteilig-
ten Sanitétsdienststellen.

Ich halte eine solche Verfahrensdauer fr nicht hinnehm-
bar und habe diesen Vorgang dem Bundesministerium der
Verteidigung gegentiber beanstandet.

In einem anderen Fall war die Verzdgerung beim Entlas-
sungsverfahren auf die unzureichende Sachkenntnis der
Personalbearbeiter zurtickzufuhren. Ein Grundwehrdienst-
leistender war bereits eine Woche nach Dienstbeginn
»Krank-zu-Hause" geschrieben worden. Nachdem sieben
Wochen spéter seine (voribergehende) Verwendungs-
unfahigkeit festgestellt und ein Entlassungsverfahren ein-
geleitet worden war, dauerte es weitere finf Monate, bis
der Gefreite aus der Bundeswehr entlassen wurde. Neben
Bearbeitungsfehlern und organisatorischen Méangeln im
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zustdndigen Bataillon war dem dortigen Fuhrungs- und
Funktionspersonal die besondere Eilbedurftigkeit eines
Entlassungsverfahrens nicht bewusst. Schliefdlich wurde
der Vorgang auch dadurch verzégert, dass die Antrags-
unterlagen auf dem Weg in das Wehrberei chskommando
verloren gingen.

Leider fuhrten diese Versdumnisse nicht zu angemesse-
nen disziplinarrechtlichen Konsequenzen. Dieser bereits
von vorgesetzten Ebenen geduRRerten Kritik habe ich mich
angeschlossen.

8.2  Totalverweigerung

Nachdem mir l&ngere Zeit keine Félle von , Totalverwei-
gerung”, das heifdt der Ablehnung von Wehr- und Ersatz-
dienst bekannt geworden waren, erreichten mich 2007
und 2008 funf Eingaben dazu. Aus rechtsstaatlichen Er-
wagungen kann ich , Totalverweigerungen* nicht unter-
stiitzen. Nach Artikel 12 a Grundgesetz (GG) besteht fur
ale jungen Méanner die allgemeine Wehrpflicht, dass
heif3t, sie kdnnen vom vollendeten 18. Lebensjahr an zum
Dienst in den Streitkréften, im Bundesgrenzschutz oder in
einem Zivilschutzverband verpflichtet werden. Eine Aus-
nahme davon bildet Artikel 4 Absatz 3 GG, der festlegt,
dass niemand gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit
der Waffe gezwungen werden darf. Die Inanspruchnahme
dieses Grundrechts setzt allerdings eine Anerkennung as
Kriegsdienstverweigerer und die Ableistung von Zivil-
dienst voraus. Einen anderen Weg als die Ableistung des
Wehr- oder Zivildienstes sehen die einschlégigen Gesetze
nicht vor. Kommt der zum Wehrdienst Einberufene sei-
nen soldatischen Pflichten nicht nach, muss er sowohl mit
disziplinarrechtlichen als auch mit strafrechtlichen Kon-
seguenzen rechnen.

Nach standiger Rechtsprechung ist es zuldssig, einen so
genannten , Totalverweigerer* mehrmals mit Arrest zu
belegen. Eine vorzeitige Entlassung eines , Totalverwei-
gerers' kommt nach einem im Frihjahr 2008 in Kraft ge-
tretenen Erlass (PSZ | 7 — Az 24-16-02 vom 21. April
2008) des Bundesministeriums der Verteidigung regelmé-
[Big erst dann in Betracht, wenn die disziplinaren Mdg-
lichkeiten und sonstigen Fihrungsmittel ausgeschopft
sind, insbesondere das Truppendienstgericht der weiteren
Verhangung von Disziplinararrest nicht zustimmt oder
der zustandige Disziplinarvorgesetzte nach der Vollstre-
ckung von mindestens zwei Disziplinararresten von je
21 Tagen zu der sicheren Uberzeugung kommt, dass nach
dem bisherigen Verhalten des Soldaten und nach seinem
Personlichkeitshild eine Anderung seiner ablehnenden
Haltung seiner Dienstpflicht gegentiber nicht zu erwarten
ist.

Auch wenn ich einrdumen muss, dass bel einem jungen
Menschen, der nach seiner festen Uberzeugung handelt,
der Arrest seine erzieherische Wirkung verfehlen kann,
kann die Anwendung des Disziplinarrechts doch nicht
von vornherein ausgeschlossen werden. Ob der neue Er-
lass zu einer angemessenen Anwendung des Disziplinar-
rechts im Umgang mit Totalverweigerern fuhrt, bleibt ab-
zuwarten und wird im Rahmen der Erfahrungen mit der
Umsetzung des Erlasses zu prifen sein.

In den an mich herangetragenen Féllen zeigten sich wie-
derholt Unsicherheiten der Vorgesetzten vor Ort im
Umgang mit den , Totalverweigerern”. Ich habe daher an-
geregt, diese Verfahren grundsétzlich durch das Bundes-
ministerium der Verteidigung begleiten zu lassen. Der
Rechtsberater des Flhrungsstabs des Heeres hat entspre-
chende Hinweise in einem Infobrief an die Angehorigen
der Rechtspflege im Heer herausgegeben. Ich gehe davon
aus, dass dies zur Verbesserung der Rechtssicherheit bei-

tragt.

8.3

Klagen von Wehrpflichtigen Uber ,, Gammeldienst” gehen
immer wieder ein. So war es auch im Berichtgahr. Einige
Wehrpflichtige fassten ihre Erfahrungen wie folgt zusam-
men: ,Mein Alltag war und ist bestimmt vom Zeittot-
schlagen. Es gibt keine produktiven Aufgaben fir uns.”
Ein Anderer schrieb: , Ein Arbeitstag kann in meiner Staf-
fel nur dann ,Uberlebt’ werden, wenn eine Zeitung oder
ein Buch am Mann ist, denn zwischen Dienstbeginn und
Mittagessen (circavier Stunden) liegt viel Zeit und wenig
Arbeit und sofern mich nicht alle meine Kameraden bel U-
gen, geht das dem halben Geschwader so."

Sinnvolle Dienstgestaltung

Wenn solche Erkenntnisse am Ende der Dienstzeit stehen,
ist esfur Abhilfe leider zu spét. Besonders schlimm ist es,
wenn sich Rekruten schon wahrend ihrer Dienstzeit da-
ruber beklagen, nichts zu tun zu haben, und Vorgesetzte
darauf mit Unversténdnis reagieren. Auch dafir gibt es
Beispiele.

Die entsprechenden Eingaben geben mir Anlass zu dem
Hinwels: ,Gammeldienst” ist grundsétzlich nicht akzep-
tabel. Bundesregierung und Parlament halten bisher mit
wie ich meine guten Argumenten an der Wehrpflicht fest.
Wenn den jungen Mannern ein solcher Dienst abverlangt
wird, dann miissen aber auch ihre Ausbhildung und eine
sinnvolle Dienstgestaltung gewéhrleistet sein. Der
Dienstherr ist verpflichtet, die notwendigen personellen
und materiellen Voraussetzungen dafir zu schaffen. Auf-
gabe der zustéandigen Vorgesetzten bleibt es, den Auftrag
zur Aushildung der Wehrpflichtigen im Rahmen einer
sinnvollen Dienstgestaltung umzusetzen.

9 Reservisten

Der Aufbau der neuen Reserve der Bundeswehr ist im
Berichtsiahr  weiter  vorangeschritten. Mit  rund
40 000 konnten bislang allerdings erst weniger as die
Halfte der im Erganzungsumfang vorgesehenen Beorde-
rungsdienstposten fir Reservisten und Reservistinnen be-
setzt werden. Aus der Sicht des Bundesministeriums der
Verteidigung ist dasim Hinblick auf die ,richtige" Perso-
nalauswahl hinnehmbar. Zudem werde — so das Ministe-
rium — die Entwicklung auch von nicht vorhersehbaren
auReren Faktoren wie dem Freistellungsverhalten der Ar-
beitgeber und individuellen Entschel dungen der Reservis-
ten und Reservistinnen beeinflusst.

Rahmenbedingungen des Dienstes haben einen nicht zu
unterschatzenden Einfluss auf die Motivation von Reser-
visten. Das gilt beispielsweise fir die Unterbringung. Im
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Zuge der Uberpriifung der Eingabe eines Oberstleutnants
der Reserve teilte mir das Bundesministerium der Vertei-
digung mit, dass die den Wehriibenden amtlich bereitzu-
stellende Unterkunft , keinen Angemessenheits- und Zu-
mutbarkeitskriterien” unterliege. Dieser Zustand ist nicht
hinnehmbar. Deshalb begrii3e ich die bereits veranlasste
Prifung der Vorschriftenlage, die dazu fihren soll, dass
kunftig die fur die Unterbringung von Soldatinnen und
Soldaten geltenden Mal3stébe auch auf Wehriibende An-
wendung finden.

9.1

Im Berichtgahr nahmen insgesamt 1 495 Reservisten an
Auslandseinsétzen der Bundeswehr teil. Diese Reservis-
ten, die meist auf Grund besonderer Fahigkeiten oder be-
ruflicher Qualifikationen eingeplant werden, sind in der
Regel hoch motiviert und nehmen freiwillig einen be-
tréchtlichen organisatorischen Aufwand in Kauf, um ihr
berufliches und privates Umfeld auf ihre mehrmonatige
Abwesenheit einzustellen. Auch wenn der jeweilige Ein-
planungsvermerk den Hinweis enthélt, dass sich aus ihm
kein Rechtsanspruch auf einen tatséchlichen Einsatz und
die Einsatzdauer ergibt, verursachen insbesondere kurz-
fristige Absagen fir die Betroffenen nicht unerhebliche
Schwierigkeiten und fuhren zu versténdlichen Enttau-
schungen.

Reservisten in Auslandseinséatzen

Ein Beispiel:

Nach mehrmonatiger einsatzvorbereitender Ausbildung,
abgeschlossenen Impfungen und Sicherheitsiiberprifun-
gen erhielt eine Reservistin nur zwei Tage vor dem im
Heranziehungsbescheid genannten Dienstantrittstermin
telefonisch die Mitteilung, dass ihr Auslandseinsatz auf
Grund der Zusammenlegung zweier Dienstposten am
Einsatzort entfalle. Nachdem die Petentin sich an mich
und an mehrere andere Stellen gewandt hatte, wurde ihre
Ausplanung noch am selben Tag zuriickgenommen und
sie konnte drei Tage spéter a's geplant in das Einsatzland
verlegen. Vom Bundesministerium der Verteidigung
wurde mir erléautert, die Ausplanung sei durch eine kurz-
fristige Senkung der Mandatsobergrenze begriindet gewe-
sen. Spéter konnte durch eine formale Verschiebung von
Dienstposten im Einsatzland diese Mal3nahme wieder
riickgangig gemacht werden.

Bei alem Respekt fur die Planungsschwierigkeiten, die
sich aus zum Teil nicht zu beeinflussenden veranderten
Rahmenbedingungen ergeben, halte ich es fur win-
schenswert, wenn es aul3er in Fallen akuter Veranderun-
gen der Sicherheitslage eine zeitliche Untergrenze gabe,
ab der eine Einplanung als verlésslich angesehen werden
kann. Diese Anregung habe ich dem Bundesministerium
der Verteidigung bereits Ubermittelt.

Positiv hervorzuheben sind Bemilhungen, Reservisten bei
notwendig gewordenen kurzfristigen Ausplanungen so-
weit mdglich Ersatzangebote zu machen.

Zivile Mitarbeiter der Wehrverwaltung wandten sich mit
dem Vorwurf an mich, nicht tber die Konsequenzen auf-
geklart worden zu sein, s sieim Vorfeld ihres Auslands-
einsatzes auf einem Formblatt ankreuzen sollten, ob sie

auf den anteilméfligen Anspruch auf Erholungsurlaub im
Soldatenstatus verzichten wirden. Erst wéahrend der Aus-
landsverwendung hétten sie erfahren, dass dieser Um-
stand wegen des Wegfalls von Wehrsold und freier Heil-
fursorge mit erheblichen Nachteilen verbunden sai.
Dieses Verfahren wurde auf meine Intervention hin geén-
dert.

9.2 Uberprifung der Wehrdiensttauglichkeit

von Reservisten

Im Berichtgahr wandten sich mehrere Reservisten an
mich, die nach Feststellung einer voriibergehenden oder
grundsétzlichen Wehrdienstuntauglichkeit die Durchfih-
rung einer Uberpriifungsuntersuchung oder die Erteilung
einer Ausnahmegenehmigung wuinschten, um wieder
Wehriibungen leisten zu kdnnen.

Der &rztliche Dienst der Wehrersatzbehtrden fuhrte 2008
insgesamt 2 322 Uberprufungsuntersuchungen von Re-
servisten durch. Sofern gesundheitliche Beeintrachtigun-
gen zwingend zur Feststellung der Untauglichkeit fihren
und auch eine erneute Untersuchung kein anderes Ergeb-
nis erwarten lasst, verzichten die Wehrersatzbehérden in
der Regel darauf und entscheiden nach Aktenlage. In sol-
chen Fallen béte nur eine Ausnahmegenehmigung die
Maoglichkeit, an einer Wehriibung teil zunehmen.

Seit dem 9. Januar 2008 kann das Verfahren zur Erteilung
einer arztlichen Ausnahmegenehmigung von den Bestim-
mungen der Zentralen Dienstvorschrift 46/1 jedoch nur
durch die Truppe selbst eingeleitet werden, wenn gleich-
zeitig ein unabwendbarer Bedarf an der Beorderung oder
der Wehrdienstleistung des betreffenden Reservisten
nachgewiesen wird. Wird eine Ausnahmegenehmigung
erteilt, stellt diese nicht grundsédtzlich die Wehrdienstfé-
higkeit des Reservisten wieder her, sondern gilt ausdriick-
lich nur fur die konkret festgelegte Wehrdienstleistung
(BMVgWV | 5 Gz 24-07-07).

Diese Erlasslage ist offenbar unter Reservisten noch we-
nig bekannt und fihrt bei den Betroffenen zu Irritationen,
denen durch entsprechende Hinweise seitens der Wehr-
ersatzbehtrden begegnet werden kénnte.

Fir viele Reservisten ist es schwer nachvollziehbar, wenn
sie von den Wehrersatzbehdrden fir wehrdienstuntaug-
lich befunden werden, obwohl sie sich gesund fiihlen und
sportlich und beruflich leistungsfahig sind. Hier bedarf es
aus meiner Sicht eines sensiblen und unbiirokratischen
Umgangs mit den Betroffenen.

9.3 Zivil-Militarische Zusammenarbeit

Im Bereich der Zivil-Militérischen Zusammenarbeit
konnten inzwischen erste Praxiserfahrungen gesammelt
werden. Den Reservisten und Reservistinnen, die in der
»Pionierphase® noch bestehende Méngel mit grofRem
Engagement ausgleichen, gelten mein Dank und meine
Anerkennung. Erfreulicherweise sind nunmehr Fort-
schritte in wichtigen Fragen absehbar oder bereitsin Um-
setzung begriffen.
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Die Arbeit der in den Verbindungskommandos eingesetz-
ten Reservisten konnte durch die Nutzung moderner
Kommunikationsmittel erheblich erleichtert werden. Lei-
der war eine entsprechende Ausstattung bislang nur ein-
geschrénkt maoglich.

Nach Mitteilung des Bundesministeriums der Verteidi-
gung werden hinsichtlich der I T-Ausstattung der Verbin-
dungskommandos mit der Einrichtung eines Internetpor-
tals und der Ausgabe der zur Nutzung notwendigen
UMTS-Karten an vorerst 500 Beauftragte bis zum Ende
des 1. Quartals 2009 wesentliche Fortschritte erzielt.

Im Rahmen der Zivil-Militérischen Zusammenarbeit be-
schrénkt sich die Arbeit nicht nur auf den Einsatz im Ka-
tastrophenfall. Bereits im Vorfeld eines solchen Einsatzes
ergibt sich umfangreicher Abstimmungs- und Planungs-
bedarf. Zur Erfillung dieser Aufgaben ist die Ableistung
von Wehruibungen nicht das geeignete Mittel. Auch die
haufig praktizierten Dienstlichen Veranstaltungen sind
auf Grund der Vorlaufzeiten und der damit verbundenen
administrativen Erfordernisse letztlich nicht optimal.
Durch Verbesserung der IT-Ausstattung soll kunftig die
Beantragung der Zuziehung zu einer Dienstlichen Veran-
staltung beim zusténdigen Landeskommando formlos auf
elektronischem Weg méglich sein. Zusétzlich wird der
birokratische Aufwand durch den ab Januar 2009 vorge-
sehenen Fortfall der Rentenversicherungspflicht im Rah-
men von Dienstlichen Veranstaltungen verringert werden.

Die durch die hohe Zahl von Dienstlichen Veranstaltun-
gen entstehenden Arbeitszeiten werden bislang nicht als
Beforderungszeiten anerkannt. Durch eine Anderung der
Soldatenlaufbahnverordnung soll dies kiinftig ermdglicht
werden.

Der erhebliche, hdufig auch von zu Hause aus zu erbrin-
gende Arbeitsaufwand, insbesondere der Leiter und stell-
vertretenden Leiter der Verbindungskommandos, wird
bislang nicht vergltet. Das Bundesministerium der Ver-
teidigung pruft zurzeit, ob eine Honorierung der auf3er-
halb von Wehribungen und Dienstlichen Veranstaltungen
geleisteten Dienstzeit moglich ist.

9.4 Anderungen rentenrechtlicher

Regelungen fir Reservisten

Hinsichtlich der rentenrechtlichen Absicherung von Re-
servistinnen und Reservisten konnten auf Grund verschie-
dener Eingaben Verbesserungen erreicht werden. Zum ei-
nen betrifft dies die Gutschreibung von rentenrechtlichen
Zeiten und Beitrdgen zur Rentenversicherung fir
Selbststandige, die fur geleistete Wehribungen nur die
Erstattung von Mindestleistungen nach § 13 ¢ Unterhalts-
sicherungsgesetz in Anspruch nehmen. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung stellte auf Grund der Ein-
gabe eines Reservisten fest, dass hier jahrelang nicht
korrekt verfahren worden war. Daher wurde veranlasst,
dass in das Formblatt , Erklérung zur Rentenversiche-
rungspflicht bei Wehrdienstleistungen” die Regelung auf-
genommen wird, dass Selbststéndige kiinftig dem versi-
cherungspflichtigen Personenkreis zugeordnet werden.
Fur den Petenten wurde zudem die Rentenversicherung
auch fur die von ihm in der Vergangenheit geleisteten

Wehribungen durchgefihrt. Das Bundesministerium der
Verteidigung hat mir dazu mitgeteilt, dass auch andere
Betroffene mit einer rickwirkenden Schadlosstellung
rechnen kénnen, wenn sie sich an das Ministerium wen-
den.

Mit dem Inkrafttreten des Wehrrechtsanderungsgesetzes
vom 31. Juli 2008 wurde eine weitere rentenrechtliche
Benachteiligung von selbststandigen Reservisten, die
Mitglieder einer offentlich-rechtlichen Versicherungs-
und Versorgungseinrichtung sind, beseitigt. Diesen wur-
den hisher nach den Vorgaben der 88 10 und 14b des Ar-
beitsplatzschutzgesetzes nur fir einen Zeitraum von bis
zu sechs Wochen pro Jahr die Beitrége zur Alters- und
Hinterbliebenenversorgung an diese Einrichtung erstattet.
Bereitsim Jahr 2005 hatte sich ein Reservist in einer Ein-
gabe an mich dartber beklagt. Dain diesem Fall die be-
stehende gesetzliche Regelung korrekt angewendet wor-
den war, lieR sich die auch von mir unterstiitzte Anderung
nur durch eine Gesetzesreform bewirken. Aus diesem
Grunde habe ich die Eingabe seinerzeit an den Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundestages weitergeleitet.
Dies hatte eine gesetzliche Neuregelung zur Folge, mit
der die zeitliche Befristung der Erstattung von Beitréagen
zur Alters- und Hinterbliebenenversorgung aufgehoben
wurde.

10 Sanitatsdienst

Der anhaltende Spagat zwischen dem Primérauftrag der
Einsatzversorgung einerseits und der truppendrztlichen
Grundversorgung andererseits bereitet dem Sanitétsdienst
der Bundeswehr zunehmend erhebliche Probleme. In sai-
ner gegenwartigen Struktur wird er den veranderten
Herausforderungen und dem neuen Aufgabenprofil einer
Einsatzarmee nicht gerecht. Das gilt insbesondere im
Hinblick auf die personelle Ausstattung.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat im Be-
richtgahr bestétigt, dass die durch die viefétigen Ar-
beitshelastungen entstandenen personellen Vakanzen im
Sanitdtsdienst zu erheblichen Belastungen gefuhrt haben,
die nur sukzessive wieder reduziert werden kdnnen.

Offentliche Kritik an der sanitétsdienstlichen Versorgung,
der Ausbildung und den Arbeitsbedingungen im Einsatz
wurde im Berichtgahr erneut von betroffenen Sanitéts-
offizieren gedul3ert. Ich begrifde ausdriicklich, dass sich
die Flhrung des Sanitétsdienstes dieser Kritik gestellt und
sich dialogbereit gezeigt hat. Ungeachtet dessen hdre ich
in der Truppe immer wieder Klagen, dass Hinweise auf
Probleme und Erfahrungen von Fachleuten, die auf dem
Dienstweg gemeldet werden, nicht immer den Weg zu
den verantwortlichen Entscheidungstrégern finden. Das
ist zu bedauern, weil dadurch wichtiges Optimierungs-
potential ungenutzt bleibt.

10.1
10.1.1 Sanitatsoffiziere

Personalentwicklung

Die Nachwuchsgewinnung bei den Sanitdtsoffizieren
stitzt sich traditionell auf die Aushildung von Sanitéts-
offizieranwértern sowie die Gewinnung bereits appro-
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bierter Arzte al's Seiteneinsteiger. Sie wird zunehmend er-
schwert, weil das Gesundheitssystem in Deutschland
inzwischen allgemein unter einem erheblichen Arzteman-
gel leidet. Dieser Mangel ist zum einen auf den Riickgang
der Zahl der Medizinstudierenden und zum anderen auf
zahlreiche Abwanderungen von Arzten ins Ausland be-
ziehungsweise einen Wechsel in Managementpositionen
im Gesundheitswesen zuriickzuf iihren.

Dariiber hinaus hat das zivile Gesundheitssystem durch
verbesserte Tarifbedingungen sowie vielfétige auRerta
rifliche Verguinstigungen seine Attraktivitat fur &rztliches
Fachpersonal deutlich erhéht und dadurch gegentiber dem
Sanitétsdienst der Bundeswehr auf dem Arbeitsmarkt ei-
nen deutlichen Wettbewerbsvorteil gewonnen.

Vor diesem Hintergrund Uberrascht es nicht, dass sich der
Ruckgang des Bewerberaufkommens fir die Sanitétsoffi-
zierslaufbahn aus dem Jahr 2007 auch 2008 fortgesetzt
hat. Die Bewerberzahl der Sanitétsoffizieranwérter ging
erneut um 22 Prozent zuriick. Auch die auf Grund des er-
hohten Bedarfs fur die Einsdtze angestrebte Gewinnung
approbierter Seiteneinsteiger ist nach Auskunft des Mi-
nisteriums mangels Interesses stark rucklaufig. Dennoch
ist aus Sicht des Ministeriums das Verhdltnis von Bewer-
bern zu Einstellungen als Sanitétsoffizieranwarter mit 5:1
noch zufriedenstellend. Allerdings ist zu erwarten, dass
die demografische Entwicklung die Bewerbersituation
weiter verschlechtern wird. Welche qualitativen und
guantitativen Auswirkungen das haben wird, l&sst sich
zurzeit noch nicht sicher voraussagen.

Nicht nur die besseren Arbeitsbedingungen und die ho-
here Vergitung im zivilen Gesundheitswesen haben in-
zwischen zu einem gravierenden Attraktivitétsverlust des
Sanitétsdienstes gefuhrt. Nach den in den letzten Jahren
vor alem von den klinisch tatigen Arzten zunehmend be-
klagten hohen zeitlichen Belastungen sowie einem kaum
noch nachvollziehbaren Mal3 an zeitaufwendiger Biro-
kratie, die fir originare kurative Aufgaben immer weni-
ger Zeit lasst, haben auch die fehlende Planungssicherheit
im Rahmen der Sanitétsoffizierslaufbahn sowie die stén-
digen Abwesenheiten durch Auslandseinsétze zu einer
Verschérfung der Situation gefhrt.

Aus meiner Sicht ist die Motivation der Arzte in der Bun-
deswehr in erschreckendem Ausmal? , gekippt*. Rund
100 Offiziere haben dem Sanitétsdienst im vergangenen
Jahr durch einen rechtlich moglichen Wechsel in ein Be-
amtenverhaltnis oder durch Kiindigung den Riicken ge-
kehrt. Die Abwanderungsguote hat sich damit gegentiber
dem Vorjahr nahezu verzehnfacht. Die dadurch bedingten
Personalverluste wiegen umso schwerer, as grofitenteils
junge Sanitétsoffiziere die Bundeswehr verlassen haben.
Inwieweit diese ,Arzteflucht* durch die gesetzliche Er-
schwerung des Wechsels in ein Beamtenverhdltnis im
Rahmen des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes gestoppt
werden kann, wird die Zukunft erweisen.

Die deutlichen Anzeichen einer vermehrten ,inneren
Kundigung® von Sanitétsoffizieren geben Anlass zu
ernsthafter Sorge. Auch nach Einschétzung des Bundes-

ministeriums der Verteidigung ist der erforderliche Auf-
wuchs bei den Sanitétsoffizieren und damit die Einsatzf&
higkeit des Sanitétsdienstes gefahrdet. Bereits jetzt fehlen
dem Sanitétsdienst rund 430 Sanitétsoffiziere. Fir mich
stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage, wie ange-
sichts dieser Entwicklung die Attraktivitdt des Sanitéts-
dienstes aufrechterhalten beziehungsweise wieder ge-
wonnen werden kann.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat auf die kri-
tische Situation reagiert und zwischenzeitlich einige
schnell umsetzbare Malinahmen ergriffen. Namentlich
sind das Verbesserungen bei der Verwendungsplanung
von jungen Sanitétsoffizieren und die EinfUhrung einer
zunéchst auf sechs Jahre befristeten Stellenzulage von
pauschal 600 Euro pro Monat ab dem 1. Januar 2009 fur
alle Fachérzte und Rettungsmediziner.

Aus meiner Sicht reichen diese Verbesserungen nicht aus.
Weitere Mal3nahmen zur Steigerung der Attraktivitét des
Sanitdtsdienstes sind unumganglich. Neben ausreichen-
den Leistungsanreizen wird in diesem Zusammenhang
auch der familienfreundlichen Ausgestaltung der dienstli-
chen Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle zukom-
men. Darauf habe ich bereits im vorangegangenen Jahr
nicht zuletzt vor dem Hintergrund des steigenden Anteils
weiblicher Soldaten im Sanitétsdienst hingewiesen. Es
bleibt abzuwarten, welche konkreten Vorschldge die dazu
vom Bundesministerium der Verteidigung eingesetzte Ar-
beitsgruppe entwickelt.

Im Bereich der Sanitétsoffiziere ist der Frauenanteil be-
sonders hoch. 2008 waren 41 Prozent der Oberstabsérzte
und sogar 62 Prozent der Stabsérzte weiblich. Das hat
Auswirkungen auf die Personallage. So wird der Sanitéts-
dienst besonders durch familienbedingte Abwesenheiten
belastet. Angesichts der Uberwiegend weiblichen Sani-
tétsoffizieranwérter (circa 54 Prozent) und Sanitétsoffi-
Zierbewerber (circa 60 Prozent) wird sich dieser Trend
weiter verstérken. Hinzu kommt, dass vermehrt auch Sol-
daten als Véter Freistellung fir die Erziehung und Betreu-
ung ihrer Kinder in Anspruch nehmen.

Eine Verbesserung der arztlichen Prasenz vor Ort ist vor
diesem Hintergrund nur Gber eine Beriicksichtigung die-
ser Faktoren bei der zukinftigen Anpassung der Personal -
struktur gegebenenfalls im Rahmen einer Erhohung des
Dienstpostenumfangs méglich. Die dafir erforderlichen
Untersuchungen sind eingeleitet, werden nach Einschét-
zung des Ministeriums aber erst mittelfristig Wirkung
zeigen konnen.

Neben der Verbesserung der Rahmenbedingungen halte
ich eine Erhdhung der Zahl der Dienstposten im kurativen
Bereich des Sanitétsdienstes fir unumganglich. Dabei
wird nicht nur zu prifen sein, inwieweit administrative
Verwendungsbereiche in Kommandobehdrden zugunsten
kurativer Tétigkeiten fur Sanitétsoffiziere abgebaut wer-
den konnen, sondern auch, in welchem Umfang klinisch
tétige Arzte von den stetig zunehmenden Verwal tungsauf-
gaben entbunden werden kénnen.
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10.1.2 Sanitatsfeldwebel

Etwas besser als bei den Sanitétsoffizieren sieht die Per-
sonalentwicklung und -situation bel den Sanitétsfel dwe-
beln aus.

Der durch die Regenerations- und Ausbildungssteuerung
vorgegebene Personal zuwachs fiihrte bis zum Jahresende
2008 zu einem Besetzungsgrad von rund 82 Prozent.
Waéhrend bei einem kontinuierlichen weiteren Zuwachs
die Einnahme der fur das Jahr 2010 geplanten Ziel-
umfénge fir ausgewdhlte Verwendungen wie Rettungs-
assistenten, Krankenpfleger und Operationstechnische
Assistenten bereits 2009 gelingen kann, wird sich die Re-
generation pflegerischer Fachberufe mit besonders hohen
Ausbildungsanforderungen weiter verzégern, weil sie
eine langjéhrige Ausbildung mit zwischenzeitlichen Pra-
xisphasen voraussetzen. Insbesondere im Bereich der
Fachpflege, Anéasthesie und Intensivmedizin sowie im
Operationsdienst haben sich im Zusammenhang mit der
schnellen und nachhaltigen Verringerung des medizini-
schen Zivilpersonals um die Hélfte insbesondere in den
Bundeswehrkrankenhdusern bereits Engpésse ergeben,
die nachteilige Auswirkungen auf den taglichen Betrieb
haben.

Es ist damit zu rechnen, dass diese Engpéasse erst mittel-
fristig beseitigt werden kdnnen, weil dieses Personal auch
auf dem zivilen Arbeitsmarkt gesucht wird und trotz in-
tensiver und gezielter Werbung nur schwer gewonnen
werden kann.

Auch bei den Sanitétsfeldwebeln wirkt sich die Zunahme
weiblicher Soldaten auf die Personalsituation aus. Die
Quote weiblicher Unteroffiziere mit Portepee betragt
mittlerweile 36 Prozent, bel den Unteroffizieren ohne
Portepee bereits 72 Prozent.

10.1.3 Sanitatsdienstliches Hilfspersonal

In meinen Vorjahresberichten habe ich beschrieben, dass
der Sanitdtsdienst von der Entscheidung, das Zivilperso-
nal der Bundeswehr zu reduzieren, im besonderen Mal3e
betroffen worden ist. Diese Entwicklung hélt an. Durch
die unerwartet hohe Personalfluktuation nach Bekannt-
werden der Reduzierungsmal3nahmen und auf Grund der
Auswirkungen des voriibergehenden Einstellungsstopps
und der Nachbesetzungssperre sind vor allem beim hoch-
qualifizierten Assistenzpersonal in den Bundeswehrkran-
kenhdusern zum Tell erhebliche Engpésse entstanden, die
sich negativ auf den OP-Betrieb ausgewirkt haben.

10.2 Bundeswehrkrankenhauser

10.2.1 Ausrichtung der Bundeswehr-
krankenhauser auf den Einsatz

Im Zuge der Umstellung des Sanitdtsdienstes auf den
Vorrang der Einsatzversorgung mussten auch die Bundes-
wehrkrankenhduser neu ausgerichtet werden. Um die
Aus- und Weiterbildung sowie die Intbunghaltung des
Sanitatspersonals fur den Einsatz gewahrleisten zu kon-
nen, sind die Bundeswehrkrankenhduser auf ein uneinge-
schranktes Patientenspektrum, das heifdt auch auf zivile

Patienten angewiesen. lhr Anteil betrégt inzwischen je
nach Krankenhaus bis zu zwei Drittel des gesamten
Patientenaufkommens.

Die Behandlung ziviler Patienten setzt allerdings die Auf-
nahme der Bundeswehrkrankenh&user in die Landesbetten-
plane und ihre Einbindung in den kassenarztlichen Versor-
gungsauftrag voraus. Die Bundeswehrkrankenhéuser
ihrerseits missen sich den im zivilen Gesundheitswesen
geltenden Anforderungen an ein wirksames Krankenhaus-
informationssystem, Controlling, Qualitdtsmanagement
und Abrechnungssystem weiter stellen. Hierzu bedarf es
nach meinen Erkenntnissen einer Uber die bisher ergriffe-
nen Mal3nahmen hinausgehenden Optimierung der fir die
Bundeswehrkrankenhduser geltenden Fuhrungs- und Ver-
waltungsstrukturen. So haben sich nach mir vorliegenden
Erfahrungsberichten durch die Ausgliederung und Verla-
gerung der Krankenhausverwaltungen zu den Bundes-
wehrdienstleistungszentren Umfang und Qualitdt von
Serviceleistungen fir den Krankenhausbetrieb ver-
schlechtert.

Der in diesem Zusammenhang immer wieder gehérte
Hinweis, dass die neu ausgerichteten Bundeswehrkran-
kenhduser nicht mehr wie rein militdrische Dienststellen
gefihrt und verwaltet werden kdnnen, hat nach meinen
Erkenntnissen seine Berechtigung. Ich halte eine Verbes-
serung der Verwaltungsstruktur der Bundeswehrkranken-
héuser flr unabdingbar.

Die im Rahmen des Einsatzversorgungsauftrags von den
Bundeswehrkrankenhdusern geforderte Aus- und Weiter-
bildung der Sanitétsoffiziere setzt eine Erméachtigung der
zustandigen Fachéarzte zur Weiterbildung voraus. Sie wird
nur erteilt, wenn die von den Arztekammern dazu festge-
legten Voraussetzungen erfullt werden. Das war nicht
Uberall der Fall. Mangels ausreichender Weiterbildungs-
erméchtigungen musste ein Teil der &arztlichen Ausbil-
dung von Sanitétsoffizieren bereits auf zivile Kranken-
hauser verlagert werden.

10.2.2 Auswirkungen der Personalsituation auf
den Krankenhausbetrieb

Der Aufgabenzuwachs durch den vorrangigen Einsatzver-
sorgungsauftrag hat in den Bundeswehrkrankenhéusern zu
einer teilweise als besorgniserregend einzustufenden Be-
lastung des Klinikpersonals gefiihrt. Personalengpésse
sind in den letzten Jahren insbesonderein den einsatzrel e-
vanten Bereichen der Intensiv- und Rettungsmedizin so-
wie der Anésthesie aufgetreten. Betroffen sind sowohl
Arzte als auch Assistenzpersonal.

Ursachlich fir die Personalengpésse sind nicht nur Ein-
satzabstellungen, sondern zunehmend auch familienbe-
dingte Abwesenheiten und Weiterbildungsmal3nahmen
zur Erlangung der erforderlichen medizinischen Fachqua-
lifikation. Diese Liicke kann nach meiner Einschétzung
auch durch das Einsatzergdnzungspersona nicht ge-
schlossen werden. Eine weitere Ursache fur erhebliche
Vakanzen beim Pflegepersonal liegt im Abbau der zivilen
Stellen. Militérisches Pflegepersonal kann das abgewan-
derte Zivilpersonal auch mittelfristig noch nicht ersetzen.
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Die genannten Personalengpédsse haben weitreichende
Folgen fur den Krankenhausbetrieb. So mussten einzelne
Abteilungen mangels Personals ihre Ambulanz, Spét- und
Nachtdienste einschrénken. Dartiber hinaus mussten, wie
bereits in den Vorjahren, an nahezu alen Bundeswehr-
krankenhdusern Operationsséle vortbergehend, teilweise
auch langerfristig geschlossen werden mit der Folge, dass
geplante Eingriffe verschoben oder abgesagt werden muss-
ten. Einige Bundeswehrkrankenhauser greifen deshab zu-
nehmend auf Operationskapazitéten im zivilen Bereich zu-
rick. Diese miissen alerdings teuer , eingekauft” werden.
Bel entsprechendem Bedarf sind die Krankenhduser man-
gels ausreichender Behandlungskapazitéten auch gehalten,
einzelne Lestungen beispielsweise im Bereich der
Diagnostik an zivile Einrichtungen zu vergeben.

Betrachtet man die gegenwaértige kritische personelle Si-
tuation und ihre Auswirkungen auf den Krankenhausbe-
trieb, stellt sich fir mich die Frage, wie lange unter diesen
Voraussetzungen die jetzige Krankenhausstruktur mit ih-
rem kompakten medizinischen Versorgungsangebot noch
aufrecht erhalten werden kann. Mdglicherweise droht in
diesem Zusammenhang ein Expertise- und Imageverlust.

10.3 Truppenarztliche Versorgung

Lange Zeit galt die unentgeltliche truppenérztliche Ver-
sorgung als ein Qualitétsmerkmal des Sanitétsdienstes
und zugleich alsein wichtiger Attraktivitatsvorteil fir den
Soldatenberuf. Eine flachendeckende truppenérztliche
Grundversorgung mit eigenen Mitteln |&sst die einsatz-
orientierte Struktur des Sanitétsdienstes jedoch nicht
mehr zu. Vielmehr kann der Anspruch der truppenérztli-
chen Versorgung im Grundbetrieb seit Jahren nur durch
die Mitnutzung ziviler Kapazitdten erfiillt werden. Ur-
séchlich dafur sind im Wesentlichen ebenfalls Personal-
engpasse.

In den regionalen Sanitatseinrichtungen waren im Durch-
schnitt des Jahres 2008 rund 13 Prozent der Truppenarzt-
dienstposten langerfristig vakant. Die Tagesantrittsstarke
der Truppenérzte liegt seit einigen Jahren bei durch-
schnittlich 55 Prozent. Nur durch den zusétzlichen Ein-
satz von Sanitdtsoffizieren aus dem Einsatzerganzungs-
personal und von zivilen Vertragsdrzten konnte die
Tagesantrittsstérke auf dem Sollwert von 75 Prozent ge-
halten werden.

Die Einsdtze binden mit circa 5 Prozent nur einen ver-
gleichsweise geringen Teil der Truppenérzte. Anlésse wie
fachliche Weiterbildung, Mutterschutz, Elternzeit, Be-
treuungsurlaub und Teilzeitdienst sind inzwischen ur-
séchlich fur ein Drittel aller Abwesenheitstage der Trup-
pendrzte. Solange fur diese Engpésse keine Ldsungen
durch eine Anpassung der Personalstruktur gefunden
werden, beschranken sich Kompensationsmoglichkeiten
auf , ablauforganisatorische MalRhahmen*, Vertretung aus
Ubergeordneten Einrichtungen oder Nachbarstandorten
oder den Einsatz von Vertragsérzten. Dartiber hinaus ver-
ringerten die aktuelle Abwanderung von Arzten und die
schlechtere Bewerbersituation die Tagesantrittsstérke der
Truppenérzte, so dass auch deshalb vermehrt auf Ver-
tragsérzte zurtickgegriffen werden musste. Angesichts der

wenig attraktiven Vergitung ist alerdings damit zu rech-
nen, dass die Gewinnung von Vertragsarzten zukinftig
schwieriger werden wird.

10.4 Betriebséarztliche Versorgung der Truppe

Durch Umstrukturierungen im Rahmen der Transforma-
tion wurde seit 2007 im Betriebsérztlichen Dienst der An-
teil ziviler Stellen deutlich reduziert. Auf Grund des da-
durch bedingten Abgangs ziviler Leistungstréger ist eine
Versorgungsliicke in der Betriebsmedizin der Bundes-
wehr entstanden, die nach Einschézung des Sanitéts-
dienstes voraussichtlich erst im Laufe des nachsten Jahr-
zehnts geschlossen werden kann. Derzeit ist man in
diesem Bereich noch in erheblichem Umfang auf zivile
Vertragsl el stungen angewiesen. Um den vom Dienstherrn
auch im Einsatz zu garantierenden Arbeitsschutz optimal
sicherzustellen, muss der betriebsérztliche Personalkor-
per schnellstmdglich regeneriert werden.

10.5 Behandlungsméngel bei der sanitéats-
dienstlichen Versorgung

Die Anzahl der Eingaben, in denen die sanitétsdienstliche
Versorgung kritisiert wurde, bewegt sich auf dem Niveau
des Vorjahres. Bemangelt wurden Informations- und
Kommunikationsdefizite im Verhdltnis zwischen Arzt
und Patient, Fehler im Rahmen der &rztlichen Dokumen-
tation, vergebliche Anreisen zu Behandlungen wegen
nicht eingehaltener Terminvorgaben sowie vermeidbare
Verzégerungen der Behandlung und Uberlange Wartezei-
ten durch organisatorische Fehler oder unflexibles Patien-
tenmanagement. Den aufgetretenen Mangeln soll im Rah-
men eines verstarkten Qualitdtsmanagements begegnet
werden.

Neben organisatorischen Méngeln kommt es auch immer
wieder zu unndtigen Nachléssigkeiten und Fehlern bei
der Behandlung von Soldaten. Dazu drei Beispiele:

Ein Patient beklagte sich Uiber mangelnde arztliche Fur-
sorge im Rahmen einer umfangreichen kiefer- und oral-
chirurgischen Behandlung. Durch die Art und Dauer der
Behandlung — der Patient musste unter anderem eine Zeit
lang ohne Zahnersatz auskommen und konnte deshalb
keine feste Nahrung zu sich nehmen — fuhlte sich der Pe-
tent erheblich belastet und reagierte gereizt. Der behan-
delnde Arzt wies demgegentber darauf hin, ... wie
glucklich er (der Petent) sich schétzen konne, aus Bun-
desmitteln eine solch teure und hochwertige Arbeit zu be-
kommen"“. Der von mir eingeschaltete Flihrungsstab des
Sanitdtsdienstes beanstandete den in der Aussage liegen-
den Zynismus des Arztes wie auch die Unterlassung der
fachlich unumgénglichen Krankschreibung und der Ver-
ordnung geeigneter Kost. Der Arzt wurde durch die vor-
gesetzten Dienststellen entsprechend bel ehrt.

Ein anderer Patient beklagte sich Uber die Durchfiihrung
und das therapeutisch unbefriedigende Ergebnis einer
Augenoperation wegen Schielens. Der Fiihrungsstab des
Sanitatsdienstes kam nach Priifung des Falles zu dem Er-
gebnis, dass der im Hinblick auf die Verwendungsfahig-
keit und Ubernahme des Petenten zum Berufssoldaten
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durchgefuihrte Eingriff nicht erforderlich gewesen wére.
Ob dies dem Soldaten vor der Operation vermittelt wor-
den war, lie sich wegen des zwischenzeitlichen Aus-
scheidens des behandelnden Augenarztes aus dem Dienst
nicht mehr kléaren.

Nach einem é&rztlichen Eingriff im Bundeswehrkranken-
haus trat auf der Ruckfahrt zum Wohnort bei einem Sol-
daten eine as typische Komplikation zu bewertende
Blutung auf. Nach Auffassung des um Uberpriifung gebe-
tenen Fihrungsstabs des Sanitétsdienstes hétten sich in
Kenntnis der langen Fahrtstrecke sowohl die behandeln-
den Arzte im Krankenhaus als auch der Truppenarzt tber
Alternativen wie bel spiel sweise eine wohnortnahe Opera-
tion, die Bereitstellung eines Kraftfahrzeuges fir den
Rucktransport oder eine Verlangerung des stationdren
Aufenthalts Gedanken machen und entsprechende Vor-
sorge treffen missen.

Die vorgenannten Beispiele lassen es geboten erscheinen,
an dieser Stelle noch einmal an die ale behandelnden
Arzte treffende Fursorge- und Sorgfaltspflicht zu erin-
nern.

10.6 Einsatzbedingte psychische
Erkrankungen infolge von Stress-
belastungen und Traumatisierung

Der Problematik einsatzbedingter psychischer Erkran-
kungen durch Stressbelastung und Traumatisierung
musste ich im Berichtgahr besondere Aufmerksamkeit
schenken.

Bei den Erkrankungen wird unterschieden zwischen ein-
satzbedingten psychischen Stérungen, die durch die all-
gemeinen Stressbelastungen des Einsatzes entstanden
sind (zum Beispiel Anpassungsstérungen, Burn out, dep-
ressiven Reaktionen, Angsterkrankungen) und so genann-
ten posttraumatischen Belastungsstorungen (PTBS), die
an das Erleben extrem belastender Ereignisse gebunden
sind. Typisch fur die PTBS sind Symptome, wie zum Bei-
spiel Nervositét, Reizbarkeit, Schlafstérungen und sozia-
ler Riickzug, die nicht selten erst nach vielen Monaten,
gelegentlich auch erst nach Jahren auftreten. Aus dem
Krankheitshild einer PTBS kann sich zum Beispiel eine
Angstsymptomatik, eine Depression oder eine Suchtpro-
blematik entwickeln.

Im Blickpunkt der Wehrmedizin stehen insbesondere die
posttraumatischen Belastungsstorungen. Nach der Beur-
teilung des Bundesministeriums der Verteidigung liegt
die Zahl der im Zusammenhang mit einem Auslandsein-
satz erfassten psychischen Belastungsstérungen von rund
1 Prozent der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten ge-
genuiber anderen Armeen in Auslandseinsétzen noch im-
mer auf verhd@tnisméallig niedrigem Niveau. Allerdings
habe ich bereits in meinem vorigen Jahresbericht darauf
hingewiesen, dass die tatsachliche Zahl psychotrauma-
tisch erkrankter Soldaten auf Grund der hohen Dunkel zif-
fer um einiges hoher liegen durfte, weil viele Betroffene
aus verschiedenen Grinden versuchen, ihre traumati-
schen Erlebnisse ohne professionelle Hilfe zu bewéltigen.

Aber auch die offiziell gemeldeten Félle haben sich in
den letzten Jahren deutlich erhoht.

Die Zahl der traumatisiert von einem Auslandseinsatz zu-
riickgekehrten Soldaten ist in den vergangenen drei Jah-
ren von 83 im Jahre 2006 Uber 149 in 2007 bis auf 245 im
Berichtgahr, das heif3t um das Dreifache gestiegen. Al-
lein 226 Féalle wurden 2008 aus dem |SAF-Einsatz be-
kannt. Vieles deutet darauf hin, dass die drastisch ver-
schérfte Sicherheitslage in Afghanistan mit urséchlich for
die Zunahme der Belastungsstérungen ist.

Umfassende Hilfen fir traumatisierte Soldaten sind in der
Bundeswehr trotz der seit Jahren bestehenden zunehmen-
den Problematik aber erst im Aufbau.

Zum Umgang mit einsatzbedingtem Stress hat die Bun-
deswehr ein Konzept entwickelt, das Mal3nahmen im
Rahmen der Einsatzvorbereitung, der Einsatzbegleitung
und der Einsatznachbereitung umfasst. Bei der Umset-
zung dieses Konzeptes arbeiten der Sanitdtsdienst, der
Psychol ogische Dienst und der Sozialdienst der Bundes-
wehr sowie die Militérseelsorge und die Truppe in eéinem
so genannten psychosozialen Netzwerk zusammen. Die-
ses Netzwerk wéchst derzeit erst auf.

Das diesbeziigliche Betreuungsangebot muss hinreichend
bekannt sein, damit Betroffene wissen, was und von wem
sieim Notfall Hilfe erwarten kdnnen. Uber das psychoso-
ziale Netzwerk mit seinen Angeboten sollte nach meinen
Erkenntnissen noch stérker aufgeklart werden. Wichtig
dabel ist es, auch ehemalige Zeitsoldaten und Reservisten
zu erreichen, damit auch sie im Falle einer Erkrankung
einer entsprechenden Behandlung zugefihrt werden kén-
nen. Dartiber hinaus sollten im Bedarfsfall auch Fami-
lienangehorige in eine Behandlung eingebunden werden
kénnen. Von Betroffenen hore ich immer wieder diesen
Wunsch, well sie sich dadurch fir mich nachvollziehbar
eine wirkungsvollere Hilfe versprechen.

Fir Ratsuchende findet sich eine hilfreiche unabhangige
und neutrale Informationsgquelle Uber einsatzbedingte
Belastungsstorungen und ihre Behandlung bereits im In-
ternet. Unter der Adresse www.angriff-auf-die-seele.de
wurden auf private Initiative des Hauptfeldwebels Frank
Eggen sowie mit Unterstitzung des Oberfeldarztes
Dr. Peter Zimmermann aus dem Bundeswehrkrankenhaus
Berlin wichtige Informationen rund um das Thema ,, See-
lische Verwundungen“ zusammengestellt, die Antwort
auf die Frage geben, welche Anspriiche und Méglichkei-
ten esim Bedarfsfall gibt. Diese Initiative, die nach mei-
nen Informationen inzwischen von den Soldatinnen und
Soldaten sehr gut angenommen wird, ist ein eindrucks-
volles Beispiel einer wirkungsvollen Hilfe zur Selbst-
hilfe, das weitergehende Forderung verdient. Daher habe
ich gerne die Schirmherrschaft fur diese beispielgebende
ehrenamtliche Initiative Gbernommen.

Im Hinblick auf die gestiegenen Fallzahlen hat der Deut-
sche Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, die
Betreuung von PTBS-Betroffenen deutlich zu verbessern
und zu prifen, ob Versorgungsdefizite fir PTBS-Betrof-
fene und ihre Angehdrigen bestehen sowie dazu ein Mal3-
nahmenkonzept fur die Betreuung und Behandlung der
Betroffenen vorzulegen. In dem zugrundeliegenden An-
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trag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN und FDP werden im Einzelnen neben ei-
nem zusammengefassten Kompetenz- und Forschungs-
zentrum zur Behandlung psychosozialer Stérungen unter
anderem eine anonyme Hotline, eine zentrale Ansprech-
stelle und psychosozial e Beratungsangebote innerhalb der
Gesundheitsdienste der Bundeswehr fiir Betroffene und
deren Angehdrige gefordert. Auch soll die Zusammen-
arbeit von Bundeswehrkrankenhdusern, zivilen Spe-
zialkliniken und aliierten Sanitdtsdiensten intensiviert
werden. Schliefllich sollten Rickkehrer aus Einsdtzen
eine spezielle psychische Begutachtung erhalten und auch
nach ihrer Entlassung aus der Bundeswehr Unterstiitzung
bekommen kénnen. Diese Forderungen setzen auch aus
meiner Sicht die richtigen Akzente fUr die notwendigen
Verbesserungen bei der Prophylaxe und Versorgung von
traumatisierten Soldaten. Als ndchster Schritt miissen die
Forderungen des Parlaments jetzt schnell durch die Bun-
deswehr umgesetzt werden. Darauf werde auch ich mein
besonderes Augenmerk richten.

Nicht zu vernachldssigen sind neben den posttrau-
matischen Belastungsstérungen die einsatzbedingten psy-
chischen Stérungen, die hdufig ebenfalls eine Behand-
lung erfordern. Auch diese haben zugenommen. So haben
sich die Zahlen der erfassten psychischen Erkrankungen
bei Einsatzteilnehmern insgesamt (einschliefdlich PTBS)
seit 2006 mit 218 Félen Uber 2007 mit 305 Félen bis
2008 mit 419 Féalen um nahezu das Doppelte erhoht;
rund 360 Falle wurden im Berichtgahr alein aus dem
|SAF-Einsatz gemeldet. Auch diese Erkrankungen mis-
sen bel der Verbesserung der medizinisch-psychologi-
schen Versorgung der Einsatzteilnehmer berticksichtigt
werden.

Derzeit bestehen noch erhebliche Versorgungsdefizite,
weil die rund 40 Dienstposten fur Psychiater nur zur
Halfte besetzt sind. Handlungsbedarf sehe ich auch im
Hinblick auf eine umfassende Aufklérung Uber die
Krankheitsbilder und die bestehenden Préventions-, Bera
tungs- und Therapieangebote. Vor allem missen die Sol-
daten noch mehr fir Verhaltensauffélligkeiten sensibili-
siert werden, die sich nach einem Einsatz bemerkbar
machen konnen. Psychische Stérungen nach einem Aus-
landseinsatz sind in grof3en Teilen der Truppe leider noch
immer stigmatisiert.

Was die von mir bereits in friheren Jahresberichten als
notwendig angesprochene wehrmedizinische Forschung
im Bereich der Psychotraumatologie angeht, hat der In-
spekteur des Sanitdtsdienstes im Juni 2008 das For-
schungskonzept ,, Psychische Gesundheit” erlassen. Da-
nach soll die Forschung auf dem Gebiet der psychischen
Gesundheit im Zentralen Sanitdtsdienst der Bundeswehr
durch das Ingtitut fir Medizinischen Arbeits- und Um-
weltschutz der Bundeswehr — interdisziplindr und in Zu-
sammenarbeit mit den Fachabteilungen Psychiatrie an
den Bundeswehrkrankenhdusern — wahrgenommen wer-
den. Die Ressortforschung soll Konzepte und Mal3nah-
men zur Stérkung der psychischen Gesundheit und zur
Prévention psychischer Erkrankungen sowie zur Therapie

und Rehabilitation psychisch erkrankter Soldatinnen und
Soldaten optimieren.

Um die erforderliche Wirkung und Bedeutung zu erzie-
len, sollte das geforderte ,, Kompetenz- und Forschungs-
zentrum* nach meiner Uberzeugung als eigenstandige in-
terdisziplindre Forschungseinrichtung der Bundeswehr
auf dem Gebiet der Psychotraumatologie zur Begleitung
von Prophylaxe, Therapie, Begutachtung und Rehabilita-
tion bei psychischen Stérungen ausgestaltet werden und
samtliche Kompetenzen biindeln, die dazu bereits in der
Bundeswehr bestehen.

10.7 Arbeits- und Gesundheitsschutz

Auch die Bundeswehr muss als Arbeitgeber die gesetzli-
chen Bestimmungen des Arbeits- und Gesundheitsschut-
zes beachten. Zustdndig dafir sind grundsétzlich die
Vorgesetzten, die dabei vom arbeitsschutzrechtlichen
Fachpersonal, insbesondere den Fachkréften fir Arbeits-
sicherheit, den Betriebsérzten sowie den Strahlen- und
L aserschutzbeauftragten unterstiitzt werden.

Auf ein Problem aus dem Bereich des Arbeitsschutzes
machten mich zwei Fluglehrer der Heeresfliegerwaffen-
schule in Biickeburg aufmerksam. Sie beklagten sich tiber
anhaltende Ubelkeit, Schwindel, Sehstérungen und M-
digkeit im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit im Simula-
tor. Sie vermissten eine Untersuchung der Arbeitsbedin-
gungen im Simulator und deren Auswirkungen auf das
beteiligte Personal, insbesondere mdgliche Langzeitaus-
wirkungen auf den menschlichen Organismus.

Im Rahmen der Uberpriifung raumte das Bundesministe-
rium der Verteidigung Handlungsbedarf ein. Auf Grund
der Eingabe sollen nunmehr belastbare Daten lber die
auftretenden Symptome und deren mogliche Ursachen er-
hoben werden, um das Gefahrdungspotenzial abschétzen
und mdgliche Gegenmalinahmen einleiten zu kénnen.

Eine permanente arbeits- und flugmedizinische Beglei-
tung der Nutzung von Simulatoren erscheint mir aus Ar-
beitsschutz- und Firsorgegriinden sinnvoll und notwen-
dig.

10.8 Soziale Firsorge und Versorgung der
Soldatinnen und Soldaten

Die vom Sozialdienst der Bundeswehr geleistete Sozial-
arbeit in der Truppe und in den Bundeswehrkrankenhau-
sern sowie die Sozialberatung ist durch die Auslandsein-
sétze und den sich daraus ergebenden vielfaltigen Fragen
und Problemen fir die Einsatzteilnehmer und deren Fa-
milien noch wichtiger geworden. Nach meinen Erkennt-
nissen aus Dienststellenbesuchen und Eingaben erflllt
der Sozialdienst die an ihn gestellten Aufgaben mit gro-
3em Engagement und Erfolg — soweit er dazu personell in
der Lageist.

In meinem letztjdhrigen Jahresbericht habe ich darauf
hingewiesen, dass nur eine Anpassung des Personalkor-
pers an die gestiegenen Anforderungen die Qualitét des
Sozialdienstes weiterhin sicherstellen kann. In der Stel-
lungnahme hat das Bundesministerium der Verteidigung
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bestétigt, dass das gednderte Aufgabenspektrum der Bun-
deswehr erfordere, den bisherigen Leistungsumfang des
Sozialdienstes sowie Umfang und Daotierung der Perso-
nalausstattung kritisch zu prifen und an die gednderten
Gegebenheiten anzupassen. Das Ministerium hat dazu
eine Befragung durch das Sozialwissenschaftliche Institut
der Bundeswehr angekiindigt. Das Ergebnis dieser Prii-
fung bleibt abzuwarten.

Mit Einsatzteilnehmern, die 2007 durch einen Spreng-
stoffanschlag in Kabul betroffen waren, habe ich im Sep-
tember 2008 einen Erfahrungsaustausch zu ihrer personli-
chen Betreuungs- und Versorgungssituation gefuhrt.
Dabel wurde teilweise die personliche Betreuung durch
die Stammeinheit in Deutschland massiv kritisiert. Au-
Rerdem wurde beklagt, dass die Ehepartner nicht oder nur
unzureichend in die dienstliche Betreuung und &rztliche
beziehungsweise psychologische Behandlung eingebun-
den worden seien.

Zur Verbesserung der Betreuung Einsatzverletzter kbnnte
aus meiner Sicht auch eine Selbsthilfeinitiative durch Be-
troffene beitragen, die meine Unterstiitzung finden
wirde. Dass private uneigenniitzige Initiativen grof3e
Wirkung entfalten konnen, zeigt die neu gegriindete
,» Oberst-Schottler-Versehrten-Stiftung”, die in Notfallen
finanzielle Hilfeleistung fur im Einsatz Schwerverletzte
anbietet.

In der Truppe besteht auch Beratungs- und Betreuungsbe-
darf in Suchtfragen, insbesondere zum Thema Alkohal.
Dazu bietet die , Soldatenselbsthilfe gegen Sucht e.V.”
betroffenen Soldaten, deren Angehdrigen und Kameraden
im Rahmen des psychosozialen Netzwerkes gemeinsam
mit dem Sozialdienst der Bundeswehr, Truppenpsycholo-
gen, Truppenarzten und Seelsorgern kompetente Hilfe an.
Uber Féle von Alkoholmissbrauch und -abhéngigkeit
von Soldaten im Inland wie im Rahmen der Auslandsein-
sdtze wird mir immer wieder berichtet. Ich habe dazu ein
Gesprach mit dem Vorstand des Vereins ,, Soldatensel bst-
hilfe gegen Sucht e.V.“ gefiihrt, der in die Suchtbetreuung
eingebunden ist. Meine Gespréchspartner berichteten
Uber ihre Erfahrungen, dass der Alkoholkonsum zwar zu-
riickgehe, das Problem in der Truppe alerdings noch im-
mer teilweise bewusst nicht wahrgenommen beziehungs-
weise stigmatisiert werde. Gefordert wird ein offensiverer
Umgang sowie eine verbesserte Bewusstseinsbildung auf
allen militérischen Ebenen zu diesem Thema

Die Bildung von Netzwerken zu einer umfassenden Fur-
sorge und Unterstitzung wird im Bereich der Soldatenbe-
treuung immer wichtiger. Dies gilt besonders fir die An-
gehoérigen und Familien von Soldaten im Zusammenhang
mit Auslandseinsétzen. Erwdhnen mdchte ich an dieser
Stelle das ,,Forum fir Soldatenfamilien e.V.", das 2008
bereits sein 20jdhriges Bestehen feierte, und das Solda
tenfamilien-Netzwerk, die nicht zuletzt einen Erfahrungs-
austausch zwischen betroffenen Soldatenfamilien vermit-
teln.

Fur hinterbliebene Angehdrige im Dienst ums Leben ge-
kommener Soldatinnen und Soldaten wird im Rahmen
der Firsorge Uber den Soziadienst der Bundeswehr ein
»kommunikatives Netzwerk der Hilfe" angeboten, um ih-

nen maoglichst schnell und unbirokratisch Beistand und
Unterstiitzung leisten zu kdnnen. Hervorheben mdchte
ich in diesem Zusammenhang auch den , Frau zu Frau-
Online-Chat*, in dem sich Hinterbliebene in einem gesi-
cherten Chat-Raum austauschen kdnnen.

Danken mdchte ich wie in den Vorjahren allen Hilfsorga-
nisationen, wie dem Bundeswehr-Sozialwerk, der Heinz-
Volland-Stiftung, dem von Rohdich’schen Legatenfonds,
der Soldatentumor- und Unfallhilfe e.V. sowie dem Sol-
datenhilfswerk der Bundeswehr e.V., diein Not geratenen
Soldaten grof3ziigige und unbirokratische Unterstiitzung
gewdhren.

Dass Soldaten auch anderen helfen, habe ich in meinem
letzten Jahresbericht hervorgehoben. Mein Dank gilt auch
dieses Mal der Hilfe fiir Kinder im In- und Ausland zum
einen durch die Initiative deutscher Soldaten in dem Ver-
ein ,Lachen Helfen eV.“, sowie dem inzwischen seit
25 Jahren bestehenden Verein ,Die Bundeswehr hilft
Kindern in der Dritten Welt e.V.", aber auch den Solda-
ten, die sich fur die Kinderkrebshilfe engagiert und fir
ein grofes Spendenaufkommen gesorgt haben.

Im Hinblick auf die Versorgung von ehemaligen Soldatin-
nen und Soldaten halte ich eine Stérkung der privaten
Vorsorge fiir geboten. Die Soldaten auf Zeit sind die ein-
zige Berufsgruppe im offentlichen Dienst, die ohne Zu-
satzversorgung lediglich mit der Nachversicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung aus dem Dienstverhélt-
nis entlassen werden. Diesen eine zusétzliche Altersver-
sorgung zu ermdglichen, halte ich fr Gberlegenswert.

11 Selbsttotungen und Unglicksfalle mit
Todesfolge

Im Berichtgahr wurden 15 Todesfélle von Soldaten mit
Verdacht auf Selbsttétung gemeldet. Fast alle geschahen
im Inland und auf3erhalb des Dienstes. Ein Soldat nahm
sich im européischen Ausland das Leben, ebenfalls au-
ferhalb des Dienstes. Wie in den Vorjahren ist die Zahl
damit weiter zurtickgegangen. Noch im Jahr 2006 wurden
26 und im Jahr 2007 22 Félle gemel det.

Die Hintergriinde von Suiziden sind héufig nur schwer zu
ermitteln; die Motive bleiben oft unklar. Finden sich bei
den Ermittlungen Indizien fir ein Motiv, so deuten sie re-
gelméfdig auf Ursachen im privaten Umfeld des Verstor-
benen.

In Einzelfdllen traten zwar Spannungen und Probleme
auch im dienstlichen Bereich auf, ein urséchlicher Zu-
sammenhang mit der verlbten Selbsttétung konnte aber
nicht festgestellt werden. Die Betroffenen zeigten keine
Aufféalligkeiten im Dienst; Anzeichen fir eine Selbstto-
tungsabsicht hatte es nicht gegeben. Weder ein Vorgesetz-
ter noch die Kameraden hatten daher die Mdglichkeit,
rechtzeitig auf den Soldaten zuzugehen und erforderliche
Schritte zu veranlassen.

Im Berichtgahr ereigneten sich funf Ungllcksféle mit
Todesfolge im Dienst im Inland und zwei im Auslands-
einsatz.
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12 Wehrmedizinische Forschung tber die
kdrperliche Konstitution der Soldaten

Der Darstellung des teilweise besorgniserregenden Fit-
nesszustandes junger Soldaten hatte ich in meinem letzten
Jahresbericht breiten Raum gewidmet. Der Befund gilt
nach wie vor. Handlungsbedarf dazu wurde vom Bundes-
ministerium der Verteidigung bereits in der Stellung-
nahme zu meinem Bericht flr das Jahr 2006 eingerdumt.

Vor diesem Hintergrund halte ich die Forschungskoopera:
tionen des Sanitétsdienstes mit zivilen Partnern, unter an-
derem der Sporthochschule Kéln im Rahmen des so ge-
nannten ,Koblenzer Modells’, fir einen wichtigen
Beitrag, um dem gesellschaftlichen Problem zunehmen-
der gesundheitlicher Defizite junger Menschen gezielt
entgegenwirken zu konnen.

Dieser zivil-militérische Forschungsverbund soll insbe-
sondere fur die Bundeswehr ein wissenschaftlich basier-
tes , Gesundheits- und Fitnessportal” entwickeln und auf-
bauen. Dieses Vorhaben bedarf der Unterstiitzung. Es
konnte als Grundlage fur kunftige Mal3nahmen zu einer
umfassenden Gesunderhaltung unserer Soldatinnen und
Soldaten dienen. Uber den aktuellen Stand der Entwick-
lung in diesem Bereich habe ich mich bei meinem Besuch
in der Sportschule und dem Sportmedizinischen Institut
der Bundeswehr in Warendorf Anfang April 2008 infor-
miert.

13 Fitness und Sport

13.1 Fitness

Auf grof3e Resonanz stief3en meine Ausfihrungen zur Fit-
ness vieler Soldatinnen und Soldaten im Rahmen der Vor-
stellung meines letzten Jahresberichts. Gestiitzt auf eine
wissenschaftliche Studie der Sporthochschule Kéln, die
in Zusammenarbeit mit dem Zentralen Institut des Sani-
tétsdienstes der Bundeswehr in Koblenz erstellt worden
war, hatte ich meine Sorge zum teilweise bedenklichen
Fitnesszustand vieler Soldaten zum Ausdruck gebracht.
Der Studie zufolge waren damals 40 Prozent der 18- bis
29-jdhrigen Soldaten und damit mehr als im zivilen Be-
reich Ubergewichtig, 8,5 Prozent von ihnen sogar stark
Ubergewichtig. 21 Prozent der Befragten, und das bedeu-
tet mehr a's ein Fiinftel, bezeichneten sich a's Nichtsport-
ler. 70 Prozent der Soldaten gaben an, regelméliig zu rau-
chen. Ich habe damal s deutlich gemacht, dass es mir nicht
darum geht, mit dem ausgestreckten Finger auf unsere
Soldaten zu zeigen. Vielmehr wollte ich deutlich machen,
dass der passive Lebensstil, der auch in der zivilen Bevol-
kerung um sich greift, nicht vor der Bundeswehr halt ge-
macht hat. Ich habe damals dazu aufgerufen, dass eine an-
dere Einstellung zu Fragen des Sports und der Gesundheit
verbunden mit einer effektiven gesundheitlichen Aufkl&
rung mit professioneller wissenschaftlicher Begleitung
erreicht werden muss.

Man kann dartber diskutieren, wie stark die Ergebnisse
der Studie von den kurz dienenden Wehrpflichtigen be-
einflusst sind. Fest steht aber, dass der Sport ein wichtiger
Faktor in der Bundeswehr ist, nicht zuletzt auch zur Ge-
wéhrleistung einer mdglichst hohen Sicherheit und zum

Schutz der Soldaten. Die Verbesserung der Fitness unse-
rer Soldaten bleibt eine fortbestehende Herausforderung.

Das nunmehr aufgelegte Adipositas-Interventionspro-
gramm mit dem Sonderlehrgang , Sport & Adipositas
stellt dabel eine gute und langfristig angelegte Méglich-
keit fur betroffene (Zeit-)Soldaten dar, eine anhaltende
Gewichtsreduktion und eine verbesserte korperliche Leis-
tungsfahigkeit durch Anderung ihrer Lebensgewohnhei-
ten zu erreichen. Hier wird gezielt ein aktiver Beitrag zur
Verbesserung der Fitness in der Truppe geleistet. Das ist
grundsétzlich positiv zu werten. Die Lehrgangskapazitéat
ist — aus meiner Sicht — mit 50 Soldaten pro Jahr recht
knapp bemessen, doch fungieren die Teilnehmer nach
Lehrgangsende in ihren Einheiten als Multiplikatoren und
konnen ihre Erfahrungen und das Erlernte an andere Ka-
meraden weitergeben.

Letztendlich stehen aber neben dem Dienstherrn und den
Vorgesetzten ale Soldaten auch personlich in der Verant-
wortung, wenn es darum geht, die eigene Fitness zu ver-
bessern oder zu erhalten. Das enthebt Erstgenannte aber
nicht ihrer Pflicht, hierfir die entsprechenden Vorausset-
zungen zu schaffen. Darauf wird im folgenden Abschnitt
einzugehen sein.

13.2 Sportausbildung und Infrastruktur

Die Rahmenbedingungen fur die Mdoglichkeiten der
Sportausbildung haben sich auch im Jahr 2008 wenig ge-
andert. Bei den meisten meiner Truppenbesuche wurde
das Thema ,, Sport* kritisch angesprochen. Noch immer
beklagen die Soldaten, dass aus unterschiedlichen Grin-
den zu wenig Zeit fur die Sportausbildung bleibe oder die
dafiir notwendige Infrastruktur mangel haft sei.

Bei einem Besuch in Potsdam wurde mir berichtet, dass
zur Sportaushildung zwar die Sportanlagen einer in der
Nahe befindlichen weiteren Kaserne genutzt werden
koénnten, dass aber unter Berlicksichtung des Hin- und
Rickweges oft nicht mehr as 30 Minuten zur sportlichen
Betétigung zur Verfligung stiinden.

In der Uckermark-Kaserne in Prenzlau miissen die Solda-
ten zur Durchfihrung der Schwimmausbildung circa
45 km zur néchsten kommunalen Schwimmhalle zuriick-
legen. Die Umsetzung dieses einen Aushildungsvorha-
bens nimmt so mehr als einen halben Tag in Anspruch.
Zeit fur andere Ausbildungsvorhaben geht auf diese
Weise verloren.

In der Offizierschule der Luftwaffe in Firstenfeldbruck
verfligt die Bundeswehr zwar Uber eine eigene Schwimm-
halle, kann diese aber nur eingeschrénkt nutzen, weil fur
deren Betrieb lediglich ein Schwimmmeister zur Verfu-
gung steht.

Auch durch Erfordernisse des téglichen Dienstbetriebes
kommt der Sport nach wie vor zu kurz. Bei der Abwé-
gung zwischen der Erledigung der ,,normalen” Dienstge-
schéfte und sportlicher Ertlichtigung wird Ersterem durch
die Soldaten oftmals Vorrang eingerdumt. Das schlechte
Gewissen gilt noch immer eher den unerledigten Akten-
stapeln auf dem Schreibtisch als der eigenen korperlichen
L eistungsfahigkeit.
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Auch wurden wiederholt Beschwerden hinsichtlich des
Zustandes der Sportinfrastruktur sowie bezlglich der
Ausstattung mit Sportgerdten vorgebracht. So missen
zum Teil mangelhafte Sportgerdte genutzt werden, um
Uberhaupt Sport treiben zu kénnen.

In der Wilhelmstein-Kaserne in Neustadt am Ribenberge
stehen flr circa 1 500 Soldaten zwei Sporthallen zur Ver-
flgung, von denen eine jedoch stark sanierungsbedurftig
ist, so dass die Kapazitéaten fir die Sportausbildung nicht
ausreichen. Ebenso wurde dort der Zustand der vorhande-
nen Fitnessgerate bemangelt.

Defizite dieser Art werden mir des Ofteren vorgetragen.
Nicht nur im Inland, auch bei meinen Truppenbesuchen
in den Einsatzgebieten werde ich auf dhnliche Zustande
angesprochen. An dieser Stelle muss man sich vor Augen
flhren, dass dem Sport im Auslandseinsatz als einem der
wichtigsten Punkte zur sinnvollen Gestaltung der knapp
bemessenen Freizeit eine besondere Bedeutung zu-
kommt. Misssténde entfalten hier eine weitaus stérkere
Wirkung.

An dieser Stelle miissen nun die Soldaten ihre Vorgesetz-
ten und diese den Dienstherrn in die Pflicht nehmen. Auf-
gabe der Vorgesetzten ist es, durch die entsprechende
Gestaltung des Dienstplanes und die Vorhaltung der not-
wendigen Infrastruktur die entscheidenden Voraussetzun-
gen fur den Dienstsport zu schaffen. Der Dienstherr muss
die dazu erforderlichen Mittel bereitstellen, denn die Sol-
datinnen und Soldaten sind und bleiben die wichtigste
Ressource der Bundeswehr.

13.3 Spitzensport

Die Bundeswehr ist einer der groften Forderer des Hoch-
leistungssports in Deutschland. Bei den Olympischen
Spielen 2008 in Peking gewannen die Soldatinnen und
Soldaten der Sportférdergruppen der Bundeswehr insge-
samt 15 von 41 deutschen Medaillen (5 Gold-, 2 Silber-
und 8 Bronzemedaillen) und trugen damit wesentlich zum
ausgezeichneten 5. Platz in der Nationenwertung bei. Zu
diesem grofZartigen Erfolg gratuliere ich auch an dieser
Stelle allen Soldaten der Sportférdergruppen ganz herz-
lich.

Nicht zuletzt durch die Sportfoérderung der Bundeswehr
konnten unsere Sportler ihre internationale Spitzenposi-
tion verteidigen. Alle leistungssportorientierten Spitzen-
verbande des Deutschen Olympischen Sportbundes profi-
tieren von der Spitzensportférderung der Bundeswehr.
Aus diesem Grunde, aber auch as Ansporn fir die Kame-
radinnen und Kameraden, ist es wichtig, dass die Bundes-
wehr als Forderer des Sportsin der Offentlichkeit wesent-
lich stérker wahrgenommen wird.

Im zuriickliegenden Berichtsahr meldete die Presse, dass
eine namhafte Radsportlerin und Sportsoldatin, die dem
Bund Deutscher Radfahrer angehort, mit einer Geldstrafe
von 2 000 Schweizer Franken belegt wurde, weil sie bei
der Siegerehrung einen Bundeswehrsticker trug. Die
Sportlerin hatte bei den Bahn-Radweltmeisterschaften
2007 in Manchester im Teamsprint die Bronzemedaille
gewonnen. Begriindet wurde die Sanktion mit den Regeln
des Internationalen Radsportverbandes, die keine weitere

als die genehmigte Werbung auf den Trikots der Sportler
zuliefen.

Hier besteht meines Erachtens Handlungsbedarf. Nach
meinen Erfahrungen aus Gesprachen mit Sportsoldaten,
unter anderem bei einem gemeinsamen Truppenbesuch
der Sportfordergruppe Sonthofen mit dem Vorsitzenden
des Sportausschusses des Deutschen Bundestages,
Dr. Peter Danckert, am 10. Juli 2008, mdchte die Mehr-
heit auch bei Wettkampfen — das heif}t in der Offentlich-
keit — als Soldaten wahrgenommen werden. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung erwartet von den Sportlern
und Sportlerinnen, das Logo im Rahmen der Wettkampf-
regularien zu tragen. Ich wiinschte mir, dass der Dienst-
geber hier noch weiter geht und im Einvernehmen mit
den Sportverbanden fur eine eindeutige Regelung im
Sinne der Sportsoldaten sorgt. Die Bundeswehr sollte
auch ein Eigeninteresse daran haben, als einer der grofiten
Forderer des Sports in unserem Land, oOffentlich, das
heifd, letztlich natiirlich auch bel Siegerehrungen, in Er-
scheinung zu treten.

14 Infrastruktur

Die notwendige Verbesserung der Infrastruktur stellt die
Bundeswehr immer noch vor erhebliche Probleme. Es
fehlt nicht nur an Geld, die Umsetzung der erforderlichen
Sanierungs- und Neubaumal3nahmen stof3t insbesondere
an planerische Grenzen. Darlber hinaus wirft die ge-
plante Ubergabe aller Bundeswehrliegenschaften an die
Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben (BImA) Fragen
nach der zukinftigen Zustandigkeit fir die Verwaltung
und Bewirtschaftung der Gebaude auf, die dringender
Antworten bedurfen.

14.1 Stand der Sanierungsplanung

Bereits im Jahresbericht 2006 hatte ich auf teilweise un-
tragbare bauliche Zusténde in den Bundeswehrkasernen
insbesondere in den alten Bundesldndern hingewiesen.

Um die festgestellten Méngel abzustellen, hat das Bun-
desministerium der Verteidigung die Schwerpunkte im
Bereich der geplanten Infrastrukturmal3hahmen neu ge-
setzt und die beschleunigte Sanierung der Kasernen im
Wege des Sonderprogramms 43 , Sanierung Kasernen
West* angeordnet. Das Programm sieht im Rahmen der
Fortschreibung einen identifizierten Gesamtbedarf von
circa 1 000 investiven Baumal3nahmen mit einem Finanz-
volumen von 1,3 Mrd. Euro vor, von dem in den Jahren
2008 bis 2011 ein Betrag von 720 Mio. Euro umgesetzt
werden soll. Nach den Planungen waren davon bis Ende
2008 376 Malnahmen mit einem Gesamtvolumen von
327 Mio. Euro im Bau. Zur weiteren Finanzierung des
Sonderprogramms ist fiir 2009 ein Bauvolumen von rund
180 Mio Euro eingeplant. Durch das Sonderprogramm
konnten bereits erkennbare Fortschritte bei der Sanierung
der Unterkiinfte erzielt werden. Davon konnte ich mich
bei meinen zahlreichen Truppenbesuchen Uberzeugen.

Mit dem Sonderprogramm alein kénnen die Infrastruk-
turdefizite insgesamt jedoch nicht behoben werden. Man-
gels ausreichender Haushaltsmittel missen bereits jetzt
andere notwendige und geplante Bauvorhaben zuriickge-
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stellt beziehungsweise Instandhatungs- und Instandset-
zungsmal3nahmen wegen Kirzung der Bauunterhaltungs-
mittel aufgeschoben werden. Es ist deshalb zu begriifzen,
dass durch das Konjunkturprogramm Il fur die Jahre 2009
und 2010 zusétzliche 250 Mio. Euro flr Sanierungsmal3-
nahmen in der Bundeswehr zur Verfligung gestellt werden.

Der Zeitplan der Umsetzung des Sonderprogramms wird
allerdings durch Kapazitatsgrenzen der Landesbaubehor-
den beschrankt, die auf die verstarkte Bautdtigkeit der
Bundeswehr personell nicht eingerichtet sind. Teilweise
miissen deshalb private Planungsbiiros in die Bauauftrége
eingebunden werden. Zwar haben die Lander bei den Pla-
nungsleistungen die Mdéglichkeit der Schwerpunktset-
zung und einer landerlibergreifenden Bauplanung; diese
M oglichkeiten werden bedauerlicherweise jedoch nur un-
zureichend genutzt.

Infrastruktureller Mehrbedarf auf Grund der Unterbrin-
gung zusétzlicher Grundwehrdienstleistender in Ausbil-
dungseinheiten schrénkt die wegen Standortschlief3ungen
ohnehin nur geringen , Springerkapazitdten, das sind
Zwischenunterkiinfte fir die Zeit von Baumal3en an Un-
terkunftsgebduden, und damit die Mdglichkeiten zur
schnelleren Umsetzung von Sanierungsmal3nahmen in
Truppenunterkiinften zudem ein. Zur generellen Verfig-
barkeit von , Springerkapazitdten“ hat das Bundesminis-
terium der Verteidigung 2008 ein Gesamtkonzept fur die
»Zwischenunterbringung zur Umsetzung des Sonderpro-
gramms Sanierung Kasernen West* gebilligt, das weitere
Maglichkeiten zur Schaffung von ,, Springerkapazitaten®,
etwa durch htéhere Belegung des nutzbaren Bestandes
oder Rickmietung von Unterkunftsgebduden schaffen
soll. Dadurch konnten die , Springerkapazitaten“ bereits
erhoht werden.

Im Berichtgahr hat das Bundesministerium der Verteidi-
gung ferner der Einfihrung eines neuen Unterbringungs-
standards zugestimmt, der den Anforderungen einer zeit-
gemélen Unterbringung unterkunftspflichtiger Soldaten
Rechnung tragen soll. Das 1989 aufgelegte Programm
.Kaserne 2000" zur Verbesserung des Unterkunftsstan-
dards war im November 1993 auf Grund hoher Kosten und
geringer Akzeptanz in der Truppe eingestellt worden. Die
Pilotprojekte hatten gezeigt, dass die Ausbildungserforder-
nisse und sozialen Aspekte zumindest bei der Grundaushil-
dung auch kiinftig eine Unterbringung im bisherigen Kom-
paniestandard (vier beziehungsweise sechs Soldaten pro
Unterkunft mit Sammelsanitdranlagen) erforderten. Der
neue Unterkunftsstandard ist deshalb auch nicht fir die
Grundaushildung vorgesehen; er orientiert sich weitgehend
am so genannten ,, Schulstandard” fur Lehrgangsteilneh-
mer, in dem je zwei Unterkunftsrdume mit einer gemein-
sam zu nutzenden Nasszelle eine Wohneinheit bilden. Da-
raus ergibt sich ein Flachenmehrbedarf von circa 30 bis
40 Prozent. Die Kosten fur diesen Fléchenbedarf werden
auf circa 800 Mio. Euro beziffert.

Nach Auskunft des Bundesministeriums der Verteidigung
soll die Umsetzung des neuen Unterkunftsstandards mit
den geplanten Sanierungs- beziehungswei se Neubaumal3-
nahmen gekoppelt werden. Um Verzdgerungen bei der
Umsetzung des Sonderprogramms ,, Sanierung Kasernen
West" zu vermeiden, soll die Umsetzung des neuen Un-

terkunftsstandards aber erst ab Ende 2010 beginnen. Die
Verzahnung dieses Vorhabens mit dem Sonderprogramm
bedeutet gegebenenfalls die Inkaufnahme einer zeitlichen
Streckung des Sonderprogramms tiber 2011 hinaus.

Die eingeleiteten Mafdnahmen zur Verbesserung der In-
frastruktur und des Unterkunftsstandards sind in jeder
Hinsicht zu begriRen. Angesichts des Uber Jahre aufge-
laufenen Sanierungsstaus und der zunehmenden Bedeu-
tung eines zeitgeméalen dienstlichen Umfeldes fur die
Attraktivitét der Bundeswehr konnen dies jedoch nur
erste Schritte sein, denen weitere folgen missen. Insbe-
sondere muss die langfristige Finanzierung der Mal3nah-
men gesichert sein, ohne dass dies zu Lasten anderer
wichtiger Vorhaben im Bereich der Bundeswehr geht.

Auch die verwaltungsinternen Abléufe und Verfahren im
Infrastrukturbereich bieten noch zahireiche Beschleu-
nigungspotentiale, wie das von mir initiierte Exper-
tengespréch in meiner Dienststelle mit Fachleuten der
Liegenschaftsverwaltung aus dem Bundesministerium
der Verteidigung und der Truppe im November 2008 ge-
zeigt hat. So wurde deutlich, dass sowohl bei der Be-
darfsermittlung durch die militérischen Bedarfstrager als
auch bei der Baudurchfiihrung und -begleitung durch die
Wehrverwaltung und die Landesbauverwaltungen bislang
kaum Verbesserungen beim Ablauf erreicht worden sind,
so dass weiterhin durch vermeidbare Verzdgerungen vor
allem wegen fehlenden Qualitédtsmanagements zum Tell
hohe Verfahrensaufzeiten bis zur Fertigstellung einer
Baumafdnahme entstehen. In Einzelféllen wurde von mili-
térischen Bedarfstréagern auch beklagt, dass keine ord-
nungsgemal3e Abnahme einer fertigen Baumal3nahme er-
folge. Ein wesentlicher Grund fehlender Uberpriifung am
Bau ist der teilweise massive Abbau des Fachpersonals
im Liegenschaftsbereich sowohl in der Wehrverwaltung
als auch in den Landesbauverwaltungen.

Bereits in meinem vorigen Jahresbericht habe ich darauf
hingewiesen, dass fir eine zligige Umsetzung der Bau-
malnahmen die Anhebung der Kostenobergrenze der
»Kleinen Baumaldnahmen" auf tiber 1 Mio. Euro sinnvall
wére, well ,,Kleine Baumalinahmen®, die Uber die Halfte
aller Baumalinahmen ausmachen, weniger verwaltungs-
und zeitaufwendig sind sowie einen geringeren ressort-
Ubergreifenden Abstimmungsprozess erfordern. In diesem
Sinne wurde im Rahmen des Konjunkturprogramms 11 die
Kostenobergrenze fur Kleine Baumal3hahmen fir die
Jahre 2009 und 2010 von 1 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro
angehoben. Dies bedeutet fir die betroffenen Baumal3-
nahmen eine mehrmonatige Zeitersparnis.

In dem von mir in meinem Bericht 2007 erwahnten
»1deenwettbewerb Facility Management fir Liegenschaf-
ten der Bundeswehr* zur Erarbeitung eines privatwirt-
schaftlichen Kooperationsmodells sind inzwischen vier
Konzepte pramiert worden. Die aus dem Wettbewerb ge-
wonnenen Erkenntnisse wurden in das beim Bundeswehr-
dienstleistungszentrum Koln laufende Modernisierungs-
projekt ,Optimierung des Facility Managements'
integriert. Uber die Fortschritte lasse ich mich unterrichten.
Die Umsetzung des 2006 eingefuhrten so genannten ,, Be-

treiber-Nutzer-Modells* verlauft planmaf3ig. Fir alle mi-
litérischen Liegenschaften mit Sachausgaben von mehr
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als 100 000 Euro p. a. werden Uberlassungsvereinbarun-
gen zwischen den Bundeswehrdienstlei stungszentren und
den Kasernenkommandanten geschlossen. Ziel ist es,
durch ein optimiertes Fléachen- und Betriebsmanagement
in Kooperation und gemeinsamer Verantwortung von Be-
treiber und Nutzer die Kosten im Liegenschaftsbetrieb zu
reduzieren. Durch eine umfassende Transparenz bei den
beanspruchten Fléchen, der fir den Betrieb der Gebaude
und Einrichtungen erforderlichen Leistungen sowie der
dadurch verbrauchten Ressourcen soll eine Sensibilisie-
rung fur die verursachten Kosten erreicht werden. Um
eine Vergleichbarkeit der Kosten zu erreichen, wird ange-
strebt, jedes Gebdude mit Z&hleinrichtungen fur alle
Verbrauchsmedien auszustatten und so durch jahrliche
Zahlenvergleiche Mangel und Verbesserungspotential
aufzuzeigen. Kritisch wird allerdings von Seiten der
Liegenschaftsverwaltung darauf hingewiesen, dass der
birokratische Aufwand durch die zahlreichen Uberlas-
sungsvereinbarungen zunimmt und insbesondere bei den
Objektmanagern ein qualitatives Personalproblem be-
steht.

Weitere Probleme im Infrastrukturbereich kénnten sich
durch die Ubertragung der Bundeswehrliegenschaften auf
die neugeschaffene Bundesanstalt fiir Immobilienaufga-
ben ergeben; dies wird jedenfalls zu wesentlichen Ande-
rungen in der Zustandigkeit und in den Arbeitsabléufen
des Infrastrukturmanagements fihren. Nach derzeitigem
Verhandlungsstand zwischen dem Bundesministerium der
Verteidigung und der Bundesanstalt fiir Immobilienaufga
ben soll der Liegenschaftsbetrieb einschliefflich des tech-
nischen und infrastrukturellen Gebaudemanagements
weiterhin durch die Bundeswehr wahrgenommen werden,
die Planung und Steuerung des laufenden Bauunterhalts
jedoch durch die Bundesanstalt, was die Dispositionsbe-
fugnis Uber die hierfir notwendigen Finanzmittel ein-
schliefd. Ungekléart im vorgesehenen , Vermieter-Mieter-
Modell* (Vermieter ist die Bundesanstalt, Mieter die
Bundeswehr) sind die Mieththe fir die Bundeswehrlie-
genschaften, die an die Einschétzung des Mietwertes der
einzelnen Liegenschaften gekoppelt ist, sowie die kiinfti-
gen Ansédtze fur den laufenden Bauunterhalt durch die
Bundesanstalt. Nach Auffassung des Ministeriums muss
der von der laufenden Bauunterhaltung getrennt zu hal-
tende, auf den Liegenschaften der Bundeswehr lastende
Instandhaltungsstau zunéchst belastbar quantifiziert wer-
den, bevor dessen Finanzierung und Abwicklung in An-
griff genommen werden kann. Ich erwarte in diesem
Zusammenhang eine Ldsung, die die Belange der Bun-
deswehr ausreichend berlicksichtigt und ihr hinreichen-
den Einfluss und Entscheidungsméglichkeiten im tagli-
chen Infrastrukturmanagement beldsst. Ich sehe die
Gefahr, dass eine Steuerung durch die BImA als aul3er-
halb der Bundeswehr stehender Organisation, die sich im
Ubrigen vorrangig an privatwirtschaftlichen Grundsitzen
orientiert, den Bedurfnissen der Bundeswehr nicht hinrei-
chend gerecht wird.

14.2 Konkrete Infrastrukturméangel

Auch im Berichtsjahr 2008 war eine Vielzahl von Einga-
ben zu Infrastrukturmangeln zu verzeichnen, von denen
nur eine kleine Auswahl wiedergegeben wird.

Ein Soldat des Zentralen Instituts des Sanitétsdienstes der
Bundeswehr in Koblenz beanstandete den inakzeptablen
Zustand der Sanitéranlagen in seinem Unterkunftsge-
baude in der Rhein-Kaserne. Wie Fotos belegten und
auch die vom Bundesministerium der Verteidigung ange-
forderte Stellungnahme bestétigte, befindet sich das
Unterkunftsgebaude insgesamt in einem schlechten allge-
meinen Zustand. Die Toiletten sind veraltet und verschlis-
sen, die FuRbdden und Waschbecken verféarbt, verkalkt
und in Teilen nicht mehr funktionsfahig. Die Abwasser-
kandle im gesamten Gebaude befinden sich in einem
schlechten Zustand. In den umgebauten Duschen kommt
es haufig zu Wasseransammlungen des Duschwassers.
Zwar wurde die Sanierung der Sanitdranlagen bereits
2006 auf der Prioritétenliste der Sanierungsmal3nahmen
an erster Stelle aufgefuhrt. Fehlende Haushaltsmittel so-
wie eine moglicherweise anstehende Umstrukturierung
beim Zentralingtitut fihrten jedoch dazu, dass die Sanie-
rung zuriickgestellt wurde. Erst nachdem Ende 2007 die
weitere Nutzung des Gebdudes zu Unterkunftszwecken
feststand, wurden fur die Renovierung der Sanitéranlagen
120 000 Euro zugewiesen sowie fur eine Grundinstand-
setzung der Ubrigen Gebaudeteile fir 2009 im Rahmen
des Sonderprogramms ,Sanierung Kasernen West"
800 000 Euro in Aussicht gestellt. Aus einem neun Mo-
nate spater angeforderten Bericht ergab sich jedoch, dass
zwar aus Mitteln des Bauunterhalts erste Sofortmal3nah-
men in den Sanitérbereichen durchgefiihrt wurden, die
Grundinstandsetzung des restlichen Gebaudes im Rah-
men des Sonderprogramms auf Grund erneuter Unsicher-
heiten Uber die kiinftige Nutzung des Gebaudes aber wie-
der zurlickgestellt wurde.

Angesichts der vom Petenten vorgebrachten Mangel, die
auch nach Aussage des Ministeriums aus hygienischer
Sicht a's &uRerst bedenklich einzustufen waren, sind die
immer wiederkehrenden Verzdgerungen auf Grund von
Planungsunsicherheiten den betroffenen Soldaten kaum
Zu vermitteln.

Bereits 2007 hatten Soldaten der Magjor-Karl-Plagge-
Kaserne in Darmstadt beanstandet, dass die Duschen im
Unterkunftsgebdude 001 héufig wegen Legionellen-
befalls ausfielen und im Ubrigen nur unregelméfdig war-
mes Wasser lieferten. Zum Duschen mussten sich die Sol-
daten deshalb in ein mehrere hundert Meter entferntes
Gebaude begeben. Das Bundesministerium der Verteidi-
gung fuhrte dazu in seiner ersten Stellungnahme aus, dass
es seit vier Jahren in dem Gebaude immer wieder zur Ver-
keimung des Trinkwassers gekommen sei und seit Ende
2006 zusétzlich Probleme bei der zentralen Warmwasser-
versorgung aufgetreten seien. Da eingel eitete Sofortmal3-
nahmen in der Vergangenheit keinen dauerhaften Erfolg
gebracht hétten, sei die zustandige Bauverwaltung im
Frihjahr 2007 beauftragt worden, zentrale HeiRwasser-
speicher einzubauen. Mit der Durchfuhrung der Mal3-
nahme habe im Oktober 2007 begonnen werden sollen,
um spétestens zum Ende des Jahres 2007 keimfreies, war-
mes Wasser zur Verfiigung zu haben. Die Soldaten, denen
dieser Sachverhalt mitgeteilt wurde, beanstandeten je-
doch Anfang 2008, dass das Problem immer noch nicht
gel6st sei. Das Bundesministerium der Verteidigung musste
einrdumen, dass technische Probleme zu entsprechenden
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Verzoégerungen gefiihrt hatten. Es teilte mit, dass bis zum
Abschluss der Sanierungsarbeiten im Gebdude 001 Ende
April 2008 die Sanitdranlagen im Gebdude 115 benutzt
werden sollten. Im November des Berichtgahres meldeten
mir die betroffenen Soldaten, dass esimmer noch zur Ver-
keimung des Wassers komme und sie seit Ende Juli mit
zwei vor dem Gebaude aufgestellten Duschcontainern vor-
lieb nehmen miissten, die sich im Ubrigen in einem &ul3erst
ungepflegten Zustand befanden. Von einer Ubergangslo-
sung, wie sie zunéchst fir sechs Wochen angekiindigt wor-
den sei, kdnne nicht mehr gesprochen werden. Das Bun-
desministerium der Verteidigung meldete erst Ende 2008
den Abschluss der Bauarbeiten und berichtete, dass das
Gebaude wieder ohne Einschrankungen nutzbar sei. Der
Vorgang ist leider beispielhaft fir die hdufigen Verzégerun-
gen bei Bauvorhaben im Bereich der Bundeswehr und
zeigt, dass auf zeitliche Planvorgaben oft wenig Verlassist.

Klagen wegen fehlender Netzwerkanbindungen in den
Unterkinften habe ich sowohl bei meinen Truppenbesu-
chen als auch in Eingaben zur Kenntnis nehmen miissen.
Die Ausstattung von Liegenschaften mit Kommunika
tions- und Informationstechnik wird im Allgemeinen
Umdruck 150 (GMIF) geregelt. Danach kdnnen Fernseh-
und Rundfunkanschllisse in Betreuungseinrichtungen und
Unterkunften bereitgestellt werden. Zudem konnen seit
Anfang 2006 neben der Mdglichkeit, in Einzelunterkunf-
ten durch privaten Vertrag mit einem 6ffentlichen Tele-
fonnetzbetreiber einen Tel efonprivatanschluss schalten zu
lassen, Unterkiinfte auch mit Internetanschllissen ausge-
stattet werden. Auf Grund der Verpflichtung zum wirt-
schaftlichen Umgang mit Haushaltsmitteln soll jedoch die
Ausstattung der Unterkunftsgebaude mit Fernseh-, Rund-
funk-, Telefon- und Internetanschltissen nur im Rahmen
von anstehenden Sanierungs- beziehungsweise Neubau-
vorhaben umgesetzt werden. Dies bedeutet nach Aus-
kunft des Ministeriums, dass eine fléchendeckende Ein-
fUhrung der Anschliisse erst langfristig, das heifdt, in den
néchsten Jahrzehnten erreicht werden kann. Sofern je-
doch Anbieter bereit sind, Unterkunftsgebaude mit einem
eigenen Fernmeldekabel anzubinden, besteht grundsétz-
lich die Mdglichkeit, auch in Unterkiinften ohne dienst-
lich bereitgestellte Hausverkabelung einen Telefon-
anschluss zu beantragen. Ein solcher Anschluss fur
private Zwecke kann nur bis zur Qualitét ,ISDN* bereit-
gestellt werden. Die Genehmigung privater Breitband-
anschlisse ist wegen der absehbaren Beeintréchtigung
der dienstlichen Nutzung in den vorhandenen IT-Liegen-
schaftsnetzen der Bundeswehr derzeit grundsétzlich nicht
mdglich. Die dienstliche IT-Vernetzung von Unterkiinften
gehdrt im Ubrigen nicht zum gegenwértigen Leistungs-
umfang des Projekts HERKULES.

Es ist zu bedauern, dass in den Unterkiinften auf abseh-
bare Zeit flachendeckend noch keine modernen IT-An-
schlussméglichkeiten eingerichtet werden kdnnen. Dies
wére auf Grund der Betreuungs- und Fursorgepflicht des
Dienstherrn sowie hinsichtlich der Attraktivitét des
Dienstes in der Bundeswehr dringend geboten. Die Ein-
richtung von , Internet-Cafes* in Betreuungseinrichtun-
gen kann dieses Defizit nicht beheben.

Bel Truppenbesuchen und Gesprachen mit Soldatinnen
und Soldaten habe ich ferner immer wieder die Klage ge-

hért, dass in Truppenunterkiinften keine Gemeinschafts-
raume mehr vorhanden seien. Nach meiner Information
sollen auch nach dem neuen Unterkunftsstandard Uber-
wiegend nur noch reine Unterkunftsgebaude ohne Funk-
tionsraume entstehen. Der Wegfall der Gemeinschafts-
rédume sollte im Interesse der unterkunftspflichtigen
Soldatinnen und Soldaten Uberdacht werden. Der wich-
tige Gemeinschaftsgedanke in der Truppe darf alsein we-
sentliches Element der Inneren Fuhrung auf keinen Fall
aufs Spiel gesetzt werden.

14.3 Pendlerunterkiinfte

Auch in diesem Berichtgahr beanstandeten nicht unter-
kunftspflichtige Soldaten, dass ihnen die bisher gegen
Entgelt eingerdumte M 6glichkeit zum Wohnen in der Ge-
mei nschaftsunterkunft entzogen wurde. Nach Vollendung
des 25. Lebengjahres entféllt fr Soldaten bekanntlich die
Verpflichtung zum Wohnen in der Gemeinschaftsunter-
kunft. Thnen kann jedoch, ohne Rechtsanspruch, die Er-
laubnis zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft
nach Maligabe freier Kapazitéten erteilt werden. Insbe-
sondere Pendler nutzen diese Méglichkeit. Trennungs-
geldberechtigte Soldaten werden dabei bevorzugt beriick-
sichtigt, weil ihnen im Fale der Ablehnung eines
entsprechenden Antrages ein erhohtes Trennungsgeld be-
ziehungsweise ein Mietkostenzuschuss zustlinde.

Seit einiger Zeit mussen nicht unterkunftspflichtige Sol-
daten vermehrt mit einem Widerruf der Unterkunfts-
erlaubnis rechnen. Urs&achlich dafir sind knapper wer-
dende Unterbringungskapazitéten auf Grund der erhdhten
Zahl von Einberufungen, Standortschlief3ungen oder lau-
fender Renovierungsmal3nahmen. Der Widerruf bringt fir
die betroffenen Soldaten erhebliche Probleme mit sich.
Mietwohnungen auRerhalb der Kaserne sind regelméiig
wesentlich teurer. Dartber hinaus fehlt es an einigen
Standorten iberhaupt an einem entsprechenden Angebot
an Wohnungen auf dem privaten Wohnungsmarkt.

Das Bundesministerium der Verteidigung wies in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass dem betroffenen Perso-
nenkreis nach den geltenden Bestimmungen kein An-
spruch auf Unterbringung in der Kaserne zustehe und da-
mit auch der Einsatz von Haushaltsmitteln zur Schaffung
zusétzlicher Unterkiinfte unzuléssig sei.

Angesichts dieser Rechtslage wird derzeit gepriift, ob und
inwieweit im Rahmen einer , Offentlichen Privaten Part-
nerschaft* durch die Nutzung privaten Kapitals zusétzli-
che Pendlerunterkiinfte fir Soldaten zu akzeptablen Prei-
sen bereitgestellt werden konnen. Pilotprojekte dazu
laufen an den Standorten Augustdorf, Firstenfeldbruck,
Laupheim, Mittenwald, Seedorf, Volkach und Weil3en-
fels.

Die g.eb.b. ist mit der Durchfiihrung der Pilotprojekte
beauftragt. Sie hat dazu verschiedene Geschéftsmodelle
in Kooperation mit der Wirtschaft entwickelt. Gesucht
werden private Investoren und Betreiber, die allerdings
eine gesicherte Kalkulation erwarten. Es gibt zum Bei-
spiel Uberlegungen, fir Pendler Wohnungen mit Mehr-
personenbelegung anzubieten oder Pendlerunterkiinfte
und Unterkiinfte fur Dienstreisende zusammenzulegen.
Am welitesten fortgeschritten sind die Projekte in August-



Drucksache 16/12200

—54—

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

dorf und Laupheim. Uber das Stadium der Vorbereitung
von Interessenbekundungsverfahren sind die Projekte al-
lerdings noch nicht hinausgekommen. Lediglich in Au-
gustdorf liegen, wie mir aus der Truppe berichtet wurde,
auf Grund der Initiative eines privaten Investors konkrete
Vorschlage zur Instandsetzung eines Gebaudes aul3erhalb
der Kaserne vor.

Ingesamt habe ich den Eindruck, dass die Pilotprojekte
nicht mit dem nétigen Nachdruck verfolgt werden. Das
ist zu bedauern. Zahlreiche Eingaben von Betroffenen be-
legen die Dringlichkeit des Problems. Angesichts der mit
dem Pendeln verbundenen erheblichen zeitlichen, finan-
ziellen und nicht zuletzt personlichen Belastungen fir die
Soldatinnen und Soldaten missen tragféhige Ldsungen
gefunden werden. Soldaten, die in Wohnwagen vor der
Kaserne oder auf Feldbetten in ihrem eigenen Dienstzim-
mer Ubernachten, sind keine Werbung fur die Bundes-
wehr. Gerade im Hinblick auf die Verbesserung der
Attraktivitdt des Dienstes muss die Pendlerproblematik
schnell geldst werden.

15 Besoldung

Im vorangegangenen Jahresbericht habe ich Uber das im
Oktober 2007 von der Bundesregierung auf den Weg ge-
brachte Gesetz zur Neuordnung und Modernisierung des
Bundesdienstrechts, kurz Dienstrechtsneuordnungsge-
setz (DNeuG), berichtet. Mit dem am 11. Februar 2009
verkiindeten Gesetz werden die geltenden Regelungen fur
Status, Besoldung und Versorgung der Beamten, Richter
und Soldaten im Bundesbereich neu gefasst und fortentwi-
ckelt. Das DNeuG enthdlt eine Vielzahl von Regelungen,
die zu hdchst unterschiedlichen Zeitpunkten, teilweise
rickwirkend zum 1. Januar 2007 (Familienzuschlag), teil-
weise erst zum 1. Juli 2010 (Auslandsbesoldung) in Kraft
treten. Im Besoldungsrecht werden die Grundgehaltsta-
bellen mit Wirkung vom 1. Juli 2009 neu gefasst. Die
Hohe der Besoldung orientiert sich kiinftig nicht mehr am
Lebensalter (Besoldungsdienstalter), sondern an berufli-
chen Erfahrungszeiten (Erfahrungsstufen). Zum 1. Juli
2009 wird auch die jahrliche Sonderzahlung in das
Grundgehalt mit eingebaut, mit der Folge, dass dieser Be-
soldungsanteil kinftig an Besoldungserhthungen teil-
nimmt. Im Versorgungsrecht betreffen die Neuregelungen
vor alem die schrittweise Anhebung des Pensionseintritt-
salters. Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens hat der
urspriingliche Entwurf eine Vielzahl von Anderungen er-
fahren, mit denen auch den Besonderheiten des Soldaten-
berufes insbesondere im Besoldungs- und Versorgungs-
recht Rechnung getragen werden sollte. Insoweit konnten
einige wesentliche Verbesserungen fir die Soldatinnen
und Soldaten erzielt werden. Die urspriinglich vorgese-
hene Kiirzung der Eingangsstufe um 10 Prozent ist entfal-
len, die zur Kompensation der Vorteile dieser Regelungen
vorgesehene Verlangerung der Stufenlaufzeiten ab der
Stufe 4 beziehungsweise dem Erreichen der Besoldungs-
gruppe A 8 um 18 Monate wurde auf 12 Monate reduziert.
Ausscheidende Soldaten auf Zeit, die in eine Laufbahn als
Bundesbheamte eintreten, werden in die gleiche Stufe ein-
gruppiert, die sie bereits a's Soldat erreicht hatten.

Im Rahmen des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes wird
auch ein Teil des im Jahresbericht dargestellten Attrakti-

vitétsprogramms fir die Spezialkréfte (Kommando Spe-
zialkréfte und Kampfschwimmer) endlich umgesetzt.
Zum Ausgleich der besonderen Belastungen dieser
Dienste und zur Verbesserung der Nachwuchsgewinnung
wird ein Prdmiensystem eingefuhrt, das nach Abschluss
des Eingangstests 3000 Euro, nach Bestehen des Aus-
wahlverfahrens 10 000 Euro und fir jedes Jahr der Ver-
wendung Uber eine Mindeststehzeit von sechs Jahren
hinaus 5 000 Euro vorsient. Dieses Prémiensystem ist zu-
néchst auf sechs Jahre befristet. Durch eine Anderung zur
Erschwerniszulagenverordnung wurde bereits rickwir-
kend zum 1. Januar 2008 eine Zulage fir die Spezial-
kréfte in Hohe von monatlich 900 Euro eingefuhrt.

Auf Betreiben des Bundesministeriums der Verteidigung
wurde im Dienstrechtsneuordnungsgesetz  kurzfristig
noch die Gewédhrung von Zulagen geregelt, die die
»Abwanderung“ von Sanitétsarzten und Piloten aus der
Bundeswehr stoppen sollen. Mit dem laut Gesetzesbe-
grindung vorgegebenen Ziel, fir bestimmte Mangelqua-
lifikationen bei Arzten und Piloten einen zusitzlichen
Anreiz zu schaffen und eine erhdhte Verantwortung abzu-
gelten, wird zundchst auf sechs Jahre befristet fir Ge-
bietsérzte, die als Fachédrzte verwendet werden, sowie
dienstlich verpflichtete Rettungs- und Notfallmediziner
eine Zulage in Hohe von 600 Euro eingefthrt; fur Piloten
der Transportflieger der Luftwaffe in der Funktion eines
Kommandanten wird die bestehende Fliegerzulage auf
586 Euro erhdht und — nach Einarbeitung des Weih-
nachtsgeldes in die Besoldungstabellen ab 1. Juli 2009 —
ebenfalls 600 Euro betragen. Diese Zulagen stellen je-
doch wegen ihrer Begrenzung auf Fachérzte, Rettungs-
und Notfallmediziner sowie auf Luftfahrzeugkomman-
danten der Luftwaffe fur alle nicht begiinstigten Sanitéts-
arzte und L uftfahrzeugkommandanten eine sachlich nicht
mehr vermittelbare Ungleichbehandlung dar. So gilt die
Zulage zum Beispiel nicht fir Zahnarzte, vorausgesetzt
sie haben keine Doppelapprobation und auch nicht fir
Apotheker und Veterindre, obwohl diese ebenfalls an
Auslandseinsétzen teilnehmen. Gleiches gilt fur Luftfahr-
zeugkommandanten auf3erhalb der Luftwaffe. Diese Un-
gleichbehandlung wirkt sich in mehrfacher Hinsicht de-
motivierend aus. Die Truppe ist wie kaum eine andere
Berufsgruppe auf Kameradschaft und Teamgeist ange-
wiesen. Mich hat zwischenzeitlich eine grof3e Anzahl von
Eingaben erreicht, insbesondere von Luftfahrzeugbesat-
zungsmitgliedern, die diese Ungleichbehandlung als ,,un-
Uberlegten  Schnellschuss®  kritisieren.  Diese, nur
bestimmte Soldatengruppen beglinstigende Zulagenrege-
lung kann meines Erachtens nur der erste Schritt sein,
dem ein Bundel von Verbesserungsmal3nahmen folgen
muss.

15.1 Versteuerung der Ubergangsbeihilfe

Zeitsoldaten haben nach dem Ende ihrer Dienstzeit einen
Anspruch auf eine Ubergangsbeihilfe, deren Hohe von
der Verpflichtungszeit abhangt und ihnen neben den Leis-
tungen aus der Berufsforderung die Eingliederung in den
zivilberuflichen Bereich erleichtern soll. Bis 1999 galt fur
diese Ubergangsbeihilfe Steuerfreiheit, ab 1999 galt ein
Steuerfreibetrag von 24 000 DM (12 271 Euro), ab dem
1. Januar 2004 von 10 800 Euro.
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Mit dem ,, Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofort-
programm“ vom 22. Dezember 2005 wurde der Steuer-
freibetrag zum 1. Januar 2006 abgeschafft. Dabel war zu-
néchst ein sofortiger Wegfall des Steuerfreibetrages
geplant. Durch koordinierte Bemuhungen, die von mir
unterstiitzt wurden, gelang es, eine Ubergangsregelung
einzuftihren, nach der Zeitsoldaten, die vor dem 1. Januar
2006 ernannt worden waren und denen die Ubergangsbei-
hilfe bis zum 31. Dezember 2008 ausgezahlt wurde, wei-
terhin Uber den Steuerfreibetrag von 10 800 Euro verflig-
ten. Fur spéter fallig werdende Ubergangsbeihilfen sollte
dieser begrenzte Steuerfreibetrag entfallen, so dass selbst
Soldaten, die sich vor dem Inkrafttreten der neuen Rege-
lung verpflichtet haben und zu diesem Zeitpunkt noch
von ener teilweise steuerfreien Auszahlung der Uber-
gangsbeihilfe ausgegangen sind, bis zu 10 800 Euro zu-
sdtzlich hétten versteuern missen. Davon waren circa
75 000 Zeitsol daten betroffen.

Der Verlust von mehreren Tausend Euro war den betrof-
fenen Soldaten, die ohnehin in den letzten Jahren vielfél-
tige Kirzungen hinnehmen mussten, nicht mehr zu ver-
mitteln. Ich begrifle deshalb ausdriicklich, dass der
Deutsche Bundestag nunmehr im Jahresteuergesetz 2009
festgelegt hat, dass fur ale Zeitsoldaten, die vor dem
1. Januar 2006 in die Bundeswehr eingetreten sind, deren
Dienstzeitende aber nach dem 31. Dezember 2008 liegt,
weiterhin der Steuerfreibetrag gilt. Zeitsoldaten, die nach
dem 1. Januar 2006 ihr Dienstverhétnis begriindet haben,
missen allerdings kinftig auf einen Steuerfreibetrag ver-
zichten.

15.2 Erstattung von Taxikosten bei
Familienheimfahrten

In mehreren Eingaben beanstandeten Grundwehrdienst-
leistende, die bei der Rickreise aus dem Wochenendur-
laub zur Kaserne wegen Zugverspatungen den letzten An-
schlusszug verpasst hatten, dass ihnen im Gegensatz zu
anderen Bahnreisenden kein Anspruch auf Erstattung der
Taxikosten fir die restliche Fahrt zur Kaserne zustiinde.
Soldaten hétten daher vereinzelt in Bahnhdfen Ubernach-
tet, wobel sie insoweit auf das Entgegenkommen der
Bahnaufsicht angewiesen gewesen seien.

Grundwehrdienstleistende erhalten fur die Wochenend-
heimfahrten einen Bahnberechtigungsausweis, mit dem
sie beliebig oft die Strecke zwischen der Kaserne und ih-
rem Wohnort — jeweils bezogen auf die néchsten Bahn-
hofe — zurlicklegen kdnnen. Daritiber hinaus wird ihnen
bei Vorlage des Berechtigungsausweises fur sonstige
Fahrten im Tarifgebiet der Deutschen Bahn ein Preis
nachlass von 25 v. H. gewéhrt. Das Bundesministerium
der Verteidigung rechnet die bei der Befdrderung der
Wehrpflichtigen der Bahn entstehenden Kosten nicht in-
dividuell ab, sondern entrichtet einen Pauschalpreis. Um
angesichts der Haushaltdage die Kosten hierfir mog-
lichst gering zu halten, ist bei Aushandlung des Pauschal-
preises auf die ansonsten Ublichen Entschadigungs
anspriiche bei Verspdtungen fir die Wehrpflichtigen
verzichtet worden.

Nunmehr hat das Bundesministerium der Verteidigung
angeordnet, dassin Fallen, in denen wegen Zugverspétun-

gen oder Zugausfdlen der Dienstort nicht beziehungsweise
nicht zeitgerecht oder der Wohnort nicht bis 24.00 Uhr er-
reicht werden kann, die notwendig entstandenen Kosten fir
ein Taxi oder eine Unterkunft bis zur Hohe von 100 Euro bei
Vorlage einer Rechnung/Quittung sowie einer Betdtigung
der Deutschen Bahn AG im Rahmen der Reisebelhilfe er-
stattet werden. Dies gilt auch dann, wenn die fahrplanmaldig
letzte Zugverbindung in Anspruch genommen wird.

Diese grof3zuigige Neuregelung ist im Interesse der betrof-
fenen Soldaten ausdriicklich zu begruZen.

15.3 Erhebung von Mietkautionen bei
Bundesmietwohnungen

Bundeseigene Mietwohnungen, die an Bundesbediens-
tete, unter anderem auch Soldaten, vermietet werden, sind
auf die Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben Uberge-
gangen. Diese verfiigte im Juni 2006, dass kiinftig entge-
gen der bisherigen Regelung fur die Wohnungen eine
Mietkaution in Hohe von drel Monatsnettomieten zu er-
heben sei.

Das Bundesministerium der Verteidigung und das Bundes-
ministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, das
fur grundsétzliche Fragen der Wohnungsfiirsorge zusténdig
ist, kritisierten die Erhebung einer Mietkaution. Sie argu-
mentierten, gerade die Soldaten der unteren Einkommens-
gruppen, die héufig umziehen mussten, wirden durch die
Erhebung einer Mietkaution benachteiligt. Im Ubrigen ver-
flgten Bundeshedienstete Uber ein festes Einkommen, auf
das der Bund als Vermieter bel MietauRenstdnden leicht
zurtickgreifen kdnne. Wenn bei Bundesdarl ehenswohnun-
gen, das heif% Wohnungen privater Vermieter, die mit Bun-
desdarlehen geférdert werden und fir die dem Bund zum
Ausgleich ein vorrangiges Besetzungsrecht zusteht, durch
Gesetz beziehungsweise Vertrag die Erhebung einer Miet-
kaution ausgeschlossen sei, sei es nicht nachvollziehbar,
dass der Bund, wenn er direkt oder Uber die BImA als Ei-
gentimer auftrete, nunmehr eine Kaution erhebe.

Die BImA lehnte mit Hinwels auf eine entsprechende
Verfahrenspraxis in der Privatwirtschaft und mdgliche
Nachteile im VerduRerungsfall eine Ricknahme ihrer
Weisung ab. Das vom Bundesministerium der Verteidi-
gung und vom Bundesministerium fir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung eingeschaltete Bundesministerium der
Finanzen, das fir die Fachaufsicht Uber die BImA zustén-
dig ist, sah keinen Anlass, die Erhebung von Kautionen
zu beanstanden, weil die BImA ein eigenverantwortli-
ches, betriebswirtschaftlich zu fihrendes und auf finan-
zielle Ergebnisverantwortung ausgerichtetes Unterneh-
men sei und die Maldnahme deshalb vertretbar und
aufsichtlich nicht zu beanstanden sei.

Der Vorgang zeigt, dass der Ubergang von Aufgaben der
Wohnungsfirsorge auf die BImA zu einer Verschlechte-
rung fur die betroffenen Soldaten gefihrt hat. Die Verla-
gerung von Fursorgeaufgaben des Dienstherrn, die bisher
von den Ministerien und ihrem nachgeordneten Bereich
wahrgenommen wurden, auf eigensténdige Bundesanstal-
ten, die sich as privatwirtschaftliche Unternehmen ver-
stehen, droht zu einer Verschlechterung der Firsorgeleis-
tungen zu fuhren.
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15.4 Bearbeitung von Auszahlungs-
anordnungen

Im Jahresbericht 2007 habe ich auf die zu lange Bearbei-
tungsdauer von Kostenerstattungsantrdgen hingewiesen.
Das Bundesministerium der Verteidigung hatte dies unter
anderem damit begriindet, dass die Bearbeitungsdauer der
Auszahlungsanordnung in der Bundeskasse, auf die die
Bundeswehr keinen Einfluss habe, bis zu drei Wochen be-
tragen konne.

Das fir die Bundeskasse zusténdige Bundesministerium
der Finanzen widersprach nach Veréffentlichung meines
Jahresberichtes dieser Darstellung. Bei den Bundeskassen
wiurden fehlerfreie schriftliche Auszahlungsanordnungen
regelmédig spétestens am dritten Werktag nach Eingang,
el ektroni sche Auszahlungsanordnungen unmittel bar bear-
beitet und ausgefiinrt. Eine Uberprifung habe stattdessen
ergeben, dass zahlreiche Anordnungen erst einen Tag vor
dem angegebenen Falligkeitstag oder sogar spéter bei der
Bundeskasse eingingen. In einigen Fallen hétten die An-
ordnungen erst bis zu sieben Tage nach dem Félligkeits-
datum der Bundeskasse vorgelegen. Von insgesamt mehr
als 4600 Auszahlungen habe lediglich in 20 Félen die
Bearbeitungszeit bei der Bundeskasse mehr als fiinf Tage
betragen. Ursachlich fir den spéten Eingang bei der Bun-
deskasse sei offenbar der im Schnitt sechs Tage betra-
gende Postweg fir die Auszahlungsanordnungen. Das
Bundesministerium der Finanzen regte deshalb an, zur
Beschleunigung der Auszahlungen eine elektronische
Schnittstelle zum automatisierten Verfahren fir das Haus-
haltskassen- und Rechnungswesen des Bundes zu ver-
wenden, damit keine Auszahlungsanordnungen in Papier-
form mehr verwendet werden mussten und der Postweg
entfalle.

Dieser Anregung ist das Bundesministerium der Verteidi-
gung inzwischen gefolgt. Zwar wird das neue Verfahren
noch nicht fir Auszahlungsanordnungen genutzt, aler-
dings ist bereits im Rahmen des alten Verfahrens eine
zentrale elektronische Schnittstelle eingerichtet worden,
Uber die inzwischen die meisten Einsatzverbande ihre
Auszahlungsanordnungen abwickeln, so dass die langen
Postlaufzeiten entfallen.

16 Militarseelsorge

Artikel 4 Absatz 2 des Grundgesetzes sichert das Recht
auf freie Religionsausiibung. Das gilt auch in den Streit-
kréften. Zur Gewahrleistung dieses Rechts haben die Kir-
chen Militérgeistliche eingesetzt. Sie stehen den Soldatin-
nen und Soldaten nicht nur als Seelsorger, sondern auch
als vertrauensvolle Ansprechpartner in allen Fragen des
dienstlichen und privaten Lebens zur Verfiigung.

Wie wertvoll und wichtig ihre Téatigkeit fur die Soldatin-
nen und Soldaten ist, zeigt sich nicht nur im Inland, son-
dern insbesondere auch im Einsatz. Wo Gefahr konkret
und Bedrohung existenziell wird, suchen Soldaten nach
Erkldrung und Antwort. Nicht wenige finden sie im Ge-
spréch mit dem Pfarrer. Mich beeindruckt immer wieder,
mit welchem Engagement und personlichem Einsatz sich
Militérpfarrer und Pastoren ihrer verantwortungsvollen
Aufgabe stellen. Dafir méchte ich Thnen an dieser Stelle
ganz herzlich Dank sagen.

Das Angebot der Kirchen erschdpft sich aber nicht in der
seelsorgerischen Betreuung. Seit Jahren unterstiitzen die
evangelische und katholische Arbeitsgemeinschaft Solda-
tenbetreuung in vorbildlicher Weise die Betreuung von
Soldatinnen und Soldaten in der Freizeit. Dafiir gebihrt
ihnen ein besonderer Dank.

Seit langem haben sich Soldaten katholischen Glaubens
zur Gemeinschaft katholischer Soldaten zusammenge-
schlossen, um Fragen des Lebens und des Dienstes aus
der Perspektive ihres Glaubens zu erértern und diese in
Kirche, Staat und Gesellschaft hineinzutragen. Vor zwei
Jahren ist nun auch auf evangelischer Seite eine entspre-
chende Gemeinschaft gegriindet worden. Ich begrifie
diese Gemeinschaften. Fir mich sind sie Ausdruck geleb-
ten Glaubens, der den Gedankenaustausch mit der Kirche
und dem Dienstherrn sucht. Dazu wiinscheich viel Erfolg
und ein gutes Gelingen.

17 Radarstrahlenopfer

Die Problematik der , Radarstrahlengeschadigten habe
ich seit Beginn meiner Amtszeit mit grof3er Aufmerksam-
keit begleitet. Uber die Entwicklung der Entschadigungs-
praxis fur Radarstrahlengeschédigte habe ich in meinen
Jahresberichten regelméaldig berichtet. Ein Grofdteil der
»Radarfale" konnte im Rahmen des so genannten , dialo-
gischen Verfahrens' unter Beteiligung des Bundes zur
Unterstiitzung Radargeschadigter auf der Grundlage der
Ergebnisse der Radarkommission zwischenzeitlich abge-
schlossen werden, davon etwa ein Funftel positiv. Zahl-
reiche Verfahren sind aus den verschiedensten Griinden
aber noch immer nicht abgeschlossen, mehrere sind
schon seit Jahren vor den Gerichten anhéngig. Aus mei-
ner Sicht ist die endlose Dauer dieser Verfahren schwer
nachvollziehbar und den Betroffenen kaum mehr zu ver-
mitteln.

18 Die Medien der Bundeswehr

Jede Organisation, ebenso die Bundeswehr, basiert vor al-
lem auch auf sozialer Kommunikation. Es geht dabei im-
mer um Verstandigung — zwischen Vorgesetzten und Un-
tergebenen ebenso wie unter gleichgestellten Ebenen. Die
Bundeswehr hat zu diesem Zweck ein durchaus tragfahi-
ges Netzwerk eigener Medien geschaffen, die die Auf-
gabe der in- und externen Kommunikation tibernommen
haben. Dies schliefdt nicht aus, permanent Mdglichkeiten
der Optimierung und Effizienzsteigerung zu prifen.

In der neu gefassten Zentralen Dienstvorschrift 10/1 zur
Inneren Fihrung spielt die Informationsarbeit und die
Bedeutung der Truppeninformation eine zentrale Rolle.
Unabhiéngig von der Notwendigkeit, die allgemeine Of-
fentlichkeit umfassend Uber die Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik und das Aufgabenspektrum der Bundeswehr
zu informieren, fordert die Zentrale Dienstvorschrift, , er-
ganzend zur Politischen Bildung den Soldatinnen und
Soldaten Informationen dienstlich bereitzustellen, damit
sie sich eine eigene Meinung bilden und politisch miindig
sowi e auftragsgerecht handeln kdnnen. Die Truppeninfor-
mation dient zugleich der Fihrung der Bundeswehr as
Mittel, um Uber ihre Absichten und Entscheidungen zu
unterrichten. Diesem hohen Anspruch der Inneren Fuh-
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rung gilt es, mit alen zur Verfiigung stehenden Mdglich-
keiten gerecht zu werden. Vor dem Hintergrund, dass
bundeswehrspezifische Themen in den elektronischen
Medien in Deutschland einen untergeordneten Stellen-
wert haben, steht der Dienstgeber in der Verantwortung,
eine Alternative anzubieten.

Aus der im Berichtgahr begonnenen Zusammenfihrung
verschiedener Redaktionen in einer Art ,Medienhaus* in
der Berliner Julius-L eber-Kaserne kénnen sich mit Blick
darauf durchaus neue Moglichkeiten ergeben. Anderer-
seits dirfen die entstehenden Synergien aber nicht dazu
flhren, dass die einzelnen Medien ihren speziellen Cha
rakter verlieren. Im Sinne der Soldatinnen und Soldaten
muss es allen Verantwortlichen ein ernsthaftes Anliegen
sein, dauerhaft eine grof3e Bandbreite von Informationen
anzubieten. Das erfordert, die Eigenheiten und Moglich-
keiten jedes einzelnen Mediums auch zu nutzen. Denn
dieses Potential bietet der Medien-Mix der Bundeswehr
aus Print-, Horfunk-, TV- und Onlineangeboten. Vor al-
lem aber sind die militérischen wie zivilen Mitarbeiter der
Redaktionen dazu bereit.

Vor diesem Hintergrund ist es fiir mich nicht nachvollzieh-
bar, dass dieser anhatend hohen Motivation aus meiner Er-
kenntnis nicht unbedingt immer mit der notwendigen Un-
terstiitzung begegnet wird. Das Bundeswehrfernsehen
»bwtv* beispielsweise wurde auch im Berichtgahr wei-
terhinim Unklaren dariiber gelassen, wie die Zukunft die-
ses wichtigen Mediums mit potentiell hohem Wirkungs-
grad gestaltet sein wird. Der Bedarfsstudie folgte die
» Wirtschaftlichkeitsuntersuchung”. Inzwischen sucht die
g.e.b.b. im Auftrag des Bundesministeriums der Verteidi-
gung nach einer ,tragféhigen Losung“. Von der Privati-
sierung Uber ein Public Private Partnership-Modell bis zu
einem Neubeginn in Eigenregie der Bundeswehr ist der-
zeit offensichtlich alles moglich.

Die Verantwortlichen sind meiner Auffassung nach ge-
halten, sich im Sinne der Soldatinnen und Soldaten fir
das Konzept zu entscheiden, das die notwendigen techni-
schen, infrastrukturellen und personellen Voraussetzun-
gen fur einen verninftigen Weiterbetrieb des Bundes-
wehrfernsehens schafft. Unabhéngig davon sollte den
Entscheidungstrégern aber ebenso bewusst sein, dass es
im Falle eines Outsourcings aus meiner Sicht auch wei-
terhin zumindest eine soldatische Kernredaktion geben
MUSS.

Mit ihrem derzeit vorhandenen Medienangebot verfligt
die Bundeswehr Uber alle Voraussetzungen, die Soldatin-
nen und Soldaten in den Heilmatstandorten sowie im Ein-
satz kompetent und aktuell zu informieren. Es geht aber
auch darum, in die eigenen Mdglichkeiten zu investieren
und auf sie zu vertrauen.

19 Interesse an der Institution Wehr-
beauftragter des Deutschen Bundestages
und internationale Zusammenarbeit

Im Berichtgahr haben sich 86 Besuchergruppen mit ins-
gesamt Uber 2 033 Personen Uber die Aufgaben und die
Arbeitsweisen der parlamentarischen Kontrollinstitution
Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages informie-
ren lassen. Etwa 1 640 meiner Gaste waren Soldatinnen

und Soldaten der Bundeswehr sowie anderer Streitkréfte
aus den unterschiedlichsten Landern der Welt. So lief3en
sich Soldaten aus Albanien, Argentinien, Armenien, Bos-
nien-Herzegowina, China, Frankreich, Kanada, Kosovo,
Mazedonien, Mexiko, Montenegro, Polen und den Verei-
nigten Staaten von Amerika Uber meine Arbeit informie-
ren. Zu den Besuchern zéhlten auch Militérseelsorger,
Schiler und Vertreter verschiedener Organisationen. Der
Anteil auslandischer Géste hat in den vergangen Jahren
kontinuierlich zugenommen. Dies gilt auch fur Parla-
ments- und Regierungsvertreter.

19.1
Osterreich

Bilaterale Kontakte

Sehr intensiv und vertrauensvoll ist mein Kontakt zu den
Mitgliedern der Bundesheer-Beschwerdekommission des
Osterreichischen Nationalrates, insbesondere zu dessen
Vorstand. Im August 2008 habe ich zusammen mit der
Osterreichischen Kommission sehr erfolgreich einen in-
ternationalen Soldatenworkshop fir junge Wehrpflichtige
aus beiden Staaten in Salzburg durchgefihrt. Im Dezem-
ber 2008 habe ich mich mit dem Vorstand der dsterreichi-
schen Kommission zu weiteren bilateralen Arbeitsgespré-
chen in Wien getroffen, in dem wir neben vielen weiteren
Themen Uber die Fortsetzung und Gestaltung des Solda-
tenworkshops fir junge Wehrpflichtige im Jahr 2009 in
Berlin beraten haben.

Argentinien

In meinem letzten Bericht hatte ich Uber die intensiven
Kontakte zwischen meinem Amt und dem argentinischen
Parlament sowie dem dortigen Verteidigungsministerium
berichtet. Diese vertrauensvolle Zusammenarbeit konnte
im Berichtgjahr fortgesetzt werden.

Auf Einladung des argentinischen Parlaments nahm ich
Ende Juni an einer vom Senat zum Thema , Menschen-
rechte in den Streitkréften” organisierten Konferenz teil.
In Gespréchen mit der Verteidigungsministerin Dr. Nilda
Garré sowie weiteren Parlamentariern konnte ich mich
davon Uberzeugen, dass die in eine weitgehende Reform
des Wehrrechts eingebettete Initiative zur Schaffung ei-
nes fur Soldatinnen und Soldaten zustandigen Ombuds-
mannes mit Vorlage eines Gesetzentwurfs einen wichti-
gen Schritt vorangekommen ist. Dabel konnte ich auf die
in Deutschland bestehenden guten Erfahrungen aus den
50 Jahren seit Schaffung des Amtes eines Wehrbeauftrag-
ten verweisen. Zum Abschluss meines zweitégigen
Aufenthaltes hielt ich vor Lehrgangsteilnehmern der ar-
gentinischen Verteidigungsakademie (Escuela de Guerra
Superior Conjunta) einen Vortrag Uber das Amt des
Wehrbeauftragten.

GrofR3britannien

Im Berichtgahr konnte auch eine erste Zusammenarbeit
mit der in Grof¥pritannien neu eingerichteten, fur die
Streitkréfte zustandigen Kontrollinstanz, dem so genann-
ten ,Service Complaints Commissioner for the Armed
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Forces' begriindet werden. Nachdem Dr. Susan Atkins
ihr Amt zum 1. Januar 2008 Ubernommen hatte, stette sie
mir bereits im Mai einen ersten Besuch in Berlin ab. Im
Oktober 2008 folgte ich Ihrer Einladung nach London,
um unseren Gedanken- und Erfahrungsaustausch fortset-
zen und die Ingtitution des Wehrbeauftragten dem Vertei-
digungsausschuss des Unterhauses (House of Commons)
vorstellen zu kénnen. Um uns dber Struktur und Inhalt
der Offiziersaushildung unterrichten zu lassen, besuchten
Dr. Atkinsund ich im Anschluss an unsere Arbeitssitzung
gemeinsam die Kénigliche Militérakademie in Sandhurst
(Roya Military Academy Sandhurst).

Polen

Ebenfalls im Oktober 2008 besuchte ich auf Einladung
des ,, Sprecherkonvents des Offizierkorps der Polnischen
Streitkréfte” und des Verteidigungsausschusses des polni-
schen Parlaments Warschau. Das Besuchsprogramm be-
inhaltete unter anderem neben einem Gesprach mit dem
Parlamentsprasidenten, Bronislaw Komorowski, sowie
mit Vertretern des Verteidigungsausschusses, den Abge-
ordneten Zemke und Zakrzewska, insbesondere auch eine
Unterredung mit dem polnischen Birgerbeauftragten
Dr. Janusz Kochanowski. Er bearbeitet in seinem Amt
auch — wenn auch in weit geringerem Umfang als in
Deutschland — Eingaben von Soldaten. Bei den genannten
Gespréachen sowie meinem Zusammentreffen mit polni-
schen Offizieren und Soldaten habe ich die Gelegenheit
gehabt, Amt und Aufgaben des Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages eingehend vorzustellen. Dabei
sind meine Ausfihrungen bel alen Gespréchspartnern
auf grof3es Interesse gestof3en und haben sicherlich zu ei-
ner Sensibilisierung fir die parlamentarische Institution
» Wehrbeauftragter” beigetragen.

19.2 Soldatenworkshop

Erster deutsch-osterreichischer Soldatenworkshop for
Wehrpflichtige vom 22. bis 25. Juli 2008 in Salzburg

Zusammen mit der Osterreichischen Bundesheer Be-
schwerde-K ommission habe ich vom 22. bis 25. Juli 2008
einen Soldatenworkshop mit jungen Wehrpflichtigen aus
Deutschland und Osterreich in Salzburg veranstaltet. Je
25 Wehrpflichtige aus beiden Staaten, die das Spektrum
der Grundwehrdienstleistenden und freiwillig zusétzli-
chen Wehrdienstleistenden aus allen Teilstreitkéften wi-
derspiegelten, diskutierten zusammen mit den Mitglie-
dern der Osterreichischen Kommission und mir tber die
Bedeutung und Ausgestaltung der Wehrpflicht in der heu-
tigen Zeit. Die jungen Soldaten erhielten die Gelegenheit,
ihre Erfahrungen und Meinungen zu verschiedenen aktu-
ellen Themen des Dienstes in den Streitkréften auszutau-
schen. Im Vordergrund standen dabei Fragen Uber den
Sinn und die Notwendigkeit der Wehrpflicht in der heuti-
gen veranderten weltpolitischen Lage, Uber die Attrakti-
vitét des Wehrdienstes, tiber Grundsétze der Menschen-
fUhrung und des soldatischen Selbstverstéandnisses sowie
Uber berufliche Perspektiven in den beiden Streitkraften.
Getragen wurde die Veranstaltung nicht nur durch die
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr und des dster-

reichischen Bundesheeres, sondern auch durch das dster-
reichische Ministerium fur Landesverteidigung und das
Bundesministerium der Verteidigung. Ohne diese tatkraf-
tige Unterstiitzung und das gezeigte Engagement wére
eine Realisierung dieses Projekts nicht moglich gewesen.
Dafur bedanke ich mich ganz ausdrticklich.

Eingebunden in ein vielféltiges Rahmenprogramm erhiel-
ten die unmittelbar Betroffenen Gelegenheit, in einen
konstruktiven Dialog einzutreten und ihre Erfahrungen
und Anregungen einzubringen. In lebhaften Diskussionen
zeichneten die jungen Wehrpflichtigen ein aktuelles Bild
von der Situation der Wehrpflichtigen in beiden Staaten
und lieferten dabei Anregungen und Impulse fir mégli-
che Verbesserungen und Reformen.

In den Diskussionsrunden sprachen die Wehrdienstleis-
tenden aus beiden Staaten ungeschminkt einzelne The-
menkomplexe an. So wurde auf ésterreichischer Seite vor
allem der mit circa 275 Euro zu niedrige Wehrsold be-
mangelt, wahrend die deutschen Kameraden Kritik an
dem haufig noch in bestimmten Einheiten anzutreffenden
~Gammeldienst dulRerten, der sich nicht mit dem Bild ei-
nes modernen Dienstleisters in Uniform verbinden lasse.
Einig waren sich die Soldaten aus beiden Landern tber-
wiegend dahingehend, dass die Wehrpflicht notwendig
und wichtig ist, aber in ihrem Kern auch reformbediirftig.

Das as Experiment gestartete Projekt wurde von alen
Seiten positiv aufgenommen. Die Teilnehmer versténdig-
ten sich darauf, dass dies keine einmalige Veranstaltung
bleiben dirfe, sondern dass es der Auftakt fir weitere
Treffen unter dem Namen ,Salzburger Forum® geben
wird.

19.3 Konferenz mit dem ,Geneva Centre for
the Democratic Control of Armed Forces”
(DCAF)

Bereits in meinem letzten Bericht habe ich darauf hinge-
wiesen, dass ich mit dem in Genf ansissigen ,Geneva
Centre for the Democratic Control of Armed Forces* eine
Intensivierung der Zusammenarbeit vereinbart habe. Als
Ergebnis dieser Zusammenarbeit habe ich fir den 10. bis
12. Mai 2009 die fur die Streitkréfte zusténdigen Ombuds-
personen zu einer ersten internationalen Konferenz nach
Berlin eingeladen. Im Mai 2009 jéhrt sich in der Bundes-
republik Deutschland zum 50. Male der Amtsantritt des
ersten Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages.
Dieses historische Ereignis soll Anlass sein fur die inter-
nationale Konferenz. Vor dem Hintergrund der wachsen-
den multilateralen Zusammenarbeit der Streitkréfte soll
mit der Veranstaltung den mit der Kontrolle der Streit-
kréfte befassten Institutionen Gelegenheit gegeben wer-
den, sich (ber Ihre Arbeit gegenseitig zu informieren und
auszutauschen. AulRerdem sollen Méglichkeiten einer in-
tensiven Kooperation zwischen den Ombudspersonen er-
Ortert werden. Mit der Konferenz soll letztlich dem stei-
genden internationalen Interesse an dieser weltweit
einzigartigen parlamentarischen Kontrollinstanz Rech-
nung getragen werden.

Reinhold Robbe
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Auszug aus dem Grundgesetz fir die Bundesrepublik
Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBI. | S. 1),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 8. Oktober 2008
(BGBI. | S.1926) mit zukinftiger Wirkung

Artikel 17
Petitionsrecht

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge-
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Be-

schwerden an die zustdndigen Stellen und an die Volks-
vertretung zu wenden.

Artikel 17a
Einschrankung der Grundrechtein besonderen Féllen

(1) Gesetze tber Wehrdienst und Ersatzdienst kénnen
bestimmen, dass fir die Angehdrigen der Streitkréfte und
des Ersatzdienstes wéhrend der Zeit des Wehr- oder Er-
satzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort,
Schrift und Bild frei zu &uf3ern und zu verbreiten (Arti-
kel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grundrecht der
Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht
(Artikel 17), soweit es das Recht gewéhrt, Bitten oder Be-
schwerden in Gemeinschaft mit anderen vorzubringen,
eingeschrankt werden.

(2) Gesetze, die der Verteidigung einschliefdlich des
Schutzes der Zivilbevdlkerung dienen, kénnen bestim-
men, dass die Grundrechte der Freiziigigkeit (Artikel 11)
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) ein-
geschrankt werden.

Artikel 45b

Wehrbeauftragter

Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des
Bundestages bel der Auslibung der parlamentarischen
Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bundestages be-
rufen. Das N&here regelt ein Bundesgesetz.
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Gesetz Uiber den Wehr beauftragten des Deutschen
Bundestages (Gesetz zu Artikel 45b des
Grundgesetzes— WBeauftrG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 16. Juni 1982 (BGBI. | S. 677),
zuletzt geAndert durch Artikel 15 Absatz 68
Dienstrechtsneuver or dnungsgesetz
vom 5. Februar 2009 (BGBI. | S. 160)

g1
Verfassungsrechtliche Stellung; Aufgaben

(1) Der Wehrbeauftragte nimmt seine Aufgaben als
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausiibung der parla
mentarischen Kontrolle wahr.

(2) Der Wehrbeauftragte wird auf Weisung des Bun-
destages oder des Verteidigungsausschusses zur Priifung
bestimmter Vorgange tétig. Eine Weisung kann nur erteilt
werden, wenn der Verteidigungsausschuss den Vorgang
nicht zum Gegenstand seiner eigenen Beratung macht.
Der Wehrbeauftragte kann bei dem Verteidigungsaus-
schuss um eine Weisung zur Prifung bestimmter Vor-
gange nachsuchen.

(3) Der Wehrbeauftragte wird nach pflichtgeméiiem
Ermessen auf Grund eigener Entscheidung tétig, wenn
ihm bei Wahrnehmung seines Rechts aus § 3 Nr. 4, durch
Mitteilung von Mitgliedern des Bundestages, durch Ein-
gaben nach § 7 oder auf andere Weise Umstande bekannt
werden, die auf eine Verletzung der Grundrechte der Sol-
daten oder der Grundsétze der Inneren Fihrung schlief3en
lassen. Ein Téatigwerden des Wehrbeauftragten nach
Satz 1 unterbleibt, soweit der Verteidigungsausschuss den
Vorgang zum Gegenstand seiner eigenen Beratung ge-
macht hat.

§2
Berichtspflichten

(1) Der Wehrbeauftragte erstattet fir das Kalender-
jahr dem Bundestag einen schriftlichen Gesamtbericht
(Jahresbericht).

(2) Er kann jederzeit dem Bundestag oder dem Vertei-
digungsausschuss Einzelberichte vorlegen.

(3) Wird der Wehrbeauftragte auf Weisung tétig, so
hat er Uber das Ergebnis seiner Prifung auf Verlangen ei-
nen Einzelbericht zu erstatten.

§3
Amtsbefugnisse

Der Wehrbeauftragte hat in Erfullung der ihm tbertra-
genen Aufgaben die folgenden Befugnisse:

1. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung und al-
len diesem unterstellten Dienststellen und Personen
Auskunft und Akteneinsicht verlangen. Diese Rechte
kénnen ihm nur verweigert werden, soweit zwingende
Geheimhaltungsgriinde entgegenstehen. Die Entschei-
dung Uber die Verweigerung trifft der Bundesminister
der Verteidigung selber oder sein standiger Stellvertre-

ter im Amt; er hat sie vor dem Verteidigungsausschuss
zu vertreten. Auf Grund einer Weisung nach § 1
Abs. 2 und bei einer Eingabe, der eine Beschwer des
Einsenders zugrunde liegt, ist der Wehrbeauftragte be-
rechtigt, den Einsender sowie Zeugen und Sachver-
sténdige anzuhdren. Diese erhalten eine Entschéadi-
gung oder Vergiitung nach dem Justizvergitungs- und
-entschéadigungsgesetz.

2. Er kann den zustéandigen Stellen Gelegenheit zur Re-
gelung einer Angelegenheit geben.

3. Er kann einen Vorgang der fur die Einleitung des
Straf- oder Disziplinarverfahrens zusténdigen Stelle
zuleiten.

4. Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stabe, Dienststel-
len und Behorden der Bundeswehr und ihre Einrich-
tungen auch ohne vorherige Anmeldung besuchen.
Dieses Recht steht dem Wehrbeauftragten ausschlief3-
lich personlich zu. Die Sétze 2 und 3 aus Nummer 1
finden entsprechende Anwendung.

5. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung zusam-
menfassende Berichte Uber die Ausiibung der Diszipli-
nargewalt in den Streitkréften und von den zustandi-
gen Bundes- und Landesbehorden statistische Berichte
Uber die Auslibung der Strafrechtspflege anfordern,
soweit dadurch die Streitkréfte oder ihre Soldaten be-
rohrt werden.

6. Er kann in Strafverfahren und disziplinargerichtlichen
Verfahren den Verhandlungen der Gerichte beiwoh-
nen, auch soweit die Offentlichkeit ausgeschlossen ist.
Er hat im gleichen Umfang wie der Anklagevertreter
und der Vertreter der Einleitungsbehorde das Recht,
die Akten einzusehen. Die Befugnis aus Satz 1 steht
ihm auch in Antrags- und Beschwerdeverfahren nach
der Wehrdisziplinarordnung und der Wehrbeschwer-
deordnung vor den Wehrdienstgerichten sowie in
Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit, die mit seinem Aufgabenbereich zusammen-
hangen, zu; in diesen Verfahren hat er das Recht zur
Akteneinsicht wie ein Verfahrensbeteiligter.

84
Amtshilfe

Gerichte und Verwaltungsbehdrden des Bundes, der
Lander und der Gemeinden sind verpflichtet, dem Wehr-
beauftragten bei der Durchfiihrung der erforderlichen Er-
hebungen Amtshilfe zu leisten.

§5
Allgemeine Richtlinien; Weisungsfreiheit

(1) Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss
kénnen allgemeine Richtlinien fur die Arbeit des Wehr-
beauftragten erlassen.

(2) Der Wehrbeauftragte ist — unbeschadet des § 1
Abs. 2 —von Weisungen frei.
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§6
Anwesenheitspflicht

Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss kon-
nen jederzeit die Anwesenheit des Wehrbeauftragten ver-
langen.

§7
Eingaberecht des Soldaten

Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Einhal-
tung des Dienstweges unmittelbar an den Wehrbeauftrag-
ten zu wenden. Wegen der Tatsache der Anrufung des
Wehrbeauftragten darf er nicht dienstlich gemaldregelt
oder benachteiligt werden.

§8
Anonyme Eingaben

Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet.

§9
Vertraulichkeit der Eingaben

Wird der Wehrbeauftragte auf Grund einer Eingabe té
tig, so steht esin seinem Ermessen, die Tatsache der Ein-
gabe und den Namen des Einsenders bekannt zu geben.
Er soll von der Bekanntgabe absehen, wenn der Einsen-
der es winscht und der Erflllung des Wunsches keine
Rechtspflichten entgegenstehen.

§10
Ver schwiegenheitspflicht

(1) Der Wehrbeauftragte ist auch nach Beendigung
seines Amtsverhaltnisses verpflichtet, Uber die ihm amt-
lich bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht fir Mitteilungen im
dienstlichen Verkehr oder Uber Tatsachen, die offenkun-
dig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bediirfen.

(2) Der Wehrbeauftragte darf, auch wenn er nicht
mehr im Amt ist, Uber solche Angelegenheiten ohne Ge-
nehmigung weder vor Gericht noch auf3ergerichtlich aus-
sagen oder Erklérungen abgeben. Die Genehmigung er-
teilt der Prasident des Bundestages im Einvernehmen mit
dem Vertei digungsausschuss.

(3) Die Genehmigung, al's Zeuge auszusagen, darf nur
versagt werden, wenn die Aussage dem Wohl des Bundes
oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten oder die
Erfllung 6ffentlicher Aufgaben ernstlich geféhrden oder
erheblich erschweren wiirde.

(4) Unbertihrt bleibt die gesetzlich begriindete
Pflicht, Straftaten anzuzeigen und bei Gefaéhrdung der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung fur deren
Erhaltung einzutreten.

§11
(weggefallen)

§12

Unterrichtungspflichten durch Bundes- und
L &ander behdrden

Die Justiz- und Verwaltungsbehtrden des Bundes und
der Lander sind verpflichtet, den Wehrbeauftragten tiber
die Einleitung des Verfahrens, die Erhebung der offentli-
chen Klage, die Anordnung der Untersuchung im Diszi-
plinarverfahren und den Ausgang des Verfahrens zu un-
terrichten, wenn einer dieser Behérden die Vorgange vom
Wehrbeauftragten zugel eitet worden sind.

§13
Wahl des Wehrbeauftragten

Der Bundestag wahit in geheimer Wahl mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder den Wehrbeauftragten. Vorschlags-
berechtigt sind der Vertei digungsausschuss, die Fraktionen
und so viele Abgeordnete, wie nach der Geschéftsord-
nung der Stérke einer Fraktion entsprechen. Eine Aus-
sprache findet nicht statt.

§14

Wahlbarkeit; Amtsdauer; Verbot einer anderen
Berufsausiibung; Eid; Befreiung vom Wehrdienst

(1) Zum Wehrbeauftragten ist jeder/jede Deutsche
wéhlbar, der/die das Wahirecht zum Bundestag besitzt
und das 35. Lebengjahr vollendet hat.

(2) Das Amt des Wehrbeauftragten dauert funf Jahre.
Wiederwahl ist zul&ssig.

(3) Der Wehrbeauftragte darf kein anderes besoldetes
Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausiiben und weder
der Leitung und dem Aufsichtsrat eines auf Erwerb ge-
richteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer
gesetzgebenden Kdrperschaft des Bundes oder eines Lan-
des angehéren.

(4) Der Wehrbeauftragte leistet bel der Amtstber-
nahme vor dem Bundestag den in Artikel 56 des Grund-
gesetzes vorgesehenen Eid.

(5) Der Wehrbeauftragte ist fir die Dauer seines Am-
tes vom Wehrdienst befreit.

§15

Rechtsstellung des Wehrbeauftragten; Beginn und
Beendigung des Amtsver haltnisses

1) Der Wehrbeauftragte steht nach Mal3gabe dieses
Gesetzes in einem offentlich-rechtlichen Amtsverhdtnis.
Der Prasident des Bundestages ernennt den Gewahlten.

(2) Das Amtsverhdltnis beginnt mit der Aushandi-
gung der Urkunde Uber die Ernennung oder, falls der Eid
vorher geleistet worden ist (8 14 Abs. 4), mit der Vereidi-

gung.
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(3) Das Amtsverhdtnis endet aul3er durch Ablauf der
Amtszeit nach § 14 Abs. 2 oder durch den Tod

1. mit der Abberufung,
2. mit der Entlassung auf Verlangen.

(4) Der Bundestag kann auf Antrag des Verteidi-
gungsausschusses seinen Prasidenten beauftragen, den
Wehrbeauftragten abzuberufen. Dieser Beschluss bedarf
der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages.

(5) Der Wehrbeauftragte kann jederzeit seine Entlas-
sung verlangen. Der Président des Bundestages spricht
die Entlassung aus.

§16

Sitz des Wehrbeauftragten; Leitender Beamter;
Beschéftigte; Haushalt

(1) Der Wehrbeauftragte hat seinen Sitz beim Bun-
destag.

(2) Den Wehrbeauftragten unterstiitzt ein Leitender
Beamter. Weitere Beschéftigte werden dem Wehrbeauf-
tragten fur die Erfillung seiner Aufgaben beigegeben.
Die Beamten beim Wehrbeauftragten sind Bundestagsbe-
amte nach § 176 des Bundesbeamtengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Januar 1977 (BGBI. |
S. 1, 795, 842), zuletzt gedndert durch § 27 des Gesetzes
vom 26. Juni 1981 (BGBI. | S. 553). Der Wehrbeauftragte
ist Vorgesetzter der ihm beigegebenen Beschéftigten.

(3) Die dem Wehrbeauftragten fur die Erfullung sei-
ner Aufgaben zur Verfigung zu stellende notwendige
Personal- und Sachausstattung ist im Einzelplan des Bun-
destages in einem eigenen Kapitel auszuweisen.

§17
Vertretung des Wehrbeauftragten

(1) Der Leitende Beamte nimmt die Rechte des Wehr-
beauftragten mit Ausnahme des Rechts nach § 3 Nr. 4 bel
Verhinderung und nach Beendigung des Amtsverhéltnis-
ses des Wehrbeauftragten bis zum Beginn des Amtsver-
haltnisses eines Nachfolgers wahr. 8 5 Abs. 2 findet ent-
sprechende Anwendung.

(2) Ist der Wehrbeauftragte léanger als drei Monate
verhindert, sein Amt auszutiben, oder sind nach Beendi-

gung des Amtsverhdtnisses des Wehrbeauftragten mehr
als drei Monate verstrichen, ohne dass das Amtsverhalt-
nis eines Nachfolgers begonnen hat, so kann der Verteidi-
gungsausschuss den L eitenden Beamten erméchtigen, das
Recht aus § 3 Nr. 4 wahrzunehmen.

§18
Amtsbezlige; Ver sorgung

(1) Der Wehrbeauftragte erhdlt vom Beginn des Ka-
lendermonats an, in dem das Amtsverhaltnis beginnt, bis
zum Schluss des Kalendermonats, in dem das Amtsverhalt-
nis endet, Amtsbeziige. 8 11 Abs. 1 Buchstaben aund b des
Bundesministergesetzes sind mit der Maligabe ent-
sprechend anzuwenden, dass das Amtsgehalt und der
Ortszuschlag 75 vom Hundert des Amtsgehaltes und des
Ortszuschlages eines Bundesministers betragen. Die
Amtsbeziige werden monatlich im Voraus gezahlt.

(2) Im Ubrigen werden § 11 Abs. 2 und 4 und die
8813 bis 20 und 21a des Bundesministergesetzes ent-
sprechend angewandt mit der Mal3gabe, dass an die Stelle
der zweijdhrigen Amtszeit (8 15 Abs. 1 des Bundesminis-
tergesetzes) eine funfjahrige Amtszeit tritt. Satz 1 gilt fur
einen Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, der zum
Wehrbeauftragten ernannt worden ist, entsprechend mit
der Mal3gabe, dass fur Soldaten auf Zeit bei Anwendung
des 8§ 18 Abs. 2 des Bundesministergesetzes an die Stelle
des Eintritts in den Ruhestand die Beendigung des
Dienstverhaltnisses tritt.

(3) Die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November
1973 (BGBI. | S. 1621), zuletzt gedndert durch die
Verordnung vom 31. Mai 1979 (BGBI. | S. 618), der
hochsten Reisekostenstufe und des Bundesumzugskos-
tengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. November 1973 (BGBI. | S. 1628), zuletzt gedndert
durch Artikel VII des Gesetzes vom 20. Dezember 1974
(BGBI. | S. 3716), fur die infolge der Ernennung und Be-
endigung des Amtsverhéltnisses erforderlich werdenden
Umziige sind entsprechend anzuwenden.

§19
(weggefallen)

§20
(Inkrafttreten)
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Auszug aus der Geschéftsordnung des Deutschen
Bundestagesin der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Juli 1980 (BGBI. | S. 1237), zuletzt geandert
laut Bekanntmachung vom 29. Juli 2008
(BGBI. | S.1712)

§113
Wahl des Wehrbeauftragten
Die Wahl des Wehrbeauftragten erfolgt mit verdeckten
Stimmzetteln (§ 49).
§114
Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Die Berichte des Wehrbeauftragten Uberweist der
Président dem Verteidigungsausschuss, es sei denn, dass
eine Fraktion oder finf vom Hundert der Mitglieder des

Bundestages verlangen, ihn auf die Tagesordnung zu set-
zen.

(2) Der Verteidigungsausschuss hat dem Bundestag
Bericht zu erstatten.

§115
Beratung der Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Der Préasident erteilt dem Wehrbeauftragten in der
Aussprache Uber die von ihm vorgelegten Berichte das
Wort, wenn es von einer Fraktion oder von anwesenden
funf vom Hundert der Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages verlangt worden ist.

(2) Die Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den
Sitzungen des Bundestages kann von einer Fraktion oder
von anwesenden funf vom Hundert der Mitglieder des
Deutschen Bundestages verlangt werden; Absatz 1 findet
entsprechende Anwendung.

Verfahrensgrundsétze fur die Zusammenar beit
zwischen dem Petitionsausschuss und dem Wehr -
beauftragten des Deutschen Bundestages

1. Der Petitionsausschuss unterrichtet den Wehrbeauf-
tragten von einer Petition, wenn sie einen Soldaten der
Bundeswehr betrifft. Der Wehrbeauftragte teilt dem
Petitionsausschuss mit, ob bei ihm in derselben Ange-
legenheit ein Vorgang entstanden ist und ob er tétig
wird.

2. Der Wehrbeauftragte unterrichtet den Petitionsaus-
schuss von einem Vorgang, wenn in derselben Angele-
genheit erkennbar dem Petitionsausschuss eine Peti-
tion vorliegt.

3. Sind der Petitionsausschuss und der Wehrbeauftragte
sachgleich befasst, so wird der Vorgang grundsétzlich
zunéchst vom Wehrbeauftragten bearbeitet. Wird der
Petitionsausschuss tétig, so teilt er dies dem Wehrbe-
auftragten mit. Der Wehrbeauftragte und der Petitions-
ausschuss unterrichten sich regelméiig schriftlich von
dem Fortgang der Bearbeitung und deren Ergebnis.
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20.2 Erlass Truppe und Wehrbeauftragter
— Neufassung —

A.

Verfassungsrechtliche Sellung
des Wehrbeauftragten

1

Der Deutsche Bundestag beruft zum Schutz der Grund-
rechte der Soldaten und zur Uberwachung der Einhaltung
der Grundsétze der Inneren Fuhrung den Wehrbeauftrag-
ten als sein Hilfsorgan bei der Auslibung der parlamenta-
rischen Kontrolle.

Auf Weisung des Deutschen Bundestages oder des Vertei-
digungsausschusses des Deutschen Bundestages kann der
Wehrbeauftragte auch mit der Priifung von Vorgéangen be-
auftragt werden, die weder dem Schutz der Grundrechte
noch der Uberwachung der Einhaltung der Grundsitze
der Inneren Fihrung dienen. Das Néahere bestimmt das
Gesetz Uber den Wehrbeauftragten des Deutschen Bun-
destages (Gesetz zu Artikel 45 b des Grundgesetzes —
WBeauftrG) in der ab 24. Juni 1982 geltenden Fassung
der Bekanntmachung vom 16. Juni 1982 (BGBI. | S. 677
und VMBI. S. 193).

B.
Aufgaben und Befugnisse des Wehrbeauftragten
2.
Der Wehrbeauftragte wird tétig

— auf Weisung des Deutschen Bundestages oder des Ver-
teidigungsausschusses zur Prifung bestimmter Vor-
gange,

— nach pflichtgemalZem Ermessen aufgrund eigener Ent-
scheidung, wenn ihm Umsténde bekannt werden, die
auf eine Verletzung der Grundrechte der Soldaten oder
der Grundsétze der Inneren Fiihrung schlief3en lassen.

3.

Der Wehrbeauftragte hat in Erflllung seiner Aufgaben
die folgenden Befugnisse:

a) Er kann von allen dem Bundesministerium der Vertei-
digung (BMVg) unterstellten Dienststellen und Perso-
nen Auskunft und Akteneinsicht verlangen. Diese
Rechte kdnnen nur verweigert werden, soweit zwin-
gende Geheimhaltungsgriinde entgegenstehen.

b) Er kann den Einsender sowie Zeugen und Sachver-
standige anhdren, wenn er auf Weisung des Deutschen
Bundestages oder des Verteidigungsausschusses zur
Prifung bestimmter Vorgange tétig wird und bei Ein-
gaben, denen eine Beschwerde zugrunde liegt.

¢) Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stébe, Dienststel-
len und Behorden der Bundeswehr und ihre Einrich-
tungen auch ohne vorherige Anmeldung besuchen.
Das Besuchsrecht ist dem Wehrbeauftragten person-
lich vorbehalten. Dieses Recht steht nach Erméchti-
gung durch den Verteidigungsausschuss auch dem

Leitenden Beamten zu. Die Wahrnehmung dieses
Rechts kann nur verweigert werden, soweit zwingende
Gehelmhaltungsgriinde entgegenstehen.

d) Er kann auch nichtoffentlichen Verhandlungen der
Strafgerichte, der Verwaltungsgerichte und der Wehr-
dienstgerichte, die mit seinem Aufgabenbereich zu-
sammenhangen, beiwohnen; in diesen Verfahren hat er
das Recht zur Akteneinsicht wie ein Verfahrensbetei-
ligter.

€) Er kann den zustandigen Stellen Gelegenheit zur Re-
gelung der Angelegenheiten geben.

f) Er kann einen Vorgang der fur die Einleitung eines
Straf- oder Disziplinarverfahrens zustdndigen Stelle
zuleiten.

Mit Ausnahme des Besuchsrechts nach Nummer 3 Buch-
stabe ¢ kénnen die Befugnisse des Wehrbeauftragten auch
von seinen Mitarbeitern wahrgenommen werden. Infor-
mationsbesuche der Mitarbeiter sind vorher anzumelden.

C.
Verfahrensregelung
4.

Wehrbeauftragtenangelegenheiten sind vordringlich zu
bearbeiten. Bei langerer Dauer der Bearbeitung ist der
Wehrbeauftragte in angemessenen Zeitabstanden Uber
den Stand der Angelegenheit durch die Dienststelle zu
unterrichten, die die Stellungnahme abzugeben hat.

Wenn im Zusammenhang mit einem Ersuchen des Wehr-
beauftragten um Auskunft oder Akteneinsicht Zweifel be-
stehen, ob

— der betreffende Sachverhalt auf eine Grundrechtsver-
letzung oder einen Verstol3 gegen die Grundsétze der
Inneren Fiihrung schliel3en lasst oder ob eine Weisung
des Deutschen Bundestages oder des Verteidigungs-
ausschusses des Deutschen Bundestages vorliegt,

— zwingende Geheimhaltungsgriinde dem Ersuchen ent-
gegenstehen

oder wenn im Zusammenhang mit einem Besuch des
Wehrbeauftragten Zweifel bestehen, ob

— zwingende Gehelmhaltungsgriinde dem Besuch entge-
genstehen,

ist unverziglich die Entscheidung des BMV g einzuholen.
Der Wehrbeauftragte ist hierliber zu unterrichten.

5.

Fur die Bearbeitung der vom Wehrbeauftragten Ubersand-
ten Ersuchen gilt Folgendes:

a) Wird vom Wehrbeauftragten ein Angehoriger der
Bundeswehr personlich angeschrieben, hat dieser
selbst zu antworten.

b) Wendet der Wehrbeauftragte sich an eine Dienststelle,
so ist der Leiter der Dienststelle fUr die Beantwortung
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des Ersuchens verantwortlich; die abschlie3ende Stel-
lungnahme hat er selbst zu zeichnen. Die Untersu-
chungen fihrt der jeweils zusténdige Disziplinarvor-
gesetzte durch. Festgestellte Mangel sind abzustellen.

¢) Werden Ubergeordnete Vorgesetzte zu einer Stellung-
nahme aufgefordert, so veranlassen sie die Uberprii-
fung des Sachverhalts und Ubersenden deren Ergebnis
zusammen mit der eigenen Stellungnahme an den
Wehrbeauftragten.

d) Kommandobehérden von Division an aufwérts und
entsprechende Dienststellen legen dem BMVg bei An-
gelegenheiten von grundsétzlicher oder weit reichen-
der Bedeutung ihre Stellungnahmen zusammen mit
den entstandenen wesentlichen Vorgéngen nach Ab-
gang auf dem Dienstweg vor.

€) Dariber hinaus sind dem BMVg alle von Dienststel-
len der Bundeswehr abgegebenen Stellungnahmen mit
den entstandenen wesentlichen Vorgangen nach Ab-
gang auf dem Dienstweg vorzulegen, wenn

— der Angelegenheit politische oder offentliche Be-
deutung beizumessen ist oder

— in der Sache ein disziplinargerichtliches Verfahren
oder ein Strafverfahren eingeleitet oder zu erwarten
ist.

f) Soweit Soldaten im Zusammenhang mit ihren Einga-
ben an den Wehrbeauftragten die behandelnden Arzte
oder &rztlichen Gutachter von ihrer &rztlichen Schwei-
gepflicht entbinden, bezieht sich diesim Zweifel aus-
schliefdlich auf deren Stellungnahmen unmittelbar ge-
genuber dem Wehrbeauftragten.

Mehrausfertigungen dieser Stellungnahmen sowie die-
sen beigefligte Anlagen, die anderen Dienststellen
—einschliefflich des BMVg — auf dem Dienstweg vor-
zulegen sind, dirfen daher in der Regel keine Tatsa
chen oder Wertungen enthalten, die der arztlichen
Schweigepflicht unterliegen.

Die an den Wehrbeauftragten gerichteten Stellungnah-
men sind gegebenenfalls so abzufassen, dass die der
arztlichen Schweigepflicht unterliegenden Aussagen
in einer besonderen Anlage zusammengefasst und nur
dem Wehrbeauftragten unmittelbar mit dem Original-
schreiben Ubersandt werden.

g) Uber Eingaben, deren Inhalt und entsprechende Stel-
lungnahmen, haben ale Beteiligten auch untereinan-
der die Pflicht zur Verschwiegenheit gemal3 § 14 Sol-
datengesetz! zu beachten, soweit es nicht die
unmittelbare Bearbeitung der Eingabe betrifft. Den
Vorgang zur Belehrung auszuwerten, ist erst nach Ab-
schluss des Verfahrens zuldssig. Die Namen der Betei-
ligten dirfen hierbei nicht bekannt gegeben werden.

Das Verfahren ist in der Regel in diesem Zusammen-
hang als abgeschl ossen zu betrachten, wenn zwei Mo-
nate nach Abgabe der Stellungnahme keine Riickaui3e-

1 VMBI 2001 S. 72

rung des Wehrbeauftragten mehr eingeht. Teilt der
Wehrbeauftragte den Abschluss des Verfahrens mit, so
ist dies mit dem Ergebnis seiner Priifung den beteilig-
ten Dienststellen und den von der Eingabe betroffenen
Personen bekannt zu geben.

h) Eingaben, die der Wehrbeauftragte Dienststellen zur
Stellungnahme lbersendet, dirfen grundsétzlich nicht
in Beschwerden nach den Bestimmungen der Wehrbe-
schwerdeordnung (WBO)2 umgedeutet werden, es sei
denn, die Umdeutung entspricht einem ausdriicklichen
Willen des Petenten.

6.

Macht der Wehrbeauftragte von seinem Anhdrungsrecht
(Nummer 3 Buchstabe b) Gebrauch, ist er dabei in jeder
Hinsicht zu unterstitzen. Der Wehrbeauftragte belehrt
Einsender, Sachverstandige oder Zeugen Uber ihre Rechte
bei der Anhdrung; eine Aussagepflicht besteht nicht. Fur
die Anhorung ist, soweit erforderlich, Dienstbefreiung
oder Sonderurlaub geméi § 9 Soldatenurlaubsverordnung
(SUV)3i. V. mit Nummer 72 der Ausfihrungsbestimmun-
gen zur SUV (ZDv 14/5 F 511) zu erteilen.

Soweit Uber Gegenstédnde angehtrt werden soll, die der
Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegen, kann der Ange-
horte Uber Vorgange bis zum Verschlussgrad VS-NfD
aussagen. Bei Vorgangen mit héherem VS-Grad hat der
Wehrbeauftragte die Aussagegenehmigung beim zustan-
digen Disziplinarvorgesetzten einzuholen.

Kann der zustandige Disziplinarvorgesetzte die Genehmi-
gung nicht erteilen, holt er die Entscheidung seiner Vor-
gesetzten ein. Die Genehmigung zu versagen, bleibt dem
BMVg vorbehalten.

Die angehdrten Personen werden entsprechend dem Ge-
setz Uber die Entschédigung von Zeugen und Sachverstén-
digen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober
1969 (BGBI. | S. 1756)2, zuletzt gedndert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 26. November 1979 (BGBI. |
S. 1953 und 1980 S. 137), entschadigt. Zeugen haben bin-
nen drei Monaten nach der Anhdrung, Sachverstandige
innerhalb der vom Wehrbeauftragten gesetzten Frist die
Entschadigung bei dem Wehrbeauftragten zu beantragen.

7.

Ist der Sachverhalt einer Eingabe an den Wehrbeauftrag-
ten gleichzeitig Gegenstand einer Beschwerde nach der
WBO oder Wehrdisziplinarordnung (WDO)4, dann gilt:

a) Hat ein Soldat Beschwerde nach der WBO einschliefdich
der Disziplinarbeschwerde nach § 38 WDO eingelegt
und richtet er eine Eingabe in gleicher Angelegenheit an
den Wehrbeauftragten, so ist der Wehrbeauftragte tiber
Sachstand und Fortgang der Beschwerdesache zu un-
terrichten. Eine Mehrausfertigung der Entscheidung
ist ihm unverziglich zuzuleiten. Die Einlegung eines

2 im VMBI nicht veréffentlicht
3 VMBI 1997 S. 286
4 VMBI 1973S.7
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Rechtsbehelfs sowie die Unanfechtbarkeit sind geson-
dert mitzuteilen.

b) Bezieht sich die Eingabe des Soldaten an den Wehrbe-
auftragten auch auf Angelegenheiten, die der Soldat
nicht zum Gegenstand seiner Beschwerde gemacht
hat, ist beziglich dieses Teils der Eingabe wie bei
sonstigen Eingaben zu verfahren.

¢) Werden aufgrund einer Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten disziplinare Ermittlungen aufgenommen, so ist
der Wehrbeauftragte hiervon zu unterrichten. Nach
Abschluss des Verfahrens ist ihm die getroffene Ent-
scheidung mitzuteilen. In einem disziplinargerichtli-
chen Verfahren sind auch wesentliche Zwischenent-
scheidungen mitzuteilen.

8.

Fir die Bearbeitung von Vorgangen, die der Wehrbeauf-
tragte Dienststellen der Bundeswehr zur Regelung in ei-
gener Zustandigkeit Ubersendet, gilt Folgendes:

a) Richtet sich der Vorgang gegen einen Soldaten, ist er
dessen néchstem Disziplinarvorgesetzten zuzuleiten.
Sonstige Vorgéange sind der Stelle zuzuleiten, die den
Gegenstand des Vorgangs zu beurteilen hat.

b) Die zu Buchstabe a) bezeichnete Stelle hat dem Ein-
sender auf dem Dienstweg einen Bescheid zu erteilen,
der auch miindlich durch dessen Disziplinarvorgesetz-
ten erdffnet werden kann. Der Wehrbeauftragte ist
Uber die abschlieffende Behandlung der Angelegenheit
in Kenntnis zu setzen.

¢) Durch eine Eingabe an den Wehrbeauftragten werden
die Rechtshehelfe nach der WBO und der WDO nicht
ersetzt. Selbst wenn eine Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten als Beschwerde oder als Antrag nach der WBO
oder der WDO anzusehen ist, werden die dort festge-
legten Fristen nur dann gewahrt, wenn die Eingabe in-
nerhalb dieser Frist bei der flr die Entgegennahme der
Beschwerde oder des Antrags zustadndigen Stelle ein-
geht.

9.

Truppenbesuche des Wehrbeauftragten aus besonderem
Anlass (z.B. in Zusammenhang mit besonderen Vor-
kommnissen oder mehreren gleich lautenden oder &hnli-
chen Eingaben im Bereich desselben Truppenteils) sind
dem BMVg fernschriftlich nach folgendem Muster zu
melden:

Anschrift:
BMVg—-Fu S| 3—nachrichtlich:

Flhrungsstab der betreffenden Teilstreitkraft bzw. Org-
Bereich

(FUH11,FaL 12 FiM 11, InSanll 3, Fii SKB | 3)

Betr.: Truppenbesuch des Wehrbeauftragten aus besonde-

rem Anlass

— Zeitpunkt,

— Truppenteil,

— Standort und Unterkunft,

— Anlass.
D.

Unterrichtung der Soldaten

10.

Alle Soldaten sind Uber die Aufgaben und Befugnisse des
Wehrbeauftragten zu Beginn der Grundausbildung und
erneut nach Versetzung in die Stammeinheit durch den
Disziplinarvorgesetzten zu unterrichten. Dabei ist insbe-
sondere auf Folgendes hinzuweisen:

a) Jeder Soldat hat das Recht, sich unmittelbar, ohne Ein-
haltung des Dienstweges, mit Eingaben an den Wehr-
beauftragten zu wenden.

Die Anschrift des Wehrbeauftragten lautet:

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages,
Platz der Republik 1,
11011 Berlin.

Die Anschrift ist gemal3 ZDv 10/5 ,,Leben in der mili-
térischen Gemeinschaft* Nummer 230 durch Aushang
an der Informationstafel in der Einheit/Dienststelle be-
kannt zu geben.

b) Soldaten kénnen sich nur einzeln an den Wehrbeauf-
tragten wenden.

¢) Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet (8 8
WBeauftrG).

d) Wendet sich ein Soldat vor Abfassung seiner Eingabe
an seinen Disziplinarvorgesetzten, ist ihm Rat und
Hilfe zu gewéhren. Esist ein Dienstvergehen und zu-
gleich eine Straftat nach § 35 Wehrstrafgesetz, wenn
Vorgesetzte durch Befehle, Drohungen, Versprechun-
gen, Geschenke oder sonst auf pflichtwidrige Weise
Untergebene davon abhalten, Eingaben an den Wehr-
beauftragten zu richten oder Eingaben unterdriicken.
Auch der Versuch ist strafbar und kann im Ubrigen al's
Dienstvergehen geahndet werden.

€) Der Soldat darf keine Nachteile erleiden, weil er sich
mit einer Eingabe an den Wehrbeauftragten gewandt
hat. Enthdlt die Eingabe Dienstpflichtverletzungen
oder Straftaten, z.B. Beleidigungen oder Ver-
leumdungen, kann dies als Dienstvergehen disziplinar
geahndet oder strafgerichtlich verfolgt werden (vgl.
ZDv 14/3 B 127).

f) Unterlagen, die hoher als VS-NfD eingestuft sind, dur-
fen Eingaben an den Wehrbeauftragten nicht beigefiigt
werden. Tatsachen, die einem hoheren Geheimhal-
tungsgrad als VS-NfD unterliegen, dirfen in Eingaben
an den Wehrbeauftragten nicht enthalten sein. Er-
scheint die Mitteilung solcher Umsténde aus der Sicht
des Petenten erforderlich, kann der Soldat den Wehr-
beauftragten hierauf hinweisen.
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E.
Schlussbemer kungen
11.

Von allen Vorgesetzten wird erwartet, vertrauensvoll mit
dem Wehrbeauftragten zusammenzuarbeiten und ihm da-
mit die Méglichkeit geben, sich schnell und grindlich zu
unterrichten.

Verstandnis des Soldaten fir unsere Staats- und Rechts-
ordnung, Vertrauen zur Demokratie, aber auch zur Bun-
deswehr kénnen damit wesentlich geférdert werden.

12.
Alle Disziplinarvorgesetzten sind aufgefordert, Erfahrun-
gen auf dem Dienstweg an BMVg—Fu S| 3—zu melden.
13.

Der Erlass,, Truppe und Wehrbeauftragter” in der Fassung
VMBI 1984 S. 59 wird aufgehoben.

BMVg, 28. Mai 2001
FuSI3-Az39-20-00
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20.3 Statistische Ubersichten
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Ubersicht uiber die bearbeiteten Vorgange 2008

1.

Im Berichtszeitraum erfassteVorgange. . .. .....cov i iii i
Darunter Vorgénge,

die den Aufgabenbereich des Wehrbeauftragten nicht berthrten ...... .. 67
ANONYMEr ANt . 27
dieihres Inhalts wegen nicht weiter verfolgtwurden .. ............... 4
zum gesetzlichen Auftrag des Wehrbeauftragten. .. .................. 186
Bearbeitete VOrgange: . ... vt

Noch nicht abschlief3end bearbeitete Vorgénge: .. ...................

Anzahl der abschlief3end bearbeiteten Vorgénge

ausdem Berichtszeitraum . ...

aus den Vorjahren (Uberhange)

2000 . . ot 1)
2000 . . e 4
2002 . . 4
2008 . o 7
2004 . . o 19
2005 . . 737
2006 . . . 147
2007 . 1491
Insgesamt abschliefRend bearbeitete Vorgénge . ... .t

5474

284"
5190
1567

3623

1746
5369

) Eingaben, fur deren Bearbeitung der Wehrbeauftragte nicht zustandig war, wurden entweder an die zusténdigen Stellen weitergeleitet oder der

Einsender wurde davon unterrichtet, dass der Wehrbeauftragte in seiner Sache nicht tétig werden kann.

) Bei diesen Vorgangen waren iberwiegend sachgleiche Gerichtsverfahren anhangig, die erst im Laufe des Berichtsjahres rechtskréftig abgeschlos-

sen worden sind.
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Aufschlisselung der bearbeiteten Vorgdnge nach Inhalt

Inhalt Anzahl v. H.
Menschenfuhrung/Wehrrecht/Soldatische Ordnung .. .................. 18759 36,13
Personalangel egenheiten der Berufs- u. Zeitsoldaten . .................. 14852 28,61
Personelle Fragen der Wehrpflichtigen (auRer Wehrtbende) . ............. 424 8,17
Reservistenangelegenheiten/Wehrilbungen ............ ... 192 3,70
Hellflrsorge . ..o e 276 532
Unterkuinfte/Verpflegung/Bekleidung/Betreuung . ..................... 230 4,43
Besoldung und besoldungsrechtliche Nebengebiete .................... 344 6,63
SOZIAES/VEISOIQUNG . .« o vttt e e e e e et 3643 7,01
Gesamtzahl . ... . 51904 100,00

1 Verfassungsrechtliche Grundsétze; Schutz von Grundrechten, Leitbild des Staatsbirgers in Uniform, Integration der Bundeswehr in Staat und
Gesellschaft, Rechte und Pflichten der Soldaten, Befehl und Gehorsam, Fiihrungsstil und Fiihrungsverhalten, Beschwerde und Petitionsrecht, Sol-
datenbeteiligungsrecht, militérische Ausbildung, Sport, militérische Sicherheit, Traditionspflege, Militérseelsorge, Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer, Disziplinarangelegenheiten, fristlose Entlassung, Nachdienen, vorlaufige Festnahme, Malnahmen nach dem Gesetz (iber die
Anwendung des unmittel baren Zwanges, Gnadenrecht, Dienstzeitbelastung u. A.

Laufbahnfragen, Versetzungen und Kommandierungen, Beurteilungen, Urlaub/Dienstbefreiung u. A.

Berufsférderung, Sozialversicherungsangel egenheiten, Schul-und Studienfiirsorge, Unterhal tssicherung, Wohnungsfiirsorge u. A.

In der Gesamtzahl sind 440 Eingaben von Soldaten, dieim Ausland stationiert sind, enthalten.

2
3
4)

Aufschlusselung der bearbeiteten Vorgange nach Inhalt

Soziales/ Versorgung; 364

Besoldung und
besoldungsrechtliche
Nebengebiete; 344

Menschenfihrung/
Wehrrecht/ Soldatische
Ordnung ; 1875
Unterkinfte/ Verpflegung/
Bekleidung/ Betreuung; 230

Heilfursorge; 276

Reservistenangelegen- Personalangelegenheiten der
heiten/Wehriibungen;192 Personelle Fragen der Berufs- u. Zeitsoldaten ; 1485
Wehrpflichtigen (auBBer
Wehriibende) ; 424
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Aufschlisselung der bearbeiteten Vorgédnge nach Einsendern und anderen Erkenntnisquellen

davon entfallen auf
Personelle Unter-
Menschen- | Personal- Reser- | Besold
Einsender bzw. | t fSﬂ?ﬁngln angelSo erg];en- Frsggqn Ejer vi:tfn- \l;unfftle/ ur?ceio begglg
Erkenntnisquellen NSQESAML | \wehrrecht/ | heiten der fli ht'r angelegen- Heil- er[r)1 /e dungsrecht-| Soziales/
Solda-  |Berufs-und | P Ble?en heiten/ fursorge E?(l;klg'- liche Versorgung
tiche | zeit- | (@B e sooe | Neben-
Ordnung | soldaten iibende) Ubungen Betreuung gebiete
Soldaten der Bundes-
wehr (mannlich) . ... 3119 885 1228 158 18 189 176 187 278
(weiblich) ......... 339 159 113 1 2 23 8 15 18
Familienangehdrige
von Soldaten
der Bundeswehr .. .. 164 45 20 66 1 10 5 15 2
Ehemalige Soldaten
der Bundeswehr .. .. 279 33 22 8 146 11 6 42 1
Abgeordnete
des Bundestages .. .. 17 5 4 2 1 1 2 2 0
Andere Abgeordnete 2 0 0 1 1 0 0 0 0
Privatpersonen
aulBerhalb
der Bundeswehr . ... 359 85 68 55 10 28 4 66 43
Organisationen,
Verbdndeu.a. ...... 1 1 0 0 0 0 0 0 0
Truppenbesuche . . .. 148 91 18 0 0 5 17 11
Presseberichte ... ... 31 26 1 2 1 1 0 0
Besondere
Vorkommnisse ..... 456 448 0 2 0 6 0 0 0
Nichtgediente
Wehrpflichtige ..... 94 1 0 93 0 0 0 0 0
Sonstige
Erkenntnisquellen . .. 181 96 11 36 12 2 12 6 6
Gesamtzahl ........ 5190 1875 1485 424 192 276 230 344 364
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Aufschlisselung der bearbeiteten Vorgédnge nach Organisationsbereichen der Bundeswehr

davon entfallen auf
Personelle Unter-
Menschen- | Personal- Reser- - Besoldung
= Fi d : kuinfte/

Organisationsbereiche | Insgesamt | (i | g e0er Webr- agaegen | Heil- Verpie dtﬁnn%gior!{- Sozidles/
Solda- | Berufs-und pflicrtigen heiten/ flrsorge gung_/_ liche Versorgung
tische | zeit- | (@B e Bekla- | Neben-

Ordnung | soldaten []bencg(-e) Ubungen Bet:JeTJ%ng gebiete
Bundesministeriumder
Verteidigung ....... 16 1 2 1 6 2 0 3 1
Streitkraftebasis .. .. 1231 510 412 47 18 56 60 53 75
Sanitétsdienst .. .. .. 503 164 193 23 4 46 20 26 27
Heer.............. 1397 564 429 78 19 71 69 78 89
Luftwaffe ......... 646 249 223 35 5 28 25 31 50
Marine............ 259 105 80 14 2 20 15 10 13
Nicht erkennbar oder
nicht aus dem Bereich
der Bundeswehr .. .. 1013 270 135 151 134 52 37 141 93
Bundeswehr-
Verwaltung ........ 125 12 11 75 4 1 4 2 16
Gesamtzahl ........ 5190 1875 1485 424 192 276 230 344 364

Bundeswehr-Verwaltung o
2,4% Bundesminis-

terium der Verteidigung
0,31%

Streitkraftebasis
23,72%

Nicht erkennbar

oder nicht

aus dem Bereich
der Bundeswehr
19,52%

Marine
4,99%

Sanitatsdienst

0,
Luftwaffe 9.69%

12,45%

Heer
26,92%




Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

— 73—

Drucksache 16/12200

Aufschlisselung der bearbeiteten Vorgdnge nach Dienstgradgruppen der Soldaten

davon entfallen auf
Personelle Unter- Besol-
Menschen | Personal- ) .
. ) o Fragender | Reservis- kinfte/ | dung und
DIGnSGTUBON 5 | ncgcomy 1100, LB Wetr | errgae | g | VDl | el | Soaded | gy
eservisien Solda | Berufs. | Pflichti- | genheiten| (. " | gung/ dungs | Versor- | 7 e%
tische | und Zeit- | 980 (auler | Wehr- 9 Beklei- | rechtliche| gung a
Ordnung | soldaten | grthe | (PO Beraing| gebias
Gengrdle ......... 7 3 0 0 0 0 2 2 0 0
Stabsoffiziere ..... 317 109 68 0 33 33 18 a4 12 0
Hauptleute .. ... ... 289 105 112 2 8 15 11 23 13 0
Leutnante......... 261 100 89 0 14 6 25 16 11 0
Unteroffizierem.P. .| 1708 600 671 2 67 79 73 108 108 0
Unteroffiziereo. P. . 781 253 312 2 15 42 34 25 98 0
Mannschaften ... .. 971 385 146 210 32 72 35 37 54 0
Unbekannter
Dienstgrad oder
nicht aus dem
Bereichder Bw .. .. 856 320 87 208 23 29 32 89 68
Gesamtzahl ....... 5190 | 1875 | 1485 424 192 276 230 344 364 0
Von der Gesamtzahl aller Dienstgrade entfallen auf:
Berufssoldaten 1272
Soldaten auf Zeit 2347
Grundwehrdienstleistende 314
Wehriibende/Reservisten 293
Unbekannt oder keine Angabe méglich 850
Freiwillig langer Wehrdienst Leistende 114
Gesamtzahl 5190
2000 -
1708
1600 -
1200 971
781 856
800 —
400 - 317 289 261
ST [ ]
Gere™® sxabsof"‘i‘e‘e \—\auv“e“te \_eu\“a“"e (offi2 e 20 (eich 8¢ B
. aVS
stor? oder picht
e
] be\kannie" o
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Entwicklung der Zahl der Eingaben und sonstiger Vorgange in den Jahren 1959 bis 2008

davon
Eingaben, die . -
Gesamtzahl der ! Eingaben, diein Jahresdurch-
A . dengesetzlichen " A v
Berichtsjahr eingegangenen | —\ S enb Sammel- A die Zustandig- Sonsti schnittsstérken
Bingabenusw. | g ch%es%e%r- eingaT:en Einnogna)ggr(\e blgjf?res anel?gl Vor%éh%% Vggr %O\J\Idgin
beauftragten %gq 1959
nicht bertihrten

1959 3368 336 4 3 3025 0 248 800
1960 5471 254 17 10 5190 0 258 080
1961 3829 250 11 13 3555 0 316 090
1962 5736 170 16 13 5537 0 374766
1963 5938 502 0 34 4736 666 401 337
1964 5322 597 0 26 4047 652 424 869
1965 4 408 400 0 18 3424 566 437 236
1966 4 353 519 0 24 3810 0 454 569
1967 4503 487 0 19 3997 0 456 764
1968 6 517 484 0 16 6 017 0 472 070
1969 7033 606 0 22 6 405 0 455114
1970 7142 550 0 16 6576 0 468 484
1971 7891 501 0 9 7381 0 466 889
1972 7789 344 12 21 7412 0 492 828
1973 6673 264 6 8 6395 0 472 943
1974 6 748 249 4 4 6491 0 490 053
1975 6439 341 0 9 6089 0 486 206
1976 7319 354 0 3 6 962 0 488 616
1977 6 753 347 0 3 6 403 0 491 424
1978 6234 259 0 10 5965 0 491 481
1979 6 884 276 0 13 6 595 0 492 344
1980 7244 278 0 23 6 943 0 490 243
1981 7265 307 0 15 6 943 0 493 089
1982 6184 334 0 9 5841 0 490 729
1983 6 493 397 0 49 6 047 0 495 875
1984 6 086 301 0 16 5755 14 487 669
1985 8002 487 0 28 7 467 20 495 361
1986 8619 191 0 22 8384 22 495 639
1987 8531 80 0 22 8419 10 495 649
1988 8563 62 0 38 8441 22 494 592
1989 10190 67 0 9 10 088 26 486 825
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noch Entwicklung der Zahl der Eingaben und sonstiger Vorgange in den Jahren 1959 bis 2008

davon
Eingaben, die . -
Gesamtzahl der ! Eingaben, diein Jahresdurch-
— ; dengesetzlichen " A s
Berichtsjahr eingegangenen | —\ S enb Sammel- A die Zustandig- Sonsti schnittsstérken
Bingabenusw. | g chgciesta\r/]Ve%F eingaT:en Einnogna)ggr(\e blgjf?res ana?; Vor%éh%% Vggr %OJvdgin
beauftragten o 1959
nicht bertihrten
1990 9590 89 0 26 9449 26 458 752
1991 9864 183 0 24 9644 13 476 288
1992 8084 69 0 13 7973 29 445 019
1993 7391 49 0 18 7 309 15 399 216
1994 5916 66 0 21 5810 19 361177
1995 5979 94 0 23 5493 369 344 690
1996 6 264 63 0 20 6112 69 342 870
1997 6 647 80 0 14 6 509 44 332013
1998 6122 84 0 11 5985 42 330914
1999 5885 66 0 20 5769 30 331148
2000 4952 58 0 8 4 856 30 318713
2001 4 891 115 0 12 4741 23 306 087
2002 6 436 110 0 13 6 270 43 294 800
2003 6082 124 0 6 5958 85 283723
2004 6154 134 0 16 6020 80 263 990
2005 5601 49 0 12 5436 0 251722
2006 5918 67 0 16 5727 108 249 964
2007 5276 81 0 25 5052 118 248 995
2008 5474 67 0 27 5190 186 247 619
Gesamt 326 053 12 242 70 850 309 643 3327
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noch Entwicklung der Zahl der Eingaben und sonstiger Vorgange in den Jahren 1959 bis 2008
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Besuche, Begegnungen, Gesprache des Wehrbeauftragten

1. Truppenbesuche des Wehrbeauftragten

Ort Dienststelle

Augustdorf Panzergrenadierbataillon 212
Augustdorf Aufklérungskompanie 210

Bad Zwischenahn Bundeswehrkrankenhaus

Berlin Fernmel deaufkl&rungsabschnitt 921
Berlin Bundeswehrkrankenhaus

Butmir, llidza, Pristina, Prizren

Deutsches Einsatzkontingent EUFOR

Caw

Kommando Speziakréfte

Feyzabad, Kabul, Mazar-e-Sharif,

Kunduz, Termez, Talogan

Deutsches Einsatzkontingent | SAF

Fritzlar Kampfhubschrauberregiment 36

Furstenfeldbriick Offiziersschule der Luftwaffe, Flugmedizinisches Institut der Luftwaffe
Gotha Aufklarungsbataillon 33

Harth Bundessprachenamt

Jever Objektschutzregiment der L uftwaffe

Kéln Flugbereitschaft

Kéln/ Porz-Wahn Streitkrafteunterstiitzungskommando

K opp-Jagel Aufklarungsgeschwader 51 ,, Immelmann*

Laage Jagdgeschwader 73 ,, Steinhoff*

Mdinchen Pionierschule und Fachschule des Heeres firr Bautechnik, Sanitétsakademie

der Bundeswehr

Neustadt am Ribenberge

Panzerbataillon 33

Norvenich Jagdbombergeschwader 31 ,, Boelcke*
Oldenburg Verpflegungsamt der Bundeswehr
Penzig L ufttransportgeschwader 61

Prenzlau Fernmeldebataillon 610

Rechlin Distributionszentrum Rechlin

Rotenburg (Wimme)

Fernmelderegiment 1

Sonthofen Sportférdergruppe

Schwanewede K SE Sanitétsdienst

Schwielowsee Einsatzf ihrungskommando

Stettin Multinational Corps Northeast und L ukasinskiego 33
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nochTruppenbesuche des Wehrbeauftragten

Ort Dienststelle

Toplicane Deutsches Einsatzkontingent KFOR

Troisdorf Bundeswehr Fuhrpark Service

Warendorf Sportschule, Sportmedizinisches Institut

WeilRenfels Sanitétsregiment 32

Wesel Fernmel debataillon 284

Westerstede Ammerland Klinik

Wildflecken Truppenubungsplatz Wildflecken, Fallschirmbataillon 263
Wilhelmshaven Marinestiitzpunktkommando

2. Begegnungen/Gesprache des Wehrbeauftragten

Dariiber hinaus hatte ich in ca. 150 Begegnungen u. a. mit dem Bundesprésidenten, der Bundeskanzlerin sowie dem
Diplomatischen Korps Gelegenheit zum Informations- und Erfahrungsaustausch.

Zusétzlich nahm ich an 36 Tagungen, Gespréachsrunden und anderen Veranstaltungen teil, die im Zusammenhang mit
dem gesetzlichen Auftrag des Wehrbeauftragten standen.

3. Truppen- und Informationsbesuche

Im Berichtsjahr wurden von meinen Mitarbeitern und mir insgesamt 116 Informationsbesuche durchgefiihrt. Aufge-
sucht wurden Truppenteile, Stébe, Dienststellen und Behorden der Teilstreitkréfte im Inland und an Einsatzorten im
Ausland.

4, Besuchergruppen

In der Dienststelle wurden 86 Besuchergruppen betreut, darunter Delegationen aus Albanien, Argentinien, Armenien,
Bosnien, China, Frankreich, Kanada, Kosovo, Mazedonien, Mexiko, Montenegro, Polen und den USA.
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20.4 Ubersicht uiber die Jahresberichte 1959 bis 2008 und deren Beratung
durch den Deutschen Bundestag

Jahresbericht Beschluss- Beratung durch den Bundestag
undl Berich Ges |
drucksache)
1959 8. April 1960 1796 2937 29. Juni 1961 165 S. 9670 ff.
3. Wahlperiode | 3. Wahlperiode
1960 14. April 1961 2666 2937 29. Juni 1961 165 S. 9670 ff.
3. Wahlperiode | 3. Wahlperiode
1961 27. April 1962 IV/371 VI/477 27. Juni 1962 36 S. 1555 ff.
1962 11. April 1963 1V/1183 IV/1377 21. Februar 1964 117 S. 5359 ff.
1963 4. Juni 1964 1V/2305 IV/2795 11. Dezember 1964 | 153 S. 7585 ff.
21, JaerSgr 1965

1964 4. Juni 1965 IV/3524 V/1641 11. Mai 1967 109 S. 5179 ff.
1965 7. Juli 1966 V/820 V/1641 11. Mai 1967 109 S. 5179 ff.
1966 31. Mai 1967 V/1825 V/1926 29. Juni 1967 117 S. 5903 ff.
1967 22. Mai 1968 V/2948 V/3422 15. Januar 1969 207 S. 11207 ff.
1968 19. Februar 1969 V/3912 V /4425 27. Juni 1969 244 S. 13603 ff.
1969 26. Februar 1970 V1/453 V1/800 11. M&arz 1970 36 S. 1743 ff.
2. Jul:1ri](1970 54 S. 2813 ff.

1970 1. Marz 1971 V1/1942 V1/2168 12. Mai 1971 122 S. 7073 ff.
1971 9. Februar 1972 V1/3232 V1/3499 14. April 1972 181 S. 10522 ff.
23. JllJJrl;]i(11972 196 S. 11511 ff.

1972 15. Mé&rz 1973 7/334 7/1208 29. November 1973 67 S. 3997 ff.
1973 7.Marz 1974 7/1765 712726 5. Dezember 1974 134 S. 9160 ff.
1974 13. Februar 1975 7/3228 713762 18. April 1975 165 S. 11555 ff.
8. Argjrri]ld1976 235 S. 16487 ff.
1975 27. Februar 1976 7/4812 7/5342 8. April 1976 235 S. 16487 ff..
25. JllJJIEl]ide76 254 S. 18102 ff.

1976 3. Mérz 1977 8/153 8/968 20. Oktober 1977 50 S. 3765 ff.
1977 6. Mérz 1978 8/1581 8/2224 17. November 1978 | 118 S. 9184 ff.
7. Dezel#:l]t()jer 1978 123 S. 9591 ff.

1978 6. Marz 1979 8/2625 8/2986 18. Mai 1979 155 S. 12391 ff.
27. thjr?id1979 163 S. 12968 ff.

1979 18. Mérz 1980 8/3800 8/4374 26. Juni 1980 226 S. 18309 ff.
3. Jl:JI?(Z:II.98O 229 S. 18676 ff.
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noch Ubersicht iiber die Jahresberichte 1959 bis 2008 und deren Beratung

durch den Deutschen Bundestag

Jahresbericht Beschluss- Beratung durch den Bundestag
unc Bon it s |
ri;(z%s- Vorlagedatum N %?ugfsgiﬁags' \Z;:{%jﬁ%%& Datum glt%rj% Sgggﬁﬁslcwen
drucksache)

1980 17. Mérz 1981 9/240 9/1399 14. Mai 1981 37 S. 1864 ff.
12. Mlgr]g 1982 92 S. 5552 ff.

1981 3. Méarz 1982 9/1406 9/1695 9. Juni 1982 105 S. 6317 ff.
1982 3. Mé&rz 1983 9/2425 10/136 29. September 1983 25 S. 1714 ff.
1983 24. Februar 1984 10/1061 10/1611 4. Oktober 1984 88 S. 6473 ff.
1984 28. Februar 1985 10/2946 10/3779 14. Mé&rz 1985 126 S. 9261 ff.
27. Septgrr:?ber 1985 | 160 S. 11983 ff.

1985 28. Februar 1986 10/5132 10/5722 15. Mai 1986 216 S. 16669
25. Jll.ljr?ideBG 225 S. 17405 ff.

1986 9. Mérz 1987 11/42 111131 10. Dezember 1987 49 S. 3491 ff.

1987 21. Mérz 1988 11/2034 11/2528 21. April 1988 74 S. 5015
und 23.u \?L?ni 1988 87 S. 5935 ff.

S. 5943 ff.
1988 15. Februar 1989 11/3998 11/4809 22. Juni 1989 152 S. 11426 ff.
1989 14. Februar 1990 11/6522 11/7798 13. September 1990 | 224 S. 17731 ff.
1990 21. Méarz 1991 12/230 12/1073 19. September 1991 41 S. 3359 ff.
1991 12. Mé&rz 1992 12/2200 12/2782 8. Oktober 1992 110 S. 9418 ff.
1992 23. Mé&rz 1993 12/4600 18. Juni 1993 164 S. 14110 ff.
12/6322 15. April 1994 220 S. 19068 ff.

1993 8. Méarz 1994 12/6950 12/8465 21. September 1994 | 243 S. 21690
1994 7. Mérz 1995 13/700 13/2649 29. Februar 1996 89 S. 7876 ff.
1995 5. Mérz 1996 13/3900 13/5400 7. November 1996 135 S. 12139 ff.
1996 11. Mérz 1997 13/7100 13/8468 30. Oktober 1997 200 S. 18021 ff.
1997 3. Méarz 1998 13/10000 13/11067 24. Juni 1998 244 S. 22740 ff.
1998 16. Mérz 1999 14/500 14/1807 21. Januar 2000 82 S. 7595 ff.

1999 14. Méarz 2000 14/2900 14/4204 6. April 2000 98 S. 9117
26. Oktuonbder 2000 127 S. 12186 ff.
2000 13. Mérz 2001 14/5400 14/7111 31. Mai 2001 173 S. 16995 ff.
15. Novglr%cll)er 2001 | 201 S. 19734 ff.
2001 12. Mérz 2002 14/8330 - 19. April 2002 231 S. 23000 ff.
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noch Ubersicht iiber die Jahresberichte 1959 bis 2008 und deren Beratung
durch den Deutschen Bundestag

Jahresbericht Beschluss- Beratung durch den Bundestag
empfehlung
und Bfedr_icht des NEd Fundgdlei
B Verteidigungs- r. der un eim
ri cris- Vorlagedatum Nr. cé?’ruglgsr;c(l:ﬁséags- :rugchgwags Datum Plenar- | Stenographischen
jahr (Bundestags- sitzung Bericht
drucksache)
2002 11. Mérz 2003 15/500 15/1837 3. April 2003 37 S. 3055 ff.
und
13. November 2003 75 S. 6506 ff.
2003 9. Mérz 2004 15/2600 15/4475 6. Mai 2004 108 S. 9837 ff.
und
16. Dezember 2004 | 148 S. 13808 ff.
2004 15. Mérz 2005 15/5000 20. Januar 2006 12 S. 825 ff.
2005 14. Méarz 2006 16/850 16/3561 30. Juni 2006 44 S. 4298 ff.
und
14. Dezember 2006 73 S. 7300 b ff.
2006 20. Mérz 2007 16/4700 16/6700 21. Juni 2007 105 S. 10812 ff.
und
13. Dezember 2007 | 133 S. 13953 ff.
2007 4. Mé&rz 2008 16/8200 16/10990 19. Juni 2008 169 | S. 17923 D ff.
und 193 | S. 20818 A ff.
4. Dezember 2008
2008 24. Méarz 2009 16/12200
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20.5 Organisationsplan
Wehrbeauftragter Perstnlicher
Reinhold Robbe Referent
RD Dr. Brissa
Leitender Beamter
MDg Friedhelm Dreyling
WB 1 WB 2 WB 3 WB 4 WB 5 WB 6
Grundsatzange- Menschenflh- Personalange- Personalangele- | | Flirsorgeangel e- Truppen- und
legenheiten/ rung in der legenheiten der genheiten der genheiten/ Informations-
Grundsétze der Bundeswehr/ Wehrpflichti- Berufssoldaten Soldat und besuche/Presse-
Inneren Soldaten im gen und Ange- und Soldaten Familie und Offentlich-
Fuhrung/ Ausland legenheiten der auf Zeit keitsarbeit/
Innerer Dienst Reservisten/ Militérfach-
Frauen in den liche Fragen
Streitkréften
MR Gunther MR Muhlen MR’'n Konrad MR Tegethoff MR Nif3ler MR Gerland
Anschrift: Platz der Republik 1

Besucheranschrift:

11011 Berlin

Neustadtische Kirchstral3e 15

10117 Berlin

Telefon: (030) 227-38100
Telefax: (030) 227-38283
[VBB-Rufnummer 01888-7000-0
E-Mail: wehrbeauftragter @bundestag.de
Internet: http://www.bundestag.de




Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode —83- Drucksache 16/12200

21 Stichwortverzeichnis Gleichstellungsbeauftragte 9, 35

Grundwehrdienstleistende 39, 51, 55, 58
Afghanistan 3,4, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 19, 34, 46
Infrastruktur 10, 11, 12, 17, 49, 50, 52
Innere Fihrung 23, 24, 34, 36

ISAF 3,4, 11,13, 16, 17, 18, 19, 46, 47

Ausbildung 8, 20

Auslandseinsdtze 3, 8, 12, 41
Auslandsverwendungszuschlag 8, 18, 19
Ausriistung 8, 14, 15, 16 KFOR 11,13, 14,17, 26
Ausstattung 3, 8, 16 Kinderbetreuung 5, 9, 36
Kontingentobergrenze 8, 16
Beforderung 8, 28
) Laufbahn 12, 21, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 33,
Berufsforderung 33, 54 42, 43,54

Besoldung 10, 12, 54

Betreuung 4,5, 15, 18, 20, 30, 36

Medien 10, 56
Mietkautionen 10, 55

Beurteilungssystem 8, 12, 28, 30, 31 Militarsedlsorge 7, 10, 56

Bundeswehrkrankenhéuser 4, 9, 44

Bundeswehr-Sozialwerk 48 Operation Enduring Freedom (OEF) 11

Pendlerunterkinfte 10, 53

Personal 11, 12, 13, 16, 17, 18, 20, 25, 27
Personalauswahl 25, 27, 40
Personalgewinnung 28

Panstellen 28, 29

Planungssicherheit 43

Posttraumatische Belastungsstérungen 46, 47

Demographischer Wandel 30
Dienstaufsicht 8, 18, 21, 22, 23, 25, 34, 35
Dienstrechtsneuordnungsgesetz 18, 19, 43

Ehrenmal 11
Ehrenkreuz 11
Einsatzausbildung 15, 20
Radarstrahlengeschadigte 56
Rechtsausbildung 23, 24
Rechtsextremismus 8, 25
Rechtsschutz 8, 19
Reservisten 9, 40 ff.

Einsatzbelastung 17, 18
Einsatzdauer 41
EinsatzfUhrungsstab 11, 12
Einsatzplanung 8, 15, 16
Einsatzvorbereitung 8, 15, 46

EUFOR 11, 14, 77 Sanitdtsdienst 9, 42

Sanitdtsdienstliche Versorgung 12, 45
Familie 5,9, 36 Schadlosstellung 28, 31, 32, 42
Sexuelle Selbstbestimmung 9, 38
Stehzeiten 22,24, 29,54
Soldatenbeteiligung 8, 27

Fitness 10, 18, 49, 50
Forschung 10, 47, 49

Fotos 26, 52 .

0tos SGleiG 35, 37

Fragebogen 8, 32 Soldatenhilfswerk 48

Frauen 9, 34,35 Soldatentumor- und Unfallhilfe 48

Fihrungsverhalten 19, 20, 21, 22, 25 Sozialdienst 46, 47, 48



Drucksache 16/12200

-84 - Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

Sozialplan 9, 33,34
Sport 8, 18, 25, 49, 50

Teilzeitbeschéftigung 9, 23, 37, 45
Telearbeit 9, 37, 38
Transformation 11, 12, 20, 33, 45
Trennungsgeld 53
Truppenérztliche Versorgung 9, 45
Totalverweigerung 9, 40

UNIFIL 11
UNMIS 11
Unterbringung 8, 17

Unterkunft 12, 14, 17, 18, 26, 41, 50, 51, 52, 53, 55
Urlaub 4, 13, 14, 16, 41, 45, 55, 65

Verpflegung 14

Vertrauensperson 7, 27

Wehrgerechtigkeit 39
Wehrpflicht 39
Wehribungen 41, 42

ZAW 9,33
Zentrale Dienstvorschrift 27, 56
Zivilberufliche Aus- und Weiterbildung 33

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstral3e 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Kdln, Telefon (02 21) 97 66 340, Telefax (02 21) 97 66 344

ISSN 0722-8333



	Jahresbericht 2008 (50. Bericht)
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	1 Das Berichtsjahr im Überblick
	2 Auslandseinsätze
	3 Führung und Ausbildung
	4 Personal
	5 Frauen in den Streitkräften
	6 Vereinbarkeit von Familie und Dienst
	7 Recht auf sexuelle Selbstbestimmung
	8 Wehrpflicht
	9 Reservisten
	10 Sanitätsdienst
	11 Selbsttötungen und Unglücksfälle mit Todesfolge
	12 Wehrmedizinische Forschung über die körperliche Konstitution der Soldaten
	13 Fitness und Sport
	14 Infrastruktur
	15 Besoldung
	16 Militärseelsorge
	17 Radarstrahlenopfer
	18 Die Medien der Bundeswehr
	19 Interesse an der Institution Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages und internationale Z...
	20 Anlagen
	21 Stichwortverzeichnis



